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Einleitung. 



Den Grundcharakter der folgenden Erörterungen, welche die beiden 
aktuellsten wirtschaftlichen Themata unserer Zeit, die Zoll- und die 
Kartellfrage miteinander in Verbindung bringen, glaube ich darin sehen 
zu dürfen, daß dieselben nicht von einem bestimmten handelspolitischen 
Standpunkt aus geschrieben sind. Zwar kann man natürlich nur ent- 
weder Freihändler oder Schutzzöllner sein, ein drittes gibt es nicht; 
aber falsch ist es schon, einen dieser beiden Standpunkte prinzipiell 
zu vertreten, wie es leider so vielfach geschieht. Allgemein läßt 
sich die größere Zweckmäßigkeit, sei es des Schutzzolls, sei es des 
Freihandels, nicht entscheiden; die Frage ist eine rein wirtschafts- 
politische, nur zu behandeln mit Rücksicht auf die Verhältnisse eines 
bestimmten Landes, und selbst hier wird es oft nicht möglich sein, 
Schutzzoll, oder Freihandel schlechthin zu empfehlen, sondern die Ent- 
scheidung wird oft für verschiedene Industrien verschieden ausfallen 
müssen. Ist es also schon aus diesem Grunde verkehrt, prinzipiell für 
Schutzzölle oder für Freihandel einzutreten, so spricht eine weitere Er- 
wägung besonders gegen die allgemeine Empfehlung des Freihandels 
als der zweckmäßigsten Art des Verkehrs mit anderen Nationen. Frei- 
handel und Schutzzölle sind nämlich keine Gegensätze. So selbst- 
verständlich dies ist, so oft wird es doch verkannt, und diese falsche 
Auffassung hat außerordentlich viel dazu beigetragen, die handels- 
politischen Fragen zum Gegenstande einseitigster Prinzipienreiterei zu ' 
machen. Schutzzoll und Freihandel sind keine Gegensätze, sondern nur : 
Gradunterschiede. Der Freihandel ist dabei das eine Extrem, Schutz- 
zoll aber nicht das andere, sondern unzählige Grade von Schutzzöllen 
— die bloßen Finanzzölle können wir dem Freihandel gleichachten — 
führen von dort zu dem entgegengesetzten Extrem, dem Einfuhrverbot. 

Lief mann, Schatzzoll and Kartelle. 1 
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Daraus ergibt sich aber die viel ungünstigere Stellung dessen, der für 
Freihandel eintritt, gegenüber demjenigen, der Schutzzölle fordert; denn 
nur der erstere vertritt ein Extrem, von letzterem aber ist über den 
Grad seiner schutzzöllnerischen Bestrebungen noch gar nichts gesagt. 
Die verschiedensten Abstufungen des Protektionismus kann es geben 
und gibt es in der Tat. 

Unter diesen Umständen ist es schwer verständlich, wie selbst 
scharfsinnige Köpfe unbedingt für ein Extrem, für Freihandel eintreten 
können, und diesem Zustande absoluter Verkehrsfreiheit zwischen den 
Völkern alle möglichen Vorteile, dem Schutzzollsystem aber alle mög- 
lichen Nachteile zuschreiben, ganz ohne Rücksicht darauf, daß letzteres 
ja dem Grade nach . außerordentlich vielgestaltet sein kann. Als das 
neueste und beste Beispiel dafür, daß man dies verkennt und sich gerade- 
zu auf den extremen Standpunkt einer Negation aller Schutzzölle 
jeglichen Grades stellt und nur vom Freihandel günstige Wirkungen 
erwartet, sei die Schrift Dietzels: Sozialpolitik und Handels- 
politik (Berlin 1902) genannt. Es genügt ihm nicht die Feststellung, 
daß Handelspolitik und Sozialpolitik in keinem notwendigen Zusammen- 
hang stehen, daß letztere unabhängig von der Gestaltung ersterer ge- 
fördert werden kann. Nein, er behauptet: „Wer die Sozialreform will, 
muß Freihändler sein" (S. 94), „Man kann nicht nur, sondern muß 
als Sozialpolitiker Freihändler sein" (S. 5). Ich kann mir diese Ein- 
seitigkeit nur so erklären, daß Dietzels Schrift offenbar, außer durch 
allgemein theoretische Erwägungen über die Nützlichkeit des Freihandels, 
stark durch den praktisch-politischen Gedanken bestimmt wurde, den 
heute vorhandenen übermäßigen Schutzzollbestrebungen entgegenzuwirken. 
Zu diesem Zwecke glaubt Dietzel wohl, die Vorteile des Freihandels 
möglichst herausstreichen zu sollen. Aber das geht m. E. doch nicht 
an. Man kann wohl theoretisch in dem Freihandel den Idealzustand 
des wirtschaftlichen Verkehrs der Völker sehen, vom Standpunkt der 
heutigen praktischen Politik aber muß man doch dem Rechnung tragen, 
daß die anderen Staaten sich heute durch Schutzzölle wirtschaftlich 
möglichst unabhängig zu machen und ihre Volkswirtschaft möglichst 
zu entwickeln suchen, und daß wir deshalb nicht einseitig Freihandel 
haben können. Diese Seite der Sache übergeht Dietzel vollkommen, 
und wenn daher auch zuzugeben ist, daß heute vielfach ein übermäßiges 
Streben nach Schutzzöllen und ein blindes Vertrauen in die günstigen 
Wirkungen derselben vorhanden ist, so sind doch derartige Übertreibungen, 
wie sie Dietzel offenbar vornimmt, um dem entgegenzuwirken, nicht 
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nur wissenschaftlich haltlos — ist doch unsere ganze bisherige Sozial- 
politik in Zeiten einer schutzzöllnerischen Handelspolitik vor sich ge- 
gangen — sondern sie verfehlen auch ihren praktisch-politischen Zweck. 

Der hier zu Grunde gelegte Standpunkt ist ein ganz anderer. Die 
Schrift will nicht ein bestimmtes handelspolitisches System empfehlen, 
tritt überhaupt nicht für eine bestimmte Handelspolitik ein, insofern 
als sie niemals erörtert ob die Zölle für irgend ein Produkt höher oder 
niedriger sein müßten, sondern sie untersucht die Beziehungen zwischen 
Schutzzöllen und Kartellen und zwar immer vom Standpunkt der deutschen 
Volkswirtschaft in ihrer Gesamtheit, nicht von dem einzelner Interessen- 
gruppen ausgehend. Mit dem Nachweis, daß auch beim Schutzzoll- 
system, das wir aus allgemeinen handelspolitischen Gründen einstweilen 
beibehalten müssen, der wirtschaftliche Fortschritt, der uns zur Be- 
hauptung anderen Nationen gegenüber befähigt, die Herbeiführung 
einer vollkommeneren Produktionsorganisation, möglich ist {Schluß von 
Kapitel II), ist die Beziehung unseres Themas zu den Fragen der gegen- 
wärtigen Zollpolitik erschöpft, und die Erörtern ngen des IH. Kapitels 
über die zollpolitischen Maßregeln gegenüber den Kartellen stehen um 
deswillen mit den gegenwärtigen Zollfragen in keinem Zusammenhang, 
weil sie nur allgemein untersuchen, was geschehen kann, nicht für 
irgend ein bestimmtes Produkt die Notwendigkeit heutigen Eingreifens 
g iissprechen. 

Für die folgende Untersuchung ergibt sich von selbst eine Gliede- 
rung in drei Kapitel. Sie behandeln: 1. den Einfluß der Schutz- 
zölle auf die Entstehung der Kartelle; 2. den Einfluß der 
Schutzzölle auf die Wirksamkeit der Kartelle, insbesondere 
das Problem der billigeren Auslandsverkäufe; 3. die Zoll- 
politik als Mittel gegenüber den Kartellen. 

Der wesentlichste Teil des IL Kapitels war Gegenstand eines Vor- 
;s im Mittelrliemischeu Fabrikanten verein in Mainz und ist in der 
Cartellrundschau publiziert worden. 

Um den geschlossenen Gang der Untersuchung nicht zu unter- 
brechen, konnten einige Exkurse dem Texte nicht als Anmerkungen 
beigefügt werden, sondern mußten am Schlüsse besonders zusammen- 
gestellt werden, 



Kapitel I. 

Der Einfluss der Schutzzölle auf die Entstehung 
der Kartelle. 

Monopolistische Vereinigungen hat es immer gegeben; solange ein 
einigermaßen entwickelter Tauschverkehr besteht, hat man versucht, 
die Konkurrenz durch gemeinsames Vorgehen einzuschränken. Wir 
finden den Kartellen und Trusts ähnliche Gebilde im alten Indien und 
Assyrien, dem klassischen Altertum waren sie nieht fremd, und auch 
im Mittelalter hat man stets Vereinigungen beobachtet, durch welche 
der freie Wettbewerb mehrerer Wirtschaftssubjekte in irgend einer 
Weise beseitigt oder vermindert wurde. Und zwar erfolgte der Aus- 
schluß der Konkurrenz schon damals nicht nur durch staatliche Mit- 
wirkung wie bei den Zünften, sondern es hat auch stets Vereinigungen 
gegeben, durch welche nicht den Zunftschranken unterliegende Produkte, 
wie die Erzeugnisse des Bergbaues, " ausländische Waren und dergl. 
monopolisiert' wurden. Auch das 17. und 18. Jahrhundert weist solche 
monopolistische Vereinigungen auf, sie haben teilweise sogar genau die 
Formen unserer Kartelle gehabt. 

Immerhin waren freie monopolistische Vereinigungen bis in die 
allerneueste Zeit hinein nur vereinzelte Erscheinungen, die zwar natür- 
lich auch mit den jeweiligen wirtschaftlichen Verhältnissen des betr. 
Gewerbes zusammenhingen, aber nicht der Ausdruck einer das ganze 
Wirtschaftsleben durchziehenden Tendenz zur Neuorganisation desselben 
waren. Erst im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts, seit etwa 25 
Jahren also, sind die Kartelle und Trusts — diese beiden Formen 
werden jetzt wohl allgemein bei den monopolistischen Vereinigungen 
selbständiger Gewerbetreibender unterschieden — in so grosser Zahl 
und in so vielen Zweigen wirtschaftlicher Tätigkeit aufgetreten, daß 
man von einer allgemeinen Tendenz der modernen Volkswirtschaft zur 
Bildung monopolistischer Vereinigungen sprechen kann. 



— 5 — 

Die Frage nach den Ursachen dieser Entwicklung, die sich mit 
einer bei wirtschaftlichen Erscheinungen bisher noch niemals beob- 
achteten Schnelligkeit vollzogen hat, ist viel erörtert; worden, und in 
den Untersuchungen darüber hat man zuerst die Schutzzölle mit den 
Kartellen in Verbindung gebracht 1 ) Es liegt daher auch für uns, die 
wir den Beziehungen zwischen Schutzzöllen und Kartellen nachgehen 
wollen, nahe, mit dieser Erage den Anfang zu machen. 

Welchen Einfluß hat das Schutzzollsystem auf die Ent- 
stehung der monopolistischen Vereinigungen der Unter- 
nehmer gehabt? Die Meinungen darüber gehen namentlich bei den 
früheren Schriftstellern weit auseinander. 2 ) Die Freihändler behaupteten, 
insbesondere in den Zeiten, als die Kartellbewegung zuerst die Auf- 
merksamkeit auf sich zog, daß es ohne Schutzzölle keine Kartelle gebe. 1 ) 
Auch später ist diese Auffassung noch vertreten worden. 4 ) Die einen 
meinen: das Schutzzollsystem ist die Mutter der Kartelle, 5 ) andere sind 
vorsichtiger und erklären, daß das Schutzzollsystem Patenstelle bei den 
Kartellen vertreten habe. 6 ) Letzteres ist aber etwas unbestimmt Ich 
habe mich in meiner Schrift über die Unternehmerverbände 7 ) so 
ausgedrückt daß die Kartelle weder der Grund, noch die notwendige 
Voraussetzung, sondern nur ein Mittel zur Entstehung der Kartelle 
seien. Sie erleichtern das Zustandekommen derselben. Ohne Schutz- 
zölle können Kartelle aus folgenden Gründen entstehen: 1. Seltenheit 
des Vorkommens des betr. Rohstoffs oder der betr. Industrie. 2. Be- l 
deutung der Transportkosten inj Verhältnis zum Werte des Produktes, j 
welche auch vielfach lokale und territoriale Monopole, also innerhalb J 
eines und desselben Landes gestattet. (Kohle, Zement, Salz etc.) 
3. Überlegenheit der Industrie eines Landes gegenüber der ausländischen ] 
Konkurrenz. 4. Im Wege internationaler Kartellierung. — Wo diese 
Bedingungen fehlen, werden Kartelle ohne Schutzzölle wohl geschlossen 
werden, aber nicht auf die Dauer bestehen können. 

Aber mit dieser theoretischen Erörterung ist das Problem bei weitem 
nicht erschöpft. Viel interessanter ist die Frage, in wieweit nun tat- 
sächlich in den einzelnen Ländern die Zollverhältnisse auf die Ent- 
stehung und Ausbreitung der monopolistischen Vereinigungen Einfluß 
gehabt haben. Diese Frage ist vielfach untersucht worden und es 
haben sich zwei Tatsachen ergeben, welche scheinbar die Ansicht derer, 
daß der Schutzzoll die notwendige Voraussetzung der Entstehung der 
Kartelle sei, glänzend bestätigen. Das eine ist die Tatsache, daß sich 
in Deutschland die große Ausdehnung des Kartellwesens alsbald nach 
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dem Übergang zum Schutzzollsystem 1879 vollzogen hat, das andere 
ist der Umstand, daß in dem Freihandelslande England die Tendenz 
zu monopolistischen Vereinigungen verhältnismäßig gering geblieben 
ist, viel geringer jedenfalls, als es bei dem ältesten Industrielande der 
"Welt erwartet werden könnte. 

Diese beiden Tatsachen sind viel kommentiert worden und ein 
volles Einverständnis ist auch heute, namentlich bezüglich der Gründe 
der geringen Kartellentwickelung in England, noch nicht erzielt. Meine 
Ansicht ist, wie gesagt, daß beide Tatsachen nur scheinbar die Ab- 
hängigkeit der Kartellbewegung vom Schutzzollsystem beweisen. 

Was zunächst die deutschen Verhältnisse und die Wirkung des 
Übergangs zum Schutzzollsystem im Jahre 1879 betrifft, so ist schon 
früher darauf aufmerksam gemacht worden, 8 ) daß schon lange vor jener 
Zeit Kartelle in Deutschland bestanden haben. Ja man hat auf Grund 
dieses Umstandes die Bedeutung des Zolltarifs von 1879 für die Ent- 
stehung der Kartelle teilweise unterschätzt und insbesondere dem großen 
Krach anfangs der 70 er Jahre einen größeren Einfluß in dieser Hin- 
sicht zugeschrieben. 9 ) In meiner Schrift über die Unternehmerverbände 
habe ich dann betont — und das wird jetzt wohl allgemein anerkannt — , 
daß das Zustandekommen sehr vieler Kartelle erst durch den Schutz- 
zolltarif von 1879 ermöglicht ward, daß aber die Tendenz zur Kartell- 
bildung, der Gedanke, mittelst solcher die ungünstige wirtschaftliche 
Lage und den Konkurrenzkampf zu beseitigen, schon vorher in vielen 
Unternehmungszweigen vorhanden war. Es muß als sehr wahrschein- 
lich angesehen werden, daß von den zahlreichen, kurz nach der Ein- 
führung der Schutzzölle zustande gekommenen Kartellen 10 ) viele in 
ihren Anfängen auf die Zeit vor 1879 zurückgehen, und daß nur die 
infolge der ausländischen Konkurrenz mangelnde Aussicht auf Erfolg 
ihr früheres Zustandekommen hinderte. Es ist daher nicht richtig, daß 
der Schutzzoll die Veranlassung der Kartellbewegung gewesen sei, 
die Unternehmer Kartelle nur geschlossen hätten, um denselben voll- 
kommen auszunutzen. Sie sind vielmehr ein Produkt viel tiefer liegender 
Gründe, der gesamten neuzeitlichen Entwickelung der Industrie mit 
ihrer steigenden Konkurrenz, dem deshalb zunehmenden Kapitalrisiko 
und sinkenden Gewinn. Nicht um die Zölle auszunutzen, beseitigten 
I die Unternehmer ihre Konkurrenz und schlössen Verbände, sondern um 
j den heftigen Konkurrenzkampf, den sie als Ursache der ganzen un- 
) günstigen Lage erkennen mußten, zu beseitigen, erstrebten sie Schutz- 
\ zolle sowohl als Verbände; erstere um sich die ausländische Kon- 
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knrienz vom Halse zu schaffen, letztere um auch im In lande das 
aussichtslose Gegen ei nanderkämpfen zu verhindern. Denn das erkannten 
die Unternehmer bald, daß die Schutzzölle der Industrie nur gen 
Nutzen stifteten, solange noch im Innern der heftige Konkurrenz- 
kampf fortdauerte. Auch hatte die genieinsame Agitation für die Zölle 
die Unternehmer derselben Branche in ihren Fach vereinen einander 
näher gebracht und so ergaben sich von selbst die Versuch« zu engerem 
Zusammenschluß, 

Hiebt so einfach ist die andere Tatsache zu erklären, die geringe 
Kartellentwickelung in England, und die Frage zu beantworten, inwie- 
weit das Freihandelssysteni Englands darauf Einfluß gehabt hat 

Als bei uns das Kartellproblem schon eine außerordentliche Rolle 
spielte, war in England, von dem man sonst gewohnt ist, daß alle wirt- 
schaftlichen Erscheinungen sich dort zuerst entwickeln, noch kaum 
davon die Rede, an literarischen Arbeiten darüber fehlte es vollkommen, 
und früher als die Kartelle haben in England die eigenartigen Allianzen, 
die gemeinsamen Verbände der Unternehmer und Arbeiter, die Öffent- 
lichkeit beschäftigt. Auch ich konnte bei meiner Studienreise IS im 
konstatieren, daß das Kartellproblem dort kaum vorbanden sei, und 
wenn ich auch von dem Bestehen einer ganzen Reihe monopolistischer 
Vereinigungen erfuhr, so war doch eine umfassendere Beschaffung des 
Materials damals unmöglich, da sich die Öffentlichkeit nicht mit der 
Frage beschäftigte und literarische Arbeiten nicht vorhanden waren. 
Erst neuerdings hat sich das teilweise geändert. Die kolossale Aus- 
breitung der Trusts in Amerika, die Bildung riesenhafter internationaler 
Vereinigungen mußte alle Augen auf diese Entwicklung ziehen, und 
wie es auch bei uns Leute gibt, die von den amerikanischen Trusts 
lind ihren Millionenziffern mehr wissen als von den deutschen Kartellen, 
daher auch diese als Trusts bezeichnen und glauben, daß tue ganze 
Entwickelung von Amerika ausgegangen sei. so fing man auch in Eng- 
land erst, nachdem man die Zustände des Auslandes beobachtet hatte, 
an. ähnlichen Organisationen im eigenen Lande die Aufmerksamkeit 
zu widmen. Jetzt wurde kritiklos alles zusammen gestoppelt was irgend 
wie eine Vereinigung aussah. Jede Fusion wurde als Trust, jeder Fach- 
verein als „Combination" aufgezählt und bald hatte mau einige hundert 
beisammen. 11 ) 

In Wirklichkeit ist die Tendenz zur Bildung monopolistischer Ver- 
ligungen, sei es in Form der Kartelle oder der Trusts, viel geringer 
geblieben als bei uns, und davon, daß dort etwa doppelt soviel Unter- 
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nehmerverbände (ca. 870) wie bei uns existierten, kann keine Rede 
sein; man müßte denn alle Fachvereine mitrechnen. 12 ) Ich glaube, 
daß die Zahl der monopolistischen Vereinigungen, also derer, die 
mindestens s / 4 der in Betracht kommenden Unternehmer umfassen, 
hundert nicht übersteigt, jedenfalls sind heute nicht so viele bekannt. 
Es gibt darunter eine Anzahl monopolistischer Fusionen. 18 ) sowie eine 
wahrscheinlich viel größere Zahl von Kartellen, die aber alle ganz lose 
Form aufweisen: Preis-, Produktions- und Gebietskartelle. 14 ) Erst in 
neuester Zeit hat man versucht, den bei uns beliebtesten Typus des 
organisierten Kartells, die Auftragsverteilung, dort einzuführen. 15 ) 

Es lag nahe, diese bedeutend geringere Entwicklung der mono- 
polistischen Vereinigungen in England im Vergleich zu andern Ländern 
mit der Verschiedenheit des Zollsystems, mit dem dortigen Freihandel 
in Zusammenhang zu bringen. Dies umso mehr, als es an Fachvereinen 

i und Arbeitgeberverbänden durchaus nicht fehlt, solche vielmehr schon 

^ früh und in großer Anzahl entstanden sind. 

Wenn nun auch dem Freihandelssystem Englands nicht jede Be- 
deutung für die Erklärung der in Frage stehenden Tatsache abgesprochen 
werden kann, so glaube ich doch nicht, darin den Hauptgrund suchen 
zu dürfen. Vielmehr habe ich schon in meiner Arbeit über die Alianzen 16 ) 
auf Grund der Eindrücke einer englischen Studienreise der Ansicht 

/ Ausdruck gegeben, daß der Hauptgrund für die geringe Entwicklung 
der monopolistischen Vereinigungen in England in den wirtschaftlichen 
Anschauungen der englischen Unternehmer zu suchen ist. Ich wies 
zunächst darauf hin, daß Kartelle doch nicht nur geschlossen werden, 
um die Schutzzölle voll auszunutzen. Der heftige Konkurrenzkampf 
kann die Preise auch weit unter diejenige Grenze treiben, bei welcher 
in einem Lande mit Freihandel Einfuhr von außen möglich erscheint. 
Für alle diejenigen Produkte ferner, bei deren Preis die Transportkosten 
schwer ins Gewicht fallen, genießen die inländischen Unternehmer bis 
zu einer gewissen Grenze ein natürliches Monopol. Bei England kommt 
außerdem in Betracht, daß es in vielen Produkten in keinem Falle 
leicht Konkurrenz zu fürchten hat. Endlich haben Kartelle überhaupt 
nicht immer den Zweck, die Preise bis zur äußersten Grenze zu erhöhen, 
sondern sie können auch der Beseitigung einer Überproduktion und 
Abstellung sonstiger Übelstände im Gewerbe, von Mißbräuchen in der 
Kredit- oder Rabattgewährung und dergl. dienen. Alles dies hätte ganz 
unabhängig von dem herrschenden Zollsystem in England eine ähnliche 
Ausdehnung des Kartellwesens herbeiführen können wie bei uns. Der 
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Hauptgrund dafür, daß das nicht der Fall war, daß in zahlreichen 
Industriezweigen, in denen bei uns schon lange fest geschlossene Ver- 
lande existieren — ich erinnerte an die Kohle ninduatrie — dort Kartelle noch 
fehlen, schien mir vielmehr darin zu liegen, daß die Lehren des extremen 
Individualismus in England noch einen so festen Boden im Unternehmer- 
tum haben. Der Gedanke, daß die freie Konkurrenz der „natürliche* 4 
Zustand des Wirtschaftslebens sei, und daß bei ihr der Vorteil aller am 
besten gewahrt werde, ist dort noch außerordentlich mächtig und wt- 
h reitet 

Diese Auffassung wurde inzwischen von manchem geteilt, so unter 
Bezugnahme auf meinen Aufsatz von Jenks in dem Report of the In* 
dustrial Kommission on Industrial Combinations in Europa 17 ) von einer 
Seite jedoch angegriffen, nämlich von Dr. Goldstein in einem Aufsatz 
der Zeitschrift für Soziahvissenschaft, der sich speziell mit dieser Frage 

■ befaßt 18 ) Angesichts der Wichtigkeit, die Goldstern dem Problem bei- 
zulegen scheint, möchte ich noch einmal auf dasselbe zu sprechen 
kommen, da ich seinen Ausführungen vielfach nicht beistimmen kann. 11 ') 
Goldstein glaubt nämlich, daß neben der Abwesenheit hoher Schutzzölle, 
was natürlich auch ihm ein nicht zu übersehendes Moment ist, „die 
geringe Ausdehnung des Kartellwesens in England in erster Linie der 
erheblichen Rolle des Exports und der eigentümlichen geographischen 
Lage des Landes zugeschrieben werden muß" und daß „den Ideen des 
extremen Individualismus — — — dagegen nur eine sekundäre Be- 
deutung beigemessen werden" kann. 

IWas zunächst die Behauptung betrifft, daß „die Unternehmer in 
einem Lande mit einem starken Export verschiedener Produkte bei 
Gründung eines Kartells mit bedeutend größeren Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben, als die Unternehmer in Ländern mit einem schwachen 
Export", so muß dieselbe in dieser Allgemeinheit entschieden als falsch 
bezeichnet werden. Viel eher ist das Gegenteil richtig; je größer die 
Ausfuhr und je erschwerter dieselbe durch die Konkurrenz anderer 
Staaten ist, um so größer wird das KarteUienmgsbedürfnis im Inlande. 

IWenn solche Verhältnisse wirklich in England vorliegen, so müüten 
die englischen Unternehmer um jeden Preis suchen, im Inland Kartelle 
zu schließen, und sich mittels derselben für den billigen Export schadlos 
zu halten. Und sie müßten, wenn ihnen die Kartellierung ohne Schutz- 
zölle nicht möglich ist, für solche agitieren. Daß sie aber das nicht 
tun bezw, bis vor kurzem nicht getan haben^ beweist die Richtigkeit 
meiner Behauptung, da(i die Ideen des extremen Individualismus bisher 
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noch zu sehr in ihnen festgewurzelt sind. Goldstern macht den großen 
Fehler, zu glauben, dali die Unternehmer auch für die Ausfuhr kartelliert 
sein müßten: „Man darf eben nicht vergessen, fährt er nämlich fort, 20 ) 
daß den Auslandsmarkt und höhere Preise auf diesem ein Kartell nur 
äußerst selten (Monopolstellung} garantieren kann u . Das ist aber auch 
gar nicht nötig. Je mehr die englischen Unternehmer exportieren, und 
je mehr sie durch die deutschen Kartelle und amerikanischen Trusts 
in ihrem Absatz geschädigt werden, — und Goldstein macht selbst auf 
die Gefahr aufmerksam, die den englischen Unternehmern aus diesen 
Vereinigungen erwächst — umsomehr mußten sie bestrebt sein, die 
Konkurrenz im Inlande zu beseitigen, um dann, ebenso wie wir und 
die Amerikaner es machen, im Auslande billiger anbieten zu können. 11 ) 
Ferner ist zu bemerken, daß der Export gerade für die wichtigsten, bei 
uns schon lange kartellierten Produkte gar keine Bedeutung im Ver- 
hältnis zum inländischen Konsum hat, insbesondere in Zeiten günstiger 
Konjunktur, und Kartelle daher z. B. in den verschiedenen Rohstoff- 
in dustrien — Kohle, Roheisen, Zement etc. — schon längst hätten ge- 
schlossen werden können, 

„Dan" die Verringerung der Bedeutung des Exportes die Kartell- 
bildung erleichtert^, wie Goldstein behauptet, ist in dieser Allgemeinheit 
ebenfalls falsch — wir werden vielmehr noch sehen, wie gerade im 
Gegenteil die Notwendigkeit billigeren Exportes ein so grober Antrieb 
zur inländischen Kartellierung ist — und es ist ebenso unmöglich, in 
der großen Bedeutung, die der Export in England hat, eine Ursache 
der schwachen Entwicklung des Kartellwesens zu sehen wie das Ent- 
stehen englischer Kartelle in der neuesten Zeit mit der Verringerung 
dieser Bedeutung des Exportes zu erklären. 32 ) Für letztere Tatsache 
ist viel eher das Gegenteil eine Erklärung. Die Notwendigkeit, es 

(ebenso zu machen wie die Deutschen und Amerikaner, mittels Mona* 
polbildung sich im Inlande höhere Preise zu sichern, um dann im 
Ausland jede Konkurrenz unterbieten zu können, ist einer der Gründe, 
welche neuerdings auch die englischen Unternehmer zur Monopolisierung 
und gleichzeitig vielfach zur Forderung von Schutzzöllen treiben. 

Sind diese Anschauungen Goldsterns also ganz von der Hand zu 
weisen, so ist doch seinem zweiten Argument eher eine gewisse Be- 
rechtigung zuzusprechen. Er weist darauf hin, daß die Kartelle sieb 
in der Regel auf ein natürliches Absatzgebiet beschränken und an den 
Grenzen desselben die Preise niedriger stellen, um die Konkurrenz ab- 
zuhalten. Dies sei in England nicht möglich, weil die Seegrenze so 
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außerordentlich ausgedehnt ist und die Hauptabsatzgebiete eben an 
diesen Grenzen liegen, sodaß das natürliche Absatzgebiet im Inneren, 
wo wegen der hohen Transportkosten das Ausland nicht konkurrieren 
kann, von zu geringer Bedeutung sei. Ob das wirklich richtig ist, 
wird sich natürlich nur auf Grund genauer Kenntnis der englischen 
Frachtverhältnisse feststellen lassen. Es erklärt jedenfalls auch wieder 
nicht, warum z, B. im englischen Kohlenbergbau keine Kartells wie bei 
uns zustande gekommen sind. Denn es Ist klar, daß sieh die Kohlen- 
zechen von Wales kartellieren könnten ohne jene im Newcastler Gebiet, 
und auch ein Kartell aller Kohlengebiete Englands wäre sehr roh] 
möglich, ohne daß man gleich ausländische Konkurrenz zu fürchten 
hätte. Dasselbe gilt z. B, für Eisenstein, für Roheisen, überhaupt für 
v$ele Rohstoffe und Halbfabrikate, weil die eigenartige Konzentration 
/ahlreicher englischer Industrien auf bestimmte Gebiete eine Kartellie- 
rung der ihnen die Rohstoffe liefernden Produzenten zweifellos erleichtert 
Immerhin ist, wie gesagt, der erwähnte Gesichtspunkt auch in Betracht 
m ziehen. 

Im allgemeinen aber bleibe ich dabei, daß die geringe Entwicklung 
dos Kartellwesens in England in erster Linie auf die Grundanschau- 
ungen der englischen Unternehmer, auf ihre Starke Beeinflußung durch 
die Lehren des extremen Individualismus, deren Heimatland ja Eng- 
land ist, zurückgeführt werden muß. Daß dann, wo monopolistische 
Vereinigungen geschlossen werden, die nicht ausdrücklich als nur vm- 
übergehond gedacht sind, sie zumeist die Form der vollständigen Fasion 
nach amerikanischem Vorbild annehmen, wird erklärt durch die eng- 
lische Gesetzgebung, welche monopolistische Vereinbarungen als gegen 
die Gewerbefreiheit verstoßend, als contractu in restraint of trade, be- 
zeichnet, ihnen die Klagbarkeit versagt und die Rückforderung geleisteter 
Sicherheit gestattet. 

In der neuesten Zeit bewirkt aber die wachsende Konkurrenz dea 
Auslandes, die größtenteils eine Folge der dortigen Monopolisierungen 
ist, wie erwähnt auch in England ein stärkeres Bedürfnis nach engerem 
Zusammenschluß der konkurrierenden Unternehmer. Dieses äußerte sich 
zunächst in der Bildung einer Anzahl von Trusts, aber daneben war 
doch immer auch das Bestreben vorhanden, eine den einzelnen m seiner 
Selbständigkeit mehr erhaltende und daher den englischen Anschau- 
ungen besser angepaßte Vereinigungsform zu finden. Da dies durch 
die Gesetzgebung erschwert war, blieben Kartelle immer auf ganz 
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lose Formen beschrankt, bis der Birminghamer Bettstattfabrikant E. 
; J. Smith eine Form fand, bei welcher die sonst durch Konventional- 
, strafen gewährleistete Sicherung der Monopolvertrage durch Herein- 
zieh an g der Arbeiter in den Verband und durch die Verpflichtung der- 
selben zu ausschließlicher Arbeit für die Kartellmitglieder gegen die 
Verpflichtung dieser zur ausschließlichen Beschäftigung der Gewerk- 
vereinsmitglieder herbeigeführt ward: die Allianzen. Hat die Entwick- 
lung dieser speziellen Erscheinungen auch seit dem Jahre 1899, wo 
ich sie kennen lernte, keine erheblichen Fortschritte gemacht so scheint 
doch der Grundgedanke, der ausschließliche Verbandsverkehr, auch 
/ zwischen aufeinander angewiesenen Unternehmern, als Sieherungsmittel 
der Monopole, in England, wie übrigens auch bei uns, neuerdings größere 
Beachtung zu finden. f 

Was endlich in den übrigen Ländern den Zusammenhang der 
Kartellbewegung mit den zollpolitischen Verhältnissen betrifft, so geht 
auch aus ihrer Betrachtung hervor, daß man den Einfluß des Schutz- 
zollsystems auf die Bildung monopolistischer Vereinigungen nicht gar 
zu groß veranschlagen darf. Es sind nicht unbedingt die schutzzöllnerisch- 
sten Länder, in denen die Kartellbewegung am weitesten vorgeschritten 
ist Wenn wir nur Europa in Betracht ziehen, kommen in Bezug auf 
die Entwicklung des Kartellwesens nach Deutschland zunächst Öster- 
reich, dann Belgien, ersteres Land vielleicht wenn man die Zahl und 
Festigkeit seiner Kartelle mit seiner industriellen Entwicklung vergleicht, 
Deutschland sogar übertreffend. In Österreich ist aber, wie in Deutsch- 
land, die erste Kartellbewegung als Folge der großen Krisis der 70 er 
Jahre entstanden, der Schutzzoll war auch hier nicht Veranlassung-, 
sondern nur Mittel. In Belgien sind ebenfalls die meisten Kartelle in 
Zeiten ungünstiger Konjunktur entstanden, auch hat die große Kon- 
kurrenz auf dem Weltmarkt die Bildung der zahlreichen internationalen 
Kartelle veranlaßt, an denen Belgien beteiligt ist 2S ) In Frankreich, 
Italien, Spanien, Schweden und Norwegen, Rumänien u. s. w. dürfte das 
Verhältnis ähnlich sein: die Schutzölle erleichterten die Kartellbildung-, 
ihre Ursachen aber liegen tiefer. 

Am meisten Einfluß auf das Entstehen monopolistischer Ver- 
einigungen hat das Schutzzollsystem vielleicht in Rußland und in den. 
Vereinigten Staaten gehabt. In ersterem Lande hat die Regierung teil- 
weise selbst dabei mitgeholfen, daß die Unternehmer durch Kartell- 
bildung in den vollständigen Genuß der ihnen gewährten Zölle treten 
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konnten, in den Vereinigten Staaten hat der besonders stark entwickelte 
Erwerbstrieb die Unternehmer selbst dazu gebracht, sich den Vorteil 
der protektionistischen Politik des Landes nicht durch gegenseitige 
Konkurrenz entgehen zu lassen, sondern die Zölle durch Monopolbildung 
auch vollkommen auszunutzen. Im übrigen dürfte auch die Trustbildung 
in der Hauptsache auf andere Ursachen, Konkurrenzkampf, kapitalistische 
Spekulationen und Gründungswesen zurückzuführen sein und dem 
Schutzzollsystem auch hier nur die Rolle zufallen, dieselbe zu erleichtern. 24 ) 



Kapitel IL 




Der Einfluss der Schutzzölle auf die Wirksamkeit 
der Kartelle. 

Nachdem wir die Bedeutung der Schutzzölle für die Entstehung 
der Kartelle erörtert haben, erhebt sich die weitere Frage: Wie beein- 
flufien sie die Wirksamkeit derselben, welches ist ihre Bedeutung 
für die Politik der Kartelle? Dieser Einfluß des Schutzzollsystems 
auf die Kartellpolitik ist sehr erheblich, so erheblich, daß bei Vorhanden- 
sein von Kartellen auch die Bedeutung des Schutzzollsystems selbst 
eine ganz andere wird. Als es noch keine Kartelle gab, galt der Satz 
von List: 1 ) „Wenn der Schutzzoll für einige Zeit die inländischen Manu- 
fakturwaren verteuert, sc» gewährt er in Zukunft wohlfeilere Preise in- 
folge der inländischen Konkurrenz," Unter dem Einfluß der Kartelle 
aber bleibt der Zoll nicht mehr ein Mittel, die Konkurrenz im Inlande 
anzuregen, vielmehr wird die Konkurrenz beseitigt, um den Zoll aus- 
zunutzen, Daß das durch die Kartelle geschieht ist ganz klar. Frag- 
lieh ist nur. wann infolgedessen die Preise so hoch werden, daß die 
gesamte Volkswirtschaft dadurch geschädigt wird. Diese Preishöhe mit 
Sicherheit festzustellen, das ist das große Problem; gäbe es dafür ein 
Mittel, existierte die gait&e Kurtfllfrage nicht. Aber es ist unmöglich, 
und unsere Aufgabe kann nur sein, die Art und Weise der Kartell- 
politik unter dem Einfluß der Schutzzölle im einzelnen zu untersuchen, 
festzustellen, wie dtta Vorhandensein von Schutzzöllen die Kartelle in 
ihrer Politik beeinflußt. Wir haben also nicht zu fragen: sind in 
diesem oder jenem Falle die Kartellpreise zu hoch gewesen?, sondern: 
was für volkswirtschaftliche Vorgänge werden durch die Kombination 
rou Schutzzöllen und Kartellen ausgelöst? 

Feststehend ist zunächst folgender Ausgangspunkt: Während es 
ohne Kartelle vorkommen kann, daß die Preise im Inland trotz der 
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Schutzzölle ebenso niedrig sind wie im Auslande, eine Folge der Kon- 
kurrenz der inländischen Produzenten, ermöglicht das Kartell es ihnen, 
die Preise bis zu einer Grenze in die Höhe zu setzen, die dem Welt- 
marktpreise plus Zoll entspricht Aber über die Frage, in welcher 
Wfcise das Kartell dies bewirkt, sind schon sehr viel falsche und un- 
klare Vorstellungen verbreitet Die weitverbreitete Ansicht gebt näm- 
lich dahin, daß diese Hochhaltung der Preise dadurch geschähe, daß 
möglichst viel exportiert werde, daß die Kartelle also im Inland eine 
Warenknappheit erzeugen, möglichst mit dem Angebot zurückhalten 
und zu diesem Zweck die überschüssige Produktion ins Ausland bringen. 
Die so erzielten hohen Inlandspreise ermöglichten es ihnen dann, im 
Ausland selbst mit Verlust zu verkaufen. 

Damit kommen wir zur Frage der billigeren Auslandsvorkäufe und 
der Wirkungen des Schutzzolls in dieser Hinsicht einem der am meisten 
erörterten und am wenigsten geklarten Probleme des ganzen Kartell- 
wesens. Die Unklarheit, die über diesen Gegenstand noch herrscht, 
rührt, wie wir noch sehen werden, daher, daß die sogenannte Frage 
der billigeren Auslandsverkäufe kein einheitliches Problem, sondern ein 
ganzer Komplex sehr verschiedenartig zu beantwortender wirtschaft- 
licher Fragen ist 

Die Auffassung, daß die Kartelle nur durch die Erzeugung einer 
künstlichen Warenknappheit im Inlande mittels Forzierung des Exportes 
die Preise in die Höhe schrauben, ist namentlich in der Zeit der 
Kohlennot 1899 und 1900 hervorgetreten. Diese Anschauung ist aber 
unrichtig und verkennt ganz das Wesen der Kartelle, Die Kartelle 
haben es als Monopol Organisationen nicht nötig, erst eine Warenknapp- 
heit also ein Zurückbleiben des Angebotes hinter der Nachfrage zu 
erzeugen und dadurch die Abnehmer zu höheren Preisgeboten zu ver- 
anlassen, sondern sie können, natürlich innerhalb gewisser Grenzen, die 
Preise autonom, also ohne Rücksicht auf den augenblicklichen Stand 
der Nachfrage festsetzen. Tatsache ist übrigens, daß in der Kohlen- 
und Eisenindustrie die Nachfrage so groß war, daß die Produzenten 
vielfach ihre alten Beziehungen zum Auslande abbrachen, um den in- 
ländischen Markt zu versorgen. Denn auch ein Kartell ist nicht so 
dumm, im Ausland seine Produkte zu verschleudern, wenn es sie im 
Inland zu hohen Preisen verkaufen kann. Wenn durch Kartelle der 
Export gesteigert wird, was in der Tat häufig der Fall ist, so geschieht 
das nicht, damit im Inlande hohe Preise erzielt werden, sondern das 
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der Konsum zurückgeht, wird ein Kartell den Export vergrößern. Der 
größte Teil der Exportsteigerung bei einem Kartell wird aber durch 
die stets in großem Umfange vorhandene Tendenz der Mitglieder zur 
Vergrößerung ihrer Betriebe hervorgerufen werden, also auf einer 
Steigerung der Gesamt pro d uk ti o n beruhen, außerdem vielleicht 
darauf, daß durch das Kartell eine gleichmäßige Verteilung des Anteils 
um lolandsabsatz herbeigeführt wird, und daher jedes Werk in den 
Stand gesetzt wird, die Kosten des Exports zu tragen, während bei 
freier Konkurrenz im Inlande und Schutzollen dem Auslande gegenüber 
jeder zunächst im Inlande verkaufen will, einige Unternehmer aber, 
wenn das Angehot überwiegt, schließlich keinen Absatz mehr finden 
und, da sie vom Export allein nicht leben können, zu Grunde gehen 
müssen. Die Tendenz des Kartells, auch die Schwächeren am Leben 
zu erhalten, bedeutet dadurch schon an sich eine Steigerung <Ujv Ge* 
samtproduktion und damit eine Verstärkung des Exportbedürfntss 
Aber nicht richtig ist es, 4iese Exportsteigerung als ein Mittel des 
Kartells zur Erzeugung einer künstlichen Warenknappheit im Inlande 
und dadurch hoher Preise anzusehen. 

Wenn nun auch die Kartelle nicht nötig haben, durch Verstärkung 
der Ausfuhr hohe Preise im Inland zu erzeugen, und die Steigerung 
des Exports hei einem Kartell eher die Folge hoher Preise als das 
Mittel zu solchen ist. so kann doch die große Bedeutung der Tatsache, 
daß im Auslande viel billiger verkauft wird, nicht geleugnet werden. 
Es ist auch zuzugeben, daß diese hilligeren Auslandsverkäufe nur bei 
einer Kombination von Schutzzoll und Kartellen auf die Dauer möglich 
sind. Besteht kein Zoll, so kann zwar vorübergehend im Ausland 
hilliger angeboten werden, wie flenn auch die englischen Eisen- 
industriollen im Auslande billiger verkaufen, aber auf die Dauer 
dies wenigstens in allen den Produkten, in denen auf dem Weltmarkt 
starke Konkurrenz besteht, nicht moglieh. Doch auch ohne ein in- 
landisches Kartell wird es auf die Dauer keim- hilligeren Auslandsver- 
käufe gehen Denn wenn die Preise im Inland höher sind, wird jeder 
suchen, seine Produktion im Inlande unterzubringen and dadurch wird 
in der betreffenden *E Xpertindustrie bald eine solche Konkurrenz auf 
dem inländischen Markt eintreten, daß sich die Preise denen des A In- 
landes gleich stellen werden. Vorübergehend jedoch ist es auch ohne 
Kartelle möglich, daß ans Ausland billiger verkauft wird. Wenn ein 
Werk Aufträge aus dem Auslände zu billigeren Preisen bekommt, wird 
es dieselben annehmen, sofern es glaubt seine Produktion im Inlande 
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doch nicht absetzen zu können. Auch daß ins Ausland ohne Gewinn 
vorkauft wird, wird ohne ein Kartell nur ausnahmsweise vorkommen, 
z, B. infolge irrtümlicher Kalkulation, etwa zu niedriger Ajisetznng der 
Roh stoff preise bei Gelegenheit der Annahme von Exportauftragen. Auf 
die Dauer aber wird es nicht möglich sein, vielmehr wird jeder Fabrikant 
vorziehen, das betreffende Quantum erst einmal im Inland auf den 
Markt zu bringen. Dies maß dann schließlich dazu führen, daß die 
Inlandspreise ebenso niedrig werden wie die im Auslande. Darin besteht 
ja gerade ein großer Nützen der Kartelle für die Produzenten, daß sie 
diesen Preisdruck im Inland verhindern. Aber auch ohne Schutzzoll 
und mit Kartell sind billigere Auslandsverkäufe auf die Datier unmöglich, 
ausgenommen solche Fälle, wo ein natürliches Monopol oder die Höhe 
der Transportkosten im Verhältnis zum Werte des Produkts wie ein 
Schutzzoll wirken. Im allgemeinen werden aber die ausländischen 
Exporteure und der inlandische Handel dafür sorgen, daß ausländische 

I Produkte zu billigeren Preisen eingeführt werden. 
So viel steht also fest daü Schutzzoll und Karteile die Voraus- 
setzung billigerer Auslandsverkäufe sind. Wie ist nun aber diese Maß- 
regel zu beurteilen? 
Man tadelt den billigeren Verkauf ans Ausland als eine Ver- 
schleuderung der nationalen Güter. Diese Ansicht wird heute 
in der wissenschaftlichen Literatur wie in der Presse so unendlich oft 
vertreten, daü es angezeigt erscheint, darauf näher einzugehen. Wann 
sind Verkäufe an das Ausland ungünstig zu beurteilen? Nehmen wir 
einmal den extremsten Fall an, daß dieselben ganz ohne Gewinn er- 
folgen, Die Anschauung, daß ein solcher Verkauf ohne Gewinn an 
das Ausland unter allen Umständen eine Schädigung des National- 
Wohlstandes bedeutet, scheint mir höchstens dann zutreffend, wenn der 
erzielte Preis nicht einmal die Vergütung für die Kosten des Rohstoffs \ 
und für den Arbeitslohn enthält. Wenn aber ein Unternehmer, um 
sich Beschäftigung zu verschaffen, Arbeitskräfte und Betriebseinrich- 
tungen auszunutzen, ohne Gewinn an das Ausland verkauft, so ist dies 
an sieh einem Stillliegen vorzuziehen, Denn eine solche Fabrik gewährt 
den Arbeitern Beschäftigung, die ihren Lohn ausgeben und nicht der 
Armenpflege zur Last fallen, und sie gibt Rohstofflieferanten Auftrage, 
die wieder Arbeiter beschäftigen und an den Einkäufen jener verdienen. 
Demgegenüber kann es nicht ins Gewicht fallen, wenn derjenige Teil 
der Amortisationskosten, der auf das ins Ausland gebrachte Quantum 
entfällt, in dem daselbst erzielten Preise nicht vergütet wird. Der 

Lief m im h k Schutzzoll und Kartell 0. 2 
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Handelsminister Möller erklärte in der Zolltarifkommission bei Gelegen- 
heit der Beratung über den Koheisenzoll am 1. August 1902: Man 
müsse bedenken, daß bei Lieferungen in das Ausland das Arbeits- 
quantum dem Inlande bleibe und das Kartell nur seine eignen General- 
kosten ermäßige. In diesem Punkte handelten auch freihändlerische 
Länder, z. B. England, gleich ; auch englische Firmen verkauften billiger 
an das Ausland. Größere Produktion ermäßigt eben die auf die Produkten- 
einheit fallende Quote der Generalunkosten. „Würden die Fabrikanten 
ihre aufgestapelten Warenvorräte nur zu den vorher kalkulierten Preisen 
verkaufen, so würden sich bei Fortsetzung des Betriebes die Vorräte 
zunächst immerfort vergrößern, was aus technischen Gründen unausführ- 
bar ist und endlich doch zu Betriebseinschränkungen und Arbeiter- 
entlassungen führen müßte.' 12 ) 

Man ist nun geneigt, hier einen Unterschied zu machen zwischen 
Produkten des inländischen Bodens und Fabrikaten, und die Verschleude- 
rung ersterer an das Ausland als eine Schädigung des Nationalreich- 
tums zu bezeichnen. Aber mit Unrecht. Denn wenn Kohle faktisch 
nur so teuer verkauft wird, daß der Preis nur die Gewinnungskosten 
und nicht einmal die speziellen Amortisationskosten deckt, so ist das 
immer noch vorteilhafter, als wenn das Bergwerk stillliegt. Denn die 
Abnützung der Schachtanlagen ist bei einem nicht in Betrieb befind- 
lichen Bergwerk eher noch schneller, und volkswirtschaftlich ist es 
vorteilhafter, daß heute Tausende von Arbeitern Beschäftigung haben, 
als daß der gesamte Kohlenvorrat Deutschlands erst in 500 Jahren an- 
statt in 490 erschöpft ist. Privatwirtschaftlich dagegen, für ein ein- 
zelnes Bergwerk kann der Verkauf, ohne daß die Amortisationskosten 
gedeckt werden, natürlich nachteilig sein; aber auch das wird nur höchst 
selten eintreffen, denn meist wird ja an den Auslandsverkäufen noch 
etwas verdient. 

Jedenfalls liegt der volkswirtschaftliche Nachteil der billigeren Aus- 
landsverkäufe ganz wo anders als in der Verschleuderung nationaler 
Güter. Denn wenn es nur möglich wäre, daß die betreffenden Pro- 
dukte im Inland gerade so billig verkauft werden, würde niemand mehr 
von „Verschleuderung" reden. Aber da fehlt es gerade. Die Verkäufe 
ohne Gewinn ans Ausland, durch welche vielleicht nicht einmal die 
Amortisationskosten gedeckt werden, sind nur möglich, wenn im Inlande 
verdient wird, also hier die Konsumenten höhere Preise zu zahlen 
haben. Dies ist die Kehrseite der Sache. Ist dies nun unter allen 
Umständen nachteilig? Das ist die weitere Frage, die aber auch wieder 
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nicht einheitlich und allgemein mit einfachem Ja oder Nein zu beant- 
worten ist. Es wäre nachteilig, wenn die Unternehmer 1. ihre ins 
Ausland gebrachte Produktion zu den dort erzielten Preisen auch im 
Inlande unterbringen könnten und wenn A 2. die ausländischen Preise 
den Bestand der Industrie in ihrem gegenwärtigen Umfange ermög- 
lichten, sodaß nicht" wne Anzahl Werke als konkurrenzunfähig zugrunde 
gehen müßten. Würde letzteres eintreten, so müßte ja der Preis im 
Inlande infolge verminderten Angebots schließlich steigen, und wir 
hätten nach einer heftigen Krisis in der betreffenden Industrie eine 
Verminderung der Betriebe und der beschäftigten Arbeiter, keinen Ab- 
satz im Auslande und doch keinen Vorteil für die Konsumenten. Es 
tritt hier schon deutlich das Schlußergebnis hervor, zu dem wir am 
Ende dieser Erörterungen gelangen müssen. Aber zunächst, wie steht 
es mit dem ersten Punkt: Ist immer anzunehmen, daß das ins Aus- 
land gebrachte Quantum zu den dortigen Preisen auch im Inland über- 
haupt untergebracht werden könnte? Es gibt doch Produkte, bei r 
welchen auch bei niedrigeren Preisen der Konsum kaum erheblich zu- / 
nehmen wird. In einer ungünstigen Konjunktur, wenn die Unter- 
nehmungslust gering ist, ist die Nachfrage nach manchen Maschinen 
eben höchst beschränkt; wenn die Bautätigkeit gering ist, so wird die- 
selbe auch durch einen etwas billigeren Trägerpreis kaum angeregt; 
der Staat baut deshalb nicht mehr Eisenbahnen, wenn die Schienen- 
preise herabgesetzt werden. Sollen nun die Unternehmer ihr ganzes 
Produktionsquantum im Inland anbieten? Dann werden sie eben in- 
folge Überproduktion und Konkurrenz nichts verdienen und es vollzieht 
sich der eben geschilderte Prozeß : einzelne Unternehmungen gehen zu 
Grunde und die Preise werden schließlich doch steigen, aber nach einer 
heftigen Krisis. Daher ist es immerhin zweckmäßiger, sie verkaufen 
den Überschuß ins Ausland. 

Bei Lebensmitteln und manchen Produkten des allgemeinsten Kon- 
sums ist es freilich anders. Hier kann durch billige Preise der Ver- 
brauch ganz wesentlich gesteigert werden. Aber ich glaube, wenn in 
solchen Industrien Kartelle bestehen, werden die Leiter derselben in 
den meisten Fällen ihren Vorteil gut genug kennen, um die Preise so 
festzusetzen, daß für sie der größte Gewinn herausspringt, bei welchem 
also der Preis multipliziert mit dem Absatz die größte Ziffer ergibt. 
So dürften z. B. die Leiter des Kohlensyndikats, dessen auf Hochhaltung 
der Preise gerichtete Geschäftstätigkeit so vielfach angegriffen wird, der 
Meinung sein, daß der Verbrauch bei niedrigeren Preisen nicht ent- 

2* 
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sprechend steigen würde. Dies wird auch gerade für solche Industrien 
gelten, die im Ausland billiger verkaufen müssen und denen es darauf 
ankommt, durch die inländischen Verkaufe auf ihre Kosten zu kommen. 
Sie werden nicht, wie man heute behauptet, ihre Ausfuhr mögliehst zu 
steigern versuchen, sondern werden im Gegenteil immer darnach 
krachten, einen möglichst großen Teil ihrer Produktion im Inland ab- 
zusetzen, weil dann die Quote des Gewinns, die sie etwa bei Auslands- 
verkäufen zusetzen müssen, verhältnismäßig geringer wird. Nun ist 
natürlich nicht gesagt, daß diejenige Preishohe, bei welcher 
der Ertrag der Unternehmer am größten ist> auch volkswirtschaftlich 
am vorteilhaftesten sei Aber ich verteidige selbstverständlich, was ich 
streng festzuhalten bitte und was sich später noch deutlicher zeigen 
wird, überhaupt nicht die inländischen Preisfestsetzungen der Kartelle, 
vielmehr würde ich es für sehr erwünscht halten, wenn z t B. der deut- 
sche Zucker in Deutschland so billig sein könnte wie in England. Aber 
ich habe folgendes dabei zu bemerken: Es ist keineswegs richtig zu 
behaupten, daß der im Auslande erzielte Preis der naturgemäße ist 
Dies ist natürlich bei solchen Produkten, für welche staatliche Export- 
prämien gewahrt werden, ohne weiteres klar, gilt aber auch, wie wir 
später noch sehen werden, ganz ebenso für diejenigen Produkte, welche 
infolge inländischer Kartelle private Exportprämien genießen. Es ver- 
mag aber niemand zu sagen, welches der volkswirtschaftlich zweck- 
mäßigste l*reis ist, und daß der Konsument keinen Anspruch darauf 
hat, den von irgend einem Produzenten in einem bestimmten Falle 
verlangten niedrigsten Preis allgemein zu genießen, ergibt sich schon 
daraus, daß ja die Produktionskosten verschieden sind und bei den 
niedrigsten Preisen im Zustand der Konkurrenz unter Umständen eine 
solche Anzahl von Unternehmern zu (rrunde gehen müßte, daß der Preis 
von selbst steigen würde. Daraus geht schon hervor, daß es sehr 
zweifelhaft erscheint, ob die inländische Volkswirtschaft Vorteil davon 
haben würde, wenn die Produzenten gezwungen würden, im Inland« zu 
denselben Preisen wie im Auslande anzubieten. Vielmehr scheint mir, 
daß auch in einer solchen Industrie, in welcher der Absatz im Inland 
stark gesteigert werden konnte, wenn so billig wie im Ausland ver- 
kauft würde, das Verlangen, nun die Schutzzölle aufzuheben und damit 
dieselben Preise wie im Auslande herzustellen, noch keineswegs unter 
allen Umständen gerechtfertigt ist 

Bevor ich mich aber anschicke, darauf naher einzugehen, möchte 
ich in anderer Hinsicht ein Zugeständnis machen, nämlich daß in einer 
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solchen mit Schutzzöllen und Kartellen versehenen Industrie die Ge- 
währung staatlicher Exportprämien, ja zum Teil selbst die Verbrauchs- 
steueiTück Vergütung überflüssig erscheint. Es ist dies leicht einzusehen. 
Sobald in einer geschützten Exportindustrie ein Kartell entsteht wird 
der Schutzzoll selbst zu einer Art Exportprämie, einer Exportprämie 
die der Staat zwar nicht in bar zahlt, sondern gewissermaßen in einer 
Anweisung auf die inländischen Konsumenten des betreffenden Pro- 
duktes, also einer Exportprämie, die nicht die Steuerzahler, sondern 
die Konsumenten des Kartellprodukts zahlen. Die staatlichen Export- 
prämien sollten daher entweder ganz aufgehoben werden, wn ein Kar- 
tell besteht, oder man könnte an eine gleitende Skala denken, sodaß 
die Prämie im Verhältnis zum Steigen der Inlandspreise sich vermin- 
dem würde, wobei die Frage, ob ein Kartell besteht oder nicht, even- 
tuell gar nicht aufgeworfen zn werden brauchte. Ja, auch wenn gar 
keine Exportprämie bezahlt, sondern nur die inländische Verbrauchs* 
Steuer für exportierte Produkte zurück vergütet wird, könnte man einem 
Kartell gegenüber eine solche gleitende Skala einführen. Sie ist ein- 
fach dadurch begründet, daß ein Kartell sich für seinen Export die 
gezahlte Verbrauchssteuer schon selbst durch die hohen Inlandspreise 
zurückvergüten läßt, sodaß, je höher dieselben sind, um so weniger 
Veranlassung vorliegt, die Steuerzahler damit zu belasten. Auf diese 
Weise würde die „Schädigung der Konsumtionskraft der Bevölkerung 
für verbrau chssteuerpf lichtige Gegenstände durch ein Kartell", welche 
bekanntlich den Österreichischen Kartellgesetzentwurf veranlaßt hat, 
wenigstens einigermaßen kompensiert durch die geringere Ausgabe, die 
die Steuerzahler für Rückvergütungen aufzuwenden hätten, Die gleichen 
Gesichtspunkte werden auch zu gelten haben hinsichtlich der Tarif- 
"nnjtßigungen für den Export kartellierter Produkte. 

"Der Gewährung staatlicher Exportprämien in einer geschützten 
und kartellierten Industrie scheint, damit das Urteil gesprochen, jedoch 
ist noch nichts gesagt über die Bedeutung des Schutaolls für Export» 
Industrien überhaupt Ist der Schutzzoll überflüssig für Industrien, die 
billiger an das Ausland verkaufen ? Das ist die Frage, an die wir jetzt 
heranzutreten haben/ 1 ) Sie ist bisher m + W. noch nicht näher erörtert 
worden. Es ist das umso merkwürdiger, als sie schon die Grundlage 
für mehrfach bei Gelegenheit der Zolltarifverhandhingen gestellte Ge- 
p&taesa&träge gebildet hat Die Sozialdemokraten brachten in der Zoll- 
tarifkommission sowohl bei der ersten wie bei der zweiten Lesung und 
zuletzt im Reichstage am 4. und 5. November 1902 einen Antrag ein. 
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welcher lautete: „§ la. Der Bundesrat ist verpflichtet, die Zölle für 
vom Ausland eingehende Waren aufzuheben und deren Zollfreiheit zu- 
zulassen, wenn die gleichartigen Waren von deutschen Yerkaufs- 
vereinigungen — Syndikaten, Trusts, Kartellen, Kingen oder dergi. — 
nach dem oder im Auslande billiger verkauft werden, als im deutschen 
Zollgebiet. Die getroffenen Anordnungen sind dem Reichstage sofort 
oder, wenn er nicht versammelt ist, bei seinem nächsten Zusammentritt 
mitzuteilen. Sie sind außer Kraft zu setzen, wenn der Reichstag die 
Zustimmung nicht erteilt.'* Ein ahnlicher Antrag, nur mit Beschränkung 
auf die Eisenkartelle, wurde ebenfalls von den Sozialdemokraten zu 
Position 777 des Entwurfes gestellt (am 29, Juli 1902). Er lautet: 
„Der Bundesrat ist verpflichtet, den Zollsatz außer Kraft m setzen, 
sobald von Firmen, die dem Eisen karte]] angehören, Roheisen und nicht 
schmiedbare Eisenlegierungen für das Ausland unter dem für das In- 
land festgesetzten Preis verkauft werden." 

In diesen Anträgen t die sämtlich von der Regierung bekämpft und 
schließlich auch abgelehnt wurden, ist nichts anderes gefordert als das 
erwähnte Mittel der Zollherabsetzung gegenüber Kartellen nur auf be- 
stimmte Fälle anzuwenden, nämlich nur bei billigerem Verkauf der Kartell- 
produkte an das Ausland. Nichts zeigt, besser, wie groß die Unklarheit 
ist. die noch über das ganze Problem der billigeren Auslandsverkäufe 
besteht als diese Anträge, deren wirkliche Bedeutung die Antragsteller 
selbst gewiß nicht ermessen haben. Dem Verlangen, die Zölle für solche 
Produkte aufzuheben, die ins Ausland billiger verkauft werden, liegt doch 
der Gedanke zu Grunde, daß für die betreffende Industrie der Schutzzoll 
überflüssig sei. Die Antragsteller glaubten offenbar, den im Ausland 
erzielten Preis als den allein rechtmäßigen ansehen zu sollen und ver- 
langten deshalb sofort vollständige Aufhebung des Zolles. Es leuchtet 
aber ein, daß die Tatsache des billigeren Verkaufs ans Ausland kein 
allgemeines Kriterium für die Überflüsaigkeit eines Zolles ist Eine 
Industrie, die niedrigere Produktionskosten hat als ihre Konkurrenten auf 
dem Weltmarkt, braucht allerdings keinen Zoll und kann trotzdem wenige 
stens um den Betrag der Produktionskostendifferenz im Auslande billiger 
i erkaofoa Andererseits wird eine Industrie, die aus irgendwelchem Grunde 
höhere Produktionskosten hat als die gleichartige des Auslandes, einen 
Zoll nicht entbehren können, und z war nicht um exportieren, sondern um 
überhaupt bestehen zu können. Aber, wird man jetzt einwenden, muß 
denn eine solche Industrie exportieren, ist es nicht besser, eine der- 
artige konkurrenzunfähige Industrie gäbe den Export allmählich ganz 
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:iuf und werde so vermindert, daß sie nur den inländischen Bedarf 

I deckt? 
Damit sind wir endlich zu der richtigen Fragestellung gelangt, von 
der aus wir an eine Lösung des ganzen Problems herantreten können: 
Sollen auch konkurrenzunfähige Industrien, Industrien mit 
höheren Produktionskosten, als den Weltmarktpreisen zu 
Grunde liegen, exportieren? 
Auf den ersten Blick erscheint ein derartiger Export als etwas wider- 
einniges und die Verminderung der betreffenden Industrie auf einen 
Umfang, daß sie höchstens für den inländischen Bedarf ausreicht, als 
eine selbstverständliche Forderung. Dieser Gedanke wird auch von 
zwei ganz entgegengesetzten, handelspolitischen Richtungen vertreten. 
Es gibt in der Wissenschaft bekanntlich eine Gruppe von National- 
ökonomen — an ihrer Spitze stehen Adolf Wagner und Carl Oldenberg — , 
die Deutschland vom Weltmarkt unabhängig machen wollen sowohl 
hinsichtlich der Lebensmitteleinfuhr als der Fabrikatenausfuhr. Wir 
haben es nur mit letzterer zu tun; auch sie sehen diese Industriepessi- 
misten als sehr gefährdet an, weil die ausländischen Staaten immer 
mehr dazu übergehen, eine eigene Industrie zu entwickeln. Sie ver- 
langen daher eine Verminderung unserer exportierenden Industrie auf 
eine Stufe, daß sie nur für den inländischen Bedarf ausreicht Auf 
der anderen Seite aber stehen die Weltwirtschaftler und extremen Frei- 
händler und kommen mit ihrer Forderung möglichst vollkommener 
internationaler Arbeitsteilung, wonach in jedem Lande nur das produ- 
ziert wird, was dort am billigsten hergestellt werden kann, praktisch 
zu demselben Resultate, zur Beseitigung einer derartigen konkurrenz- 

P unfähigen Industrie^ jedenfalls zur Beseitigung ihres Esports, Aber trotz 
der auffallenden Übereinstimmung zweier so entgegenstehenden Rich- 
tungen unterliegt es doch m. E. er lieblichen Bedenken, die Frage, ob 
in solchem Falle das Fehlen von Schutzoll und Kartell wünschenswert 
wäre, ob ihr Vorhandensein also ungünstig ist und eine Industrie mit 
höheren Produktionskosten, als den Weltmarktpreisen entspricht, nicht 
exportieren dürfe, ohne weiteres zu bejahen. Vielmehr lassen sich ganz 
allgemein, ohne Eingehen auf bestimmte Industriezweige folgende Gründe 
anführen, welche im konkreten Falle sowohl die Erhaltung einer der- 
artigen Industrie überhaupt als auch ihres Exportes durch Schute»!] 
t Kartelle rechtfertigen. 
L Für Schutzzoll spricht zunächst der Umstand, daß andere Staaten 
Schutzzölle haben und uns vielleicht den Export von Produkten 
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erschweren, in denen wir die Leistungsfähigsten sind. Eine einseitige 
Aufhebung des Zolles wäre daher nur ein Geschenk für die ausländischen 
Staaten. Sie könnte im besten Falle zwar den Fortschritt unserer In- 
dustrie zu größerer Konkurrenzfähigkeit anregen, aber größer ist die 
Gefahr ihrer Zurückdrängung durch den ausländischen, durch Zölle 
geschützten Wettbewerb. 

2. spricht für Schutzzölle der Umstand, daß wir nicht mit Sicher- 
heit auf fortdauernde Zufuhr gewisser Produkte aus dem Auslande 
rechnen können und daher einen Rückgang des betreffenden Gewerbes 
auf jeden Fall verhindern müssen. Es ist dies ja das Hauptargument 
für die Agrarzölle. 

Die folgenden Gesichtspunkte sprechen dann namentlich für ein 
Kartell, das also den Zoll voraussetzt, und für die Beibehaltung des 
Exports vermittelst desselben, der aber nur zu niedrigeren Preisen 
als im Inlande möglich ist: 

3. Die Verdrängung oder starke Verminderung von Industrien, wie 
sie bei Freihandel in weniger konkurrenzfähigen Ländern eintreten 
würde, müßte Kapitalverluste und Krisen herbeiführen. Ins- 
besondere wird jede stärkere Verminderung der Industrie, namentlich 
wenn sie im Wege des Konkurrenzkampfes erfolgt und sich durch 
Untergehen einiger Unternehmungen vollzieht, für die Arbeiter höchst 
nachteilig sein. Es kann hier vorteilhafter sein, lieber im Inlande 
etwas höhere Preise zu bezahlen und dafür die bisherige Ausdehnung 
der Produktion beizubehalten, was durch den Export der im Inland 
nicht absetzbaren Ware ermöglicht wird. Daß die gesamte Produktion 
vielleicht im Inland verkauft werden könnte, wenn die Preise hier so 
niedrig wären wie im Auslande, kann nicht genügen, die Forderung 
nach Aufhebung der Schutzzölle zu begründen; denn wenn die Industrie 
höhere Produktionskosten hat als die des Auslandes, kann sie eben auf 
die Dauer nicht bestehen, wenn die niedrigen Auslandspreise auch im 
Inlande gelten. 

Eng damit zusammenhängend, aber von noch größerer Bedeutung 
ist ein weiterer Gesichtspunkt: 

4. in vielen Industrien ist der Export nur ein Mittel, die Unzu- 
träglichkeiten zu beseitigen, die durch die Unregelmäßigkeit des 
Bedarfs auf dem inneren Markt hervorrufen werden. Der Export 
ist hier nur das Sicherheitsventil, durch welches derjenige Teil der 
Produktion, der bei geringerem Inlandsbedarf und in ungünstigen Zeiten 
hier nicht untergebracht werden kann, ins Ausland geschafft wird. 
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Bezeichnend dafür sind die Verhältnisse der Kohlen- und Koksproduktion, 
zumal es sich hier dem Ausland gegenüber nicht um ein durch Schutz- 
zölle künstlich geschaffenes, sondern um ein natürliches, auf den Trans- 
portkosten beruhendes Monopol handelt Die so viel angegriffenen 
billigeren Auslandsverkäufe, welche, wie erwähnt, nicht dazu dienen, 
im Inland eine Kohlenknappheit und damit hohe Preise zu erzeugen, 
sondern welche den Betrieb der Zechen und die Beschäftigung der 
Albeiter einigermaßen aufrecht erhalten sollen, sind erforderlich ge- 
worden durch den infolge der wirtschaftlichen Depression gesunkenen 
Kohlen- und Koksverbrauch. Man erinnere sich an die Kohlen- und 
Koksnnt vor drei Jahren, Damals konnte garnicht genug produziert 
werden, die Abnehmer trieben sich selbst die Preise in die Höhe, Das 
gleiche gilt auch für Roheisen, Die Werke gaben ihre langjährigen 
Beziehungen zum Auslande auf, um das Inland zu versorgen und von 
den höheren Preisen zu profitieren, und trotz der außerordentlichen 
Ausdehnung der Produktion warf man, natürlich mit Unrecht, den 
Syndikaten vor, daß sie künstlich dieselben zurückhielten, uni die Preise 
zu steigern. Wenn es nach den Verbrauchern gegangen wäre, wäre 
die Produktion damals noch viel mehr vergrößert worden, als es tatsächlich 
der Fall war. Aber die Folge wäre gewesen, daß das Sicherheitsventil 
des Exports heute noch weit starker benutzt werden müßte und der 
getadelte billige Verkauf ans Ausland jetzt noch einen viel größeren 
Umfang angenommen hätte. Nun sagt man freilich, wenn die Syndikate 
nicht auch nach der Krisis die Preise hochgehalten hätten , wäre der 
Verbrauch nicht so zurückgegangen und man brauchte heute weniger 
zu exportieren, Ohne die jetzigen Preisfestsetzungen der Kartolle in 
allen Funkten verteidigen zu wollen, glaube ich kaum, daß das in 
nennenswertem Umfang der Fall gewesen wäre. Das gilt insbesondere 
für den Verbrauch der Industrie, Denn die Unternehmungslust ist 
hier so gering, daß billigere Rohstoff preise wohl kaum dieselbe viel 
angeregt hätten. Wenn nun heute diese Kolistoffindustrien im Interesse 
der Aufrechterhaltung ihrer Betriebe und der Beschäftigung der Arbeiter 
in größerem Umfange den Export pflegen, als das in Zeiten günstiger 
Konjunktur notwendig war, und wenn sie für diesen Teil der Produktion 
selbst keine * besondere Amortisationskosten in Anrechnung bringen, 
so ist das oft nur als eine vorübergehende Maßregel anzusehen, die bei 
steigender Nachfrage des Inlandes von selbst an Bedeutung verliert, 
aber dazu dient, die Versorgung des Marktes zu sichern und die im 
allgemeinen für die Volkswirtschaft nicht nachteilig ist 4 ) 
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ö. Wenn schon aus den erwähnten Gründen ein billiger Verkauf 
ans Ausland tiirlit ohne weiteres ungünstig zu beurteilen ist, so zeigt 
eine fernere Betrachtung, daß insbesondere auch, wenn nichts beim 
Ex polt verdient wird und daher das Ausland anscheinend niederere 
Produktionskosten hut, dennoch die Forderung, daß eine solche Industrie 
auf den Export verzichten solle oder gar überhaupt überflüssig sei, 
noch nicht als berechtigt erwiesen ist. Denn das ist wohl zu beachten; 
Unter den heutigen handelspolitischen Verhältnissen ist die 
Tatsache, daß beim Export nichts verdient wird, noch gar 
kein Beweis der Konkurrenzunfähigkeit der betreffenden 
Exportindustrie, noch gar kein Beweis, daß im Ausland die Pro- 
duktionskosten geringer sind. Vielmehr muß man sich erinnern, daß 
die anderen großen Industriestaaten es gradeso machen wie wir, es 
ebenfalls vorteilhafter finden, für den Export Opfer zu bringen, als ihre 
Industrie auf den augenblicklichen Stand der inländischen Nachfrage 
herunter zu drücken. Wenn bei irgend einer internationalen Sehienen- 
submissiun die Franzosen, Engländer, Belgier, Amerikaner unsere Kon- 
kurrenten sind, so geben auch sie, gradeso wie unsere Werke in un* 
günstigen Zeiten, ihre Offerten vielfach nur ab, um bessere Beschäftigung 
zu haben, und wenn die Preise dadurch so stark gedrückt werden, daß 
das deutsche Werk an ihnen nichts mehr verdient, so ist nicht gesagt, 
daß die Ausländer dabei auf ihre Kosten kommen. Zwar ist es sicher, 
dal] insbesondere die Amerikaner manche Produkte viel billiger produ- 
zieren können als wir und daher im Auslände vielleicht auch ohne die 
staatlichen und privaten Exportprämien, die grade sie im größten Um- 
fange gewähren, jede Konkurrenz schlagen könnten, aber deshalb 
brauchen wir doch iioeh nicht die Flinte ins Korn zu werfen und auf 
den Export zu verzichten. Denn ebenso wie bei uns in günstigen 
Zeiten der innere Markt in vielen Industriezweigen fast die gesamte Produk- 
tion aufnimmt, so ist es auch in Amerika, und da dort glücklicherweise 
die günstige Konjunktur noch zwei Jahre angehalten, nachdem bei ans 
der Umschwung eingetreten war, konnten wir unseren Export ziemlich un- 
gehindert durch Amerika ausdehnen und bekanntlich sogar nach dort Eisen 
exportieren, dessen Einfuhr in Europa wir am meisten von Amerika 
aus zu fürchten haben. Vielleicht wird, bis in Amerika die Krisis 
eintritt, bei uns wieder der innere Markt von größerer Bedeutung 
werden und der starke Export von selbst zurückgehen. 

Aber es ist überhaupt verkehrt, diesen Export als etwas ungünstige* 
Anzusehen. Daß selbst der Verkauf ins Ausland ohne Gewinn noch 
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nicht die Konkurrenzunfähigkeit unserer Industrie beweist, dürfte nach 
dem Gesagten klar sein, und ich glaube auch he wiesen m hüben, daß, 
wenn eine Industrie teurer produziert als ihre Konkurrenten auf dem 
Weltmärkte, aus den angeführten Gründen noch nicht ohne weiteres 
dae Verlangen gerechtfertigt ist, sie auf einen Stand zumkzusch rauben, 
der dem augenblicklichen Inlandsbedarf entspricht oder gar durch Be- 
seitigung der Schutzzolle ihre Existenz zu gefährden, Vielmehr glaube 
ich, zeiget^ können, daß überhaupt auf die Frage, ob und zu welchen 
Preisen exportiert wird, für die Beurteilung des Einflusses der Schutz- 
zölle auf die Kartelle nichts ankommt 

Diese Behauptung wird vielen als sehr gewagt erscheinen gegen- 
ober der Tatsache, daß heute fast taglich in der Fresse über die durch 
den Schutzzoll ermöglichten billigeren Verkäufe ins Ausland geklagt 
wird und auch in der wissenschaftlichen Literatur diese Maßregel als 
der schwerste Fehler der Kartelle hingestellt wird. Man wird nun nach 
dem bisher Gesagten vielleicht zugeben, daß nicht in jedem Falle durch 
billigeren Export eine volkswirtschaftliche Schädigung herbeigeführt 
wird, und daß diese Maßregel daher nicht unbedingt zu verwerfen ist. 
Aber man wird die Behauptung, daß der biJLigere Verkauf ins Ausland 
für die Beurteilung des Einflusses der Schutzzölle auf die Kartelle gar 
keine Bedeutung habe, mit dem Hinweis darauf bekämpfen, daß für 
eine gewisse Gruppe von Abnehmern eine Schädigung durch diese 
Maßregel doch unbedingt herbeigeführt werden müsse: für die Weit er- 
verarbeiter der billiger ins Ausland verkauften Rohstoffe 
und Halbfabrikate nämlich, die in ihrer Konkurrenzfähigkeit gegen- 
über den ausländischen Weiterverarbeitem geschädigt werden. 

Dies ist die Form, in der die Lehre von den billigeren Auslands* 
verkaufen heute am häufigsten auftritt: sie schädigen die Konkurrenz- 
fähigkeit der weiterverarbeitenden Industrie gegenüber dem Auslande. 
Dieser Gedanke ist noch gar nicht alt Noch 1896, als ich meine erste 
Schrift über die Unternehmer verbände schrieb, ist mir noch nirgendwo 
in der Literatur ein Beweis dafür entgegengetreten, daß man diese 
Seite der Sache erfaßt hatte. Überall wird nur geklagt über die Ver- 
schleuderung der nationalen Güter ins Ausland. In dieser Klage be- 
steht schon die erste öffentliche Erwähnung der Kartelle Oberhaupt: 
Der Abgeordnete Eugen Eichter brachte am 5. Mai 1879 im Reichs- 
tage zur Sprache, daß die Schienenwalzwerke, Waggons- und Loko- 
motivfabriken sich kartelliert hätten und bei ausländischen Submissionen 
ganz bedeutend niedrigere Preise als bei inländischen forderten. 
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Schienen sind dasjenige Produkt gewesen, bei welchem man am 
frühesten und am häufigsten darüber geklagt hat, daß sie ins Ausland 
billiger verkauft würden als im Inland. Aber gerade bei Schienen 
läßt sich leicht nachweisen, daß der billigere Verkauf ins Ausland an 
sich noch nicht als volkswirtschaftlich nachteilig betrachtet werden 
kann. Wenn wirklich in Portugal oder Kumänien oder in irgend einem 
anderen Staate unter dem Wettbewerb der übrigen Industrieländer 
Schienen für 85 Mark, was ungefähr der Weltmarktpreis ist, verkauft 
wurden, während sie im Inlande 115 Mark kosteten, so ist es zwar 
bedauerlich, daß im Ausland kein höherer Preis erzielt werden konnte, 
aber von einer Schädigung der inländischen Volkswirtschaft durch diese 
Verkäufe kann keine Kede sein, und das selbst dann nicht, wenn, wie 
das Mitte der 80 er Jahre geschah, Schienen nach Holland, Spanien 
und Rumänien fast für die Hälfte billiger als im Inlande verkauft 
wurden. Eine Schädigung wird also, so weit haben wir das Problem 
schon eingeschränkt, nur herbeigeführt werden können für eine ganz 
bestimmte Klasse von Abnehmern, nämlich für die weiterverarbeiten- 
den Exportindustrien des Inlandes, die in ihrer Konkurrenzfähig- 
keit gegenüber den ausländischen Weiterverarbeitern des kartellierten 
Produkts geschmälert werden können. Es kann die Weiterverarbeiter 
schädigen, wenn z. B., um einen der krassesten Fälle anzuführen, das 
Kokssyndikat, während im Inlande der Preis 17 Mark betrug, nach 
Österreich für 8,10 Mark lieferte, oder wenn Bleche zu 102,50 Mark 
ins Ausland verkauft werden, während im Inlande 150 Mark gefordert 
werden, oder Stangeneisen 100 Mark pro Tonne beim Export kostet 
gegen 125 Mark im Inlande. 

Aber sehen wir uns die Sache genauer an, so ist es auch hier 
nicht die billigere Ausfuhr, welche die Weiterverarbeiter in ihrer Kon- 
kurrenzfähigkeit beim Export schädigt. Denn diese Verkäufe erfolgen 
ja fast stets in Konkurrenz mit anderen ausländischen Anbietungen, 
und unsere Exporteure werden deren Preise natürlich nur eben so weit 
unterbieten wie nötig ist, sich den Auftrag zu verschaffen. Hätten wir 
also nicht verkauft, so hätten andere Staaten jenen ausländischen Weiter- 
\ verarbeitern den Rohstoff nicht viel teurer geliefert. Aber auch wenn 
wir beim Export des Rohstoffes keine Konkurrenz zu bekämpfen hatten, 
werden wir doch den im Ausland herrschenden Preis nur eben so weit 
unterbieten, wie nötig ist, uns den Absalz zu sichern. Daraus ergibt 
\ sich die wichtige Schlußfolgerung: Die Konkurrenzfähigkeit 
unserer weiterverarbeitenden Industrie im Auslande würde 
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auch nicht besser sein, wenn die Rohstoffindustrien gar 
nicht exportierten. Eine weiterverarbeitende Industrie kann in 
i lirer Konkurrenzfähigkeit im Auslande geschädigt werden, wenn die 
kartellierten Rohstofflieferanten auch noch niemals das Geringste 
exportiert haben. Nicht auf die beim Export erzielten 
Preise also kommt es an, sondern einzig und allein auf die Ih- 
landßpreise dee Kartells. 

Wenn so häufig jetzt die weiterverarbeitenden Industrien klagen, 
ihnen der Export dadurch erschwert wird, daß die Rohstofflieferanten 
SO viel billiger ans Ausland verkaufen, so beruht dies also auf einer 
Verkenn ung der Sachlage, und sie richten ihre Angriffe nicht auf den 
richtigen Punkt Nicht die Auslandspreise sind es, die ihnen die Kon- 
kurrenz erschweren — denn die deutsehen Rohstofffabrikatiten fordern 
eben im Ausland nur die Weltmartktspreise, und wenn sie nicht lieferten, 
würden auf dem Weltmarkt die Preise nicht viel höher sein — sondern 
es sind nur die Inlandspreise der kartellierten Kühstoffproduzenten, 
die die Verarbeitung verteuern und damit die Konkurrenzfähigkeit der 
Weiterrerarbeiter im Auslande vermindern. Daher kann die Schädigung 
der Weiterverarbeiter geuau so groß sein, wenn die Rohstoff Produzenten 
gar nicht exportieren. 5 ) Denn wenn z, B. unsere Kohlen- und Roh- 
eisonindustrie gar nicht exportierte, was in Zeiten starken Inlandsbedarfs 
vorkommen kann, so ist es klar, daß die Verbraucher und Weiter- 
ver&rbeiter durch die monopolistischen Preisfestsetzungen dieser Syn- 
dikate ebenso geschädigt werden können. Wenn die deutschen Schiffs- 
werften klagen, daß ihnen die Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem 
holländischen Flußschiff bau dadurch vermindert werde, daß die kar- 
tellierten deutschen Walzwerke Schiffsbleche billiger in Holland ver- 
kaufen nls in Deutschland, so würde ihre Lage wahrscheinlich keine 
bessere sein, wenn das Grobblechsyndikat üherhaupt nicht exportierte, 
aber im Inland über den Weltmarktpreis weit hinausgehende Preise 
forderte. Denn die holländischen Werften würden dann von anderen 
Staaten fast ebenso billig wie jetzt von Deutschland kaufen können. 
Es ist eben auch hier daran zu erinnern, daß auch andere Staaten im 
Auslande billiger kaufen. Allerdings ist es möglich und tatsächlich 
vorgekommen, daii die deutsehen Werke bei Lieferungen ans Ausland 
nicht mit ausländischen, sondern nur mit anderen deutschen Werken 
konkurrierten und diese dann im gegenseitigen Wettkampf die Preise 
unter die sonst im Auslände geltenden herabdrückten. Um diese gegen- 
seitige Konkurrenz deutscher Werke im Ausland zu verhindern, ist 
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daher Kartellierung auch für den Export erforderlich, und solche Ver- 
einigungen sind neuerdings auch mehrfach zu stände gekommen |z. B, 
für Schienen und Grobbleche) und weitere sind geplant. 6 ) 

Im allgemeinen aber gilt, daß die Auslandspreise durch die Kuzi- 
kurrenz mehrerer Staaten bestimmt werden. Denn der internationale 
Handel ist heute so ausgedehnt und umfast so viele Produkte, dali dg 
für fast alle Artikel Weltmarktpreise gibt über die hinaus man ins 
Ausland nicht verkaufen kann. Aber, wie gezeigt kommt es garnicht 
darauf an T ob Rohstoffe expurtiert werden. Die Konkurrenzfähigkeit 
der Weiterverarbeiter wii*d allein durch die hohen Inlandspreise 
der kartellierten Rohstoffindustrien erschwert Dies sollte man endlieh 
erkennen, das Übel da angreifen, wo es sitzt und nicht immer ge^n 
den Export ankämpfen, der für Deutschland nützlich ist und für den 
selbst das Opfer etwas höherer Preise im Inlande wohl gebracht werden 
könnte. Es gilt, was ich schon 1896 ausführte: „Wir müssen daran 
festhalten: der billige Export unserer Industrien, wie er 
durch die Kartelle in gewissem Grade gefördert wird, erhält 
und erhöht die wirtschaftliche Machtstellung Deutschlands 
im Auslände. Eine Schmälerung der Konkurrenzfähigkeit 
der weiterverarbeitenden Industrien denen des Auslandes 
gegenüber wird nicht durch ihn, sondern durch die hohen 
Preise bewirkt, welche die Rohstoffproduzenten vermittelst 
der Kartelle zu erzielen vermögen. Wenn einmal derartige 
Wirkungen von längerer Dauer sich zeigen sollten, so müssen 
eben gegen die betreffenden Kartelle, wie überhaupt gegen 
allzu hohe Preisfestsetzungen, sobald die natürlichen Kor- 
rektionen versagen, Maßregeln ergriffen werden,** 

Jedenfalls, wenn die Kartelle schädlich sind, sind sie es allein durch 
ihre hohen Preisfestsetzungen im Inlande und ich bin, wie gesagt der 
letzte, dieselben in jedem Fall billigen zu wollen. 7 ) Sie sind es aber 
nicht durch ihren Export, Wenn man sich das klar gemacht hätte, 
dann hatten v„ B. die Sozialdemokraten ihre unbedachten Anträge, die 
Zölle auf Waren aufzuheben, die im Auslände durch deutsche Karteile 
hilliger verkauft werden, nicht stellen können, Dann hätten sie er- 
kennen müssen, daß der billigere Verkauf ans Ausland kein Kriterium 
für die Schädlichkeit eines Kartells und für die Berechtigung, den 
Schotosol] aufzuheben, bedeutet 

Die Ursachen des Übels, der ungünstigen Wirkungen eines Kartells 
sind also sehr einfach festzustellen, viel einfacher, als man es sich 
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machte, indem man die Frage der billigeren Auslandspreise, was nach 
dem eben Gesagten überhaupt keine Frage ist, hineinzog und dadurch 
die Sachlage unnötig komplizierte: die ungünstigen Wirkungen eines 
Kartells beruhen immer auf übermäßig hohen Inlandspreisen. 

Daß die Kartelle aber durch hohe Inlandspreise die Weiter- 
verarbeiter in ihrer Konkurrenzfähigkeit schädigen können, das wird 
von ihnen selbst anerkannt. Denn immer größere Ausdehnung gewinnt 
die Maßregel, daß die Rohstoffkartelle den Weiterverarbeitern Export- 
vergütungen bezahlen, also für den in den ausgeführten Produkten 
steckenden Rohstoff einen Teil des gezahlten Preises zurückvergüten. 
Zuerst geschah das m. W. im Jahre 1882, als das rheinisch-westfälische 
und das Siegerländer Roheisenkartell — Syndikate bestanden damals 
noch nicht — für das zum Export zu verarbeitende Roheisen den 
Walzwerken einen Preisnachlaß gewährten, ebenso 1888 der Walzdraht- 
verband den Ziehereien. Zuerst waren dies immer nur vorübergehende 
Maßregeln. Eine regelmäßige Einrichtung wurden die Exportvergü- 
tungen erst mit Gründung des Koks- und dann des Kohlensyndikats in 
ihren heutigen Formen. Seit 1892 bezw. 1893 sind solche Ausfuhr- 
Vergütungen eine ständige Einrichtung geworden und neuerdings in 
ein einheitliches System gebracht, indem die verschiedenen Verbände 
im Juni 1902 eine gemeinsame Abrechnungsstelle für Ausfuhr Vergütungen 
in Düsseldorf geschaffen haben. 

Sofern eine solche Vergütung den Herstellern von Halbfabrikaten 
durch die kartellierte Rohstoffindustrie gezahlt wird, hat sie auch nur die 
Wirkung, daß diesen der Export erleichtert, den Weiterverarbeitern 
der Halbfabrikate aber die Konkurrenz im Auslande erschwert wird. 
So können, wenn das Kokssyndikat den Roheisenproduzenten eine Ver- 
gütung gewährt, diese billiger exportieren, die Halbzeugfabrikanten 
aber werden geschädigt; wird auch ihnen eine Vergütung gewährt, so 
wird den Walzdrahtherstellern der Export erschwert, und wenn diesen 
Exportvergütung gezahlt wird, den Drahtstiftfabrikanten. Daher muß 
eine solche Exportvergütung durch sämtliche Produktionsstadien hinduch 
gehen. 8 ) Das ist aber schwer zu erreichen , namentlich weil die Fertig- 
produkte nicht alle kartelliert sind. Immerhin verstärken die Rohstoff- 
kartelle, indem sie in der Regel nur an Verbände ihre Exportvergütungen 
bezahlen, die Tendenz zur Kartellierung. Aber die ganze Maßregel 
ist jedenfalls sehr umständlich und genügt doch nicht, um die 
inländischen Weiterverarbeiter den ausländischen vollständig gleich zu 
stellen. 
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Jedenfalls ist eine Schädigung der Weiterverarbeiter durch die 
hohen Preise der Rohstoff barteile ganz ebenso zu beurteilen und wirt- 
>rhaftspolitiscli zu behandeln, wie eine Schädigung der Abnehmer überhaupt; 
denn der HauptnachteiJ der Monopole, die Autonomie in den Preisfest- 
setzungen, zeigt sich hier eben nur in einer bestimmten Richtung. Efi 
müssen daher auch zum Schutze der Weiterverarheiter eventuell dieselben 
Maßregeln ergriffen werden, die überhaupt gegen die übermäßigen 
Preisfestsetzungen der Kartelle in Betracht kommen. Ton denjenigen 
auf dem Gebiete der Zollpolitik und den Bestrebungen einer inter- 
nationalen Verständigung darüber wird im nächsten Kapitel noch zu 
reden sein, hinsichtlich der übrigen muß ich auf meinen Aufsatz in 
Conrads Jahrbüchern: „Was kann heute den Kartellen gegenüber ge- 
schehen?" verweisen. Auf die Maßregeln, die insbesondere zum Schutze 
und zur Förderung der weiteren verarbeitenden Industrien angewendet 
werden können, wird unten in Anmerkung 11 zum dritten Kapitel 
näher eingegangen werden. 

Diese ganzen Verhältnisse, also nicht die billigeren Auslandsver- 
käufe, von denen wir als bedeutungslos jetzt absehen, sondern ausschließ- 
lich die hohen Kartellpreise im In lande, welche der Schutzzoll ermög- 
licht, haben übrigens aus sich selbst heraus, also ohne die staatlichen 
und internationalen Maßregeln, die ja erst in den Anfängen stehen, 
Entwicklungserseheiiumgen hervorgebracht, welche es wahrscheinlich 
machen, daß in Zukunft vielleicht wieder eine größere Gleichmäßigkeit 
hinsichtlich der Preisgestaltung mancher Produkte in verschiedenen 
Ländern eintreten wird, oder welche doch die Bedeutung der Preis- 
Verschiedenheiten abschwächen, Es wirken dahin zunächst die inter- 
nationalen Kartelle, Terstandigungen zwischen den gleichen Produ- 
zenten verschiedener Staaten. Ich habe 1897 eine Liste der damals 
bekannten internationalen Kartelle gegeben; sie ließe sich heute ganz be- 
deutend vergrößern. Allerdings sind es überwiegend kleinere Spezial- 
industrien, bei denen, wie das natürlich ist, internationale Verständigung 
über die Preise am leichtesten möglich war. Die anderen internationalen 
Kartelle, insbesondere die der großen Rohstoff industrien, beschränken 
sieh größtenteils noch auf Gebietsabgrenzungen, kommen also von un- 
serem Gesichtspunkte aus nicht in Frage. Denn es kommt , wie auch 
hier wieder deutlich hervortritt, nur auf die Inlandspreise der Roh- 
stoffe, nicht auf den Export an, und unsere Eisenwerke können in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit gegenüber den helgischen durch die höheren 
Kokspreise des Inlandes geschädigt werden, wenn auch der Tertrag mit 
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dem belgischen Kokssyndikat den deutschen Koka daselbst vollständig 
ausschließt Immerhin haben schon internationale Kartelle der großen 
weiterverarbeitenden Industrien (z. B. für Schienen, Draht) bestanden, 
und wo solche gelingen, selbst nur für die Verkäufe nach dritten 
Ländern, ist es schon von geringer Bedeutung, ob auch die Rohstoff- 
Industrien gleiche Preise halten. Die größte und wichtigste derartige 
internationale Verständigung ist bisher, abgesehen von dem Dampfer- 
mist der hier nicht in Betracht hommt der Dynamittrust, der Fabriken 
in verschiedenen Ländern besitzt und mit zahlreichen anderen, ins- 
besondere der grolien, auch ganz Internationalen societe centrale de la 
dynamite Kartellverträge abgeschlossen hat 

Übrigens gibt es auch außerhalb der Monopole Beispiele dafür, 
«laß man die ungünstigen Folgen, die starke Preisversehiedenheiten der 
Rohstoffe in verschiedenen Ländern für die Weiterverarbeitung haben 
können, zu überwinden versucht. Huber macht darauf aufmerksam,") 
daß aus diesem Grunde vielerorts das Bestreben vorhanden sei, die 
Fabriken von den Rohstoffzentren an die Wasserstraßen zu verlegen. 
Dies nehme in Belgien, wo die Industrie fast untrennbar an die großen 
Kohlenzentren gebunden war, ständig zu, und die Werke sind dann in 
der Lage, fremde Kohle zu verwenden. 

Wichtiger als dies ist aber eine andere Erscheinung, die wach- 
sende Ausbreitung großer Einzelunternehmungen über ver- 
schiedene Länder, Die Tendenz dazu, bisher wenig beachtet ist 
außerordentlich im Wachsen begriffen. Es gibt ganz internationale 
Unternehmungen, die in allen wichtigeren Staaten Werke besitzen. 
Eines der großartigsten Beispiele sind die Unternehmungen des Soda* 
königs E. Solvay. Unsere großen Elektrizitätswerke, zahlreiche Eisen- 
werke und Masehi nenfahrjken aller Art, von Lokomotiv- bis zu Fahr- 
radfabriken und solchen für Feinmechanik, die größten Feldbahn-, 
Draht-, Ofen-, Chamotte-, Zement-, Seide-. Sammt-, Band-, Zeilstoff-, 
Filz-, Seilfabriken etc. besitzen Filialen und eigene Unternehmungen 
in anderen Ländern; Schweizer Baumwoll-, Seide-, Nährmittel- und 

I Sdmkoladefabriken haben Werke in Deutschland, Frankreich, Österreich 
und Italien; englische Seifenfabriken, Fabriken landwirtschaftlicher Ma- 
schinen und solche für zahlreiche Textilprodukte haben Werke in 
fremden Staaten, und die Zahl derartiger internationaler Unternehmungen 
ist eine so außerordentlich große, daß hier nicht einmal die einzelnen 
Industrien aufgezählt werden können. Es gibt übrigens ganze Unter- 
nehm ungszweige, die so einen vollständig internationalen Charakter auf- 

LUfraanu, Schutzzoll und Kartelle. q 
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weisen, weil die wichtigsten Werke sich über verschiedene Staaten aus- 
dehnen, wie die Asbest-, Gummi-, die Pinsel-, die Ahiminiiimindustrie, 
die Industrie der Knochenverarbeitung, und ganz besonders zahlreiche 
Spezialzweige der chemischen Industrie. Es leuchtet ein, daß durch 
solche Errichtung internationaler Unternehmungen die Bedeutung der 
Zoll Verhältnisse fremder Staaten erheblich vermindert wird. Solche 
Unternehmungen werden immer unabhängiger von den Zöllen des Aus- 
landes und haben, je mehr sie sich ausdehnen, umsoweniger zu fürch- 
ten, daß die Preisfestsetzungen der Rohstoff industrion sie in ihrer 
Konkurrenzfähigkeit in den verschiedenen Ländern schmälern. Es ist 
daher kaum zu bezweifeln, daß diese Entwicklung in Zukunft noch 
weitere Fortschritte machen wird. Die Tatsache der Errichtung eige- 
ner Werke im Ausland, der Investierung deutschen Kapitals in aus- 
ländischen Unternehmungen ist natürlich eine Folge der Schutzzoll - 
nerischen Absperrungspolitik vieler Staaten, im letzten Gnmde aber, 
ebenso wie diese nur die Folge der gesteigerten internationalen Kon- 
kurrenz. 10 ) 

Ton noch größerer Bedeutung für die Zukunft erscheint aber eine 
dritte Entwicklungstendenz, welche durch die Kartelle und ihre durch 
die Schutzzölle ermöglichten hohen Inlandspreise gefördert wird, die 
Tendenz zu Kombinationen. 11 ) Unter Kombinationen verstehe ich 
jede Verbindung verschiedener, sonst im allgemeinen Gegenstand 
mehrerer Unternehmungen bildender Produktionsstadien in einer Unter- 
nehmung, also nicht etwa nur die, die im Wege der Fusionierung 
zweier bisher selbständiger Unternehmungen entsteht. Kombination 
und Fusion sind also zwei sich teilweise deckende Begriffe, Denn 
man kann die letztere Bezeichnung nicht auf die Verschmelzung von 
Unternehmungen nur gleicher Art beschränken, weil ein großer Teil 
der mit einer Fusion verbundenen ökonomischen Erscheinungen, die 
kapitalistischen, finanziellen, gründungstechnischen auch bei der Ver- 
sehmelzung voneinander abhängiger Unternehmungen auftreten. Da- 
gegen kann der Begriff der monopolistischen Fusion oder dos Trust 
nur die Verschmelzung von Unternehmungen gleicher Art bedeuten, 
und es ist im Interesse wissenschaftlicher Klarheit dagegen zu pro- 
testieren, wenn neuerdings jede größere' Fusion oder Kombination als 
Trust bezeichnet wird, ebenso, wenn man von vertikalen und horizon- 
talen Trusts spricht 13 ) Die vertikale Zusammenfassung von Unter- 
nehmungen, oder besser ausgedrückt die Zusammenfassung verschiedener 
Produktionsstadien in einer Unternehmung, schafft niemals ein Monopol. 
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sondern kann höchstens zur Stärkung eines schon vorhandenen <z. B. 
durch Fusion entstandenen) dienen. 

Diese Kombinationen sind zu einem großen Teile unter der Ein- 
wirkung der Rohstoffkartelle entstanden. 1 *) Indem Kohlen, Roheisen, 
Halbzeug bis m den fertigen Produkten in derselben Unternehmung 
hergestellt werden, wird der Preis des fertigen Produkts unabhängig 
von den Preisfestsetzungen der Rohstoff- und Halbfabrikatskartelle und 
allein bestimmt durch die Produktionskosten der betr. Rohstoffe 
innerhalb der Unternehmung. Das kommt diesen Werken aber nicht 
nur für den Export zu statten, sondern ganz besonders auf dein in- 
ländischen Markte, Gegenüber diesen sogenannten gemischten Werken 
haben dann z, B. die reinen Walzwerke oder alle anderen Weitenrer- 
arbeiter, die die Rohstoffe von den Kartellen kaufen müssen, einen 
schweren Stand, Hierbei zeigt es sich wieder deutlich, daß es nicht 
auf die Auslandsverkäufe der Rohstoffkarte] ie ankommt, daß es vielmehr 
ganz gleichgültig ist, ob dieselben exportieren oder nicht, sondern daß 
es allein die hohen Inlandspreise sind, welche den reinen Weiterver- 
arbeitern die Konkurrenz mit den kombinierten Betrieben auf dem in- 
landischen Markte erschweren. Und diese Konkurrenz auf dem 
inländischen Markt ist denselben unendlich viel wichtiger 
als die Konkurrenz beim ausländischen Absatz, Wenn manche 
unserer reinen Walzwerke heute in so trostloser Lage sich befinden, so 
liegt das nicht an der Konkurrenz im Auslande, sondern an der der 
kombinierten Unternehmungen, denen die hohen Preise der Rohstoff- 
kartelle nicht die Produktionskosten verteuern. Diese verhindern dann 

»auch oft, daß für die Fertigprodukte sich Kartelle bilden, weil sie die- 
selben viel billiger herstellen können und kein Interesse daran haben, 
die reinen Weiter Vorarbeiter am Leben zu erhalten. Die Bildung 
solcher Kombinationen wird daher wohl noch weiterhin eine große 
Rolle spielen und ist in der Tat als ein Fortschritt auf dem Wege der 
Vevbilligung der Produktionskosten m betrachten, Sie hat deswegen 
auch eine große Bedeutung für die Erhöhung unserer Konkurrenzfähig- 
keit gegenüber anderen Staaten, von denen namentlich Amerika mit 
seinen Riesenunternehmungen dasselbe Ziel verfolgt So entwickelt das 
wirtschaftliche Leben aus sieii selbst heraus neue Organisationen, bei 
welchen die bisher zu Tage getretenen Mängel beseitigt sind, und was auf 
den ersten Blick nur als Mittel einseitiger Interessenpolitik und für die 
gesamte Volkswirtschaft höchst schädlich erscheint, das wird zum 
Keime des Fortschritts und, indem es verhindert, daß wir hinter 

8* 
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anderen Nationen zurückbleiben, zum Nutzen für unsere Volkswirt- 
schaft, 

Ich habe diese verschiedenen Entwicklungstendenzen, die sich heute 
in der deutschen Volkswirtschaft bemerkbar machen und die ich seit 
langem eingehend verfolge, hier kurz skizziert, einerseits um zu zeigen, 
daß das Schutzzollsystem kein Hemmnis des wirtschaftlichen Fortschritts 
ist, sondern daß mancherlei Keime desselben zu beobachten sind. 
andrerseits um darauf aufmerksam za machen, was viele zu verkennen 
scheinen, daß auch bei uns mit den Kartellen die Entwicklung nicht 
abgeschlossen ist, daß vielmehr gerade aus ihnen bezw. unter dem 
kombinierten Einfluß von Schutzzöllen und Kartellen neue Organisa- 
tionen entstehen. 

in neuester Zeit haben nun einige Nationalökonomen die Ansicht 
vertreten, daß die aweckraäßigste Produktionsorganisation allein der 
Trust nach amerikanischem Muster sei, und daß wir möglichst schnell 
zu solchen gelangen müßten, 14 ) Dabei unterläuft aber wieder die eben 
besprochene Verwechslung zweier ganz verschiedener Erscheinungen: 
der Kombinationen und der Fusionen. Manche der sog, Trusts, die 
meisten, sind gar keine Monopole, sondern nur Fusionen ohne mono- 
polistischen Charakter, andere, wie z, B. die Föderal steel Company 
sind im Wege der Fusion und Kombination entstanden, indem zu den 
fusionierten Betrieben rohstoffproduzierende oder weiterverarbeitende 
Werke hinzu erworben wurden, wieder andere sind monopolistische 
Fusionen, aber keine Kombinationen, wie der Wisky- und der Zucker- 
Trust, einige wenige endlich , wie die United steel Cy, sind mono- 
polistische Fusionen T die sich außerdem noch rohstoffproduzierendo 
oder weiterveraroeitende Werke oder Transportanstal ten angegliedert 
haben. Niemals aber ist die Kombination das für den Trust Wesentliche, 
und es ist daher ganz unwissenschaftlich, deswegen, weil einige Trusts 
außer der Fusion der meisten bisher konkurrierenden Unternehmungen, 
durch die sie entsanden sind, noch im Wege der Kombination andere 
Produktionsstadien sich angliedern, nun auch den letzteren Yorgang, 
der ebensogut bei einer einzelnen Unternehmung erfolgen kann, als 
Trust zu bezeichnen. Solange man beides nicht auseinander hält, haben 
solche Urteile wie: wir müssen zu ähnlichen Bildungen wie die ameri- 
kanischen Trusts gelangen, gar keinen Wert, denn es bleibt ganz 
unklar, was man hier unter Trust versteht Wenn wir klar sehen und 
klare Urteile abgeben wollen, haben wir die verschiedenen Ent- 
wicklungstendenzen T die wir oben angedeutet haben, zu unterscheiden 
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Dann ist, vom heutigen Standpunkt wenigstens , noch garaicht gesagt, 
dall gerade der Trost,, also die monopolistische Fusion, die zweckmäßigste 
Produktionsorganisation ist Vielmehr ist nicht einzusehen, weshalb 
nicht z. B. das Vorhandensein weniger großer Betriebe, die miteinander 
in Kartell stehen, ebenso zweckmäßig sein kann, und warum sie gerade 
alle eine einzige Gesellschaft bilden müssen. Welchen Vorzug hat es, 
wenn alle deutschen Eisenwerke zu einer emsigen Riesengesellschaft 
vereinigt sind? Selbst, wenn es deren mehrere gibt, ist die umfassendste 
Angliederung vorausgehender und nachfolgender Produktion sstadien in 
größtem Umfange möglich, dabei aber werden zahlreiche Vorzüge der 
bisherigen Organisation gewahrt (größere lokale Konzentration der ein- 
zelneu Unternehmungen, bessere Übersichtlichkeit, geringeres Risiko 
bei der Auswahl des obersten Leiters u. s. w,}. Wohlgemerkt, ich 
vergleiche nicht die Kartelle in Bezug auf ihre ökonomische Wirk- 
samkeit mit den Trusts, 1 *} ich stelle dem Trust nur die Gesamtheit 
der oben unterschiedenen und kurz skizzierten Entwicklungstendenzen 
gegenüber, zeige, wie sie durch Kartelle in Verbindung mit unserem 
Schutzzollsystem angeregt werden, und glaube, daß wir auch auf diesen 
verschiedenen Wegen und nicht, indem wir nur eine einzige der 
mannigfachen heute vorhandenen Entwicklungstendenzen uns potenziert 
denken, zu einer zweckmäßigen industriellen Organisation gelangen können. 

Also niclit nur ein einziger Weg, der der Tnistbildimg, führt zum 
Ziel — daß diese Ansicht so verbreitet ist, erklärt sich aus dem großen 
Einfluß, den die sozialistischen Ideen, die ja in den Trusts die letzte 
Vorstufe zur Verstaatlichung der Produktionsmittel erblicken, noch auob^ 
viele Nationalökonomen haben — , nicht werden die Trusts die Kartelle 
vollkommen verdrängen, ebensowenig wie die Großindustrie das Hand- 
werk ganz beseitigt hat, und nicht liegt das Endziel schon klar vor 
unseren Augen, sondern m an nigf alt ig sind die Entwicklungstendenzen, 
und wer weiß, wie viel neue noch von jenen wieder hervorgebracht 
werden. Darin liegt gerade die Bedeutung der Kartelle von diesem 
Standpunkte aus, daß sie Übergangserscheinungen sind, nicht in 
dem Sinne, als ob sie später ganz vor vollkommeneren Organisa- 
tionen, eben den Trusts, verschwinden werden, sondern Übergangs- 
erscheinungen, weil sie bestimmt sind, diese Entwicklung langsamer, 
ruhiger und mttder zu gestalten. 

Und in genau der gleichen Richtung wirkt auch das 
Schutzzollsystem, das die Kartelle bei dieser ganzen Entwicklung 
unterstützt Auch der Schutzzoll ist heute ein Mittel, um den 
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Übergang zu einer neuen Organisation des Wirtschaftslehen 
sicherer und von außen weniger gestört sich vollziehen zu 
lassen. Es mag ja sein^ daß der Freihandel in derselben Richtung wirken 
würde. An sich ist auch der Freihandel mindestens ebenso geeignet, 
die zweckmäßigste Produktionsorganisation zu entwickeln. Aber einer- 
seits muß mit der Gefahr gerechnet werden, daß die in der Konzen- 
tration schon vorgeschritteneren Staaten unsere Entwicklung mit ihrer 
Übermacht stören wurden und Teile unserer Industrie dabei zu Grunde 
gehen würden, andererseits haben wir — das muß immer wieder betont 
werden — gar keine andere Wahl, als uns der Schutzzölle zur Siche- 
rung zu bedienen^ da die anderen Staaten, insbesondere auch Amerika 
ebenfalls das Mittel der Zölle benutzen, um den Umwandhmgsprozeß 
zu fördern, 

Jedenfalls wird es sich immer nur von Fall zu Fall, für jede In- 
dustrie besonders und nach eingehendsten Stadien entscheiden lassen, 
ob eine Industrie stark genug ist, den Freihandel als Erziehungsmittel 
zu vertragen, und dann werden noch immer die sonstigen Verhältnisse 
des Inlandes und die Beziehungen zum Auslande berücksichtigt werden 
müssen. Keinesfalls aber ist der wirtschaftliche Fortschritt , die Ent- 
wicklung einer neuen Organisation des Wirtschaftslebens, zu der die 
Kartelle uns führen sollen , allgemein abhängig von einer bestimmten 
handelspolitischen Richtung, wie namentlich die Freihändler gern glauben 
machen möchten. Auch das Schutzzollsystem, das wir aus 
mancherlei Gründen heutzutage für viele Unternehmungs- 
zweige beibehalten müssen, bedeutet nicht — und darin glaube 
ich ein Hauptergebnis dieser Erörterungen zu sehen — eine Hem- 
mung unseres wirtschaftlichen Fortschritts, vielmehr kann 
sich auch bei Schutzzöllen die für den wirtschaftlichen 
Kampf der Nationen zweckmäßigste Produktionsorganisation 
entwickeln. Der Schutzzoll ist noch heute, wie zur Zeit 
Lists, Erziehungsmittel, aber nicht zur Erziehung der In- 
dustrie überhaupt, sondern ein Mittel zur Entwicklung der 
fortgeschrittensten Pro duktions Organisation. 










Kapitel in. 

Die Zollpolitik als Mittel gegenüber den Kartellen. 

Ist der Schutzzoll auch nicht die unbedingte Voraussetzung des Ent- 
stehens der Kartelle, sondern wie wir gesehen haben, eher ein Mittel, 
dasselbe zu erleichtern, so ist doch seine Bedeutung für die Erhöhung 
der inländischen Preise durch monopolistische Vereinigungen nicht zu 
verkennen, und der Gedanke, den Mißbrauchen der Monopole durch eine 
Herabsetzung der Zölle entgegenzuwirken, liegt nahe. Vielfach ist auch 
bei uns dieses Mittel gegen die Kartelle empfohlen worden, freilich 
zumeist weniger auf Grund sachlicher Erwägungen und Untersuchungen 
als vom parteipolitischen oder Interessenstandpunkte aus. Die Wissen- 
schaft verhielt sich bis vor kurzem sehr ablehnend gegenüber der 
Forderung zollpolitischer Eingriffe in das Kaltellwesen, so Menzel sowohl 
in seinem Referat im Verein für Sozialpolitik 1894 als in seinem Vortrag 
auf dem deutschen Juristen tage, 1 ) Landesberger in seinem Gutachten 
für den 26. deutschen Juristentag 2 ) u. a. 

Auch heute noch gehen selbst die prinzipiellen Freihändler in der 
Wissenschaft in der Regel nicht so weit, direkt eine Verminderung 
der Schutzzölle als Maßregel gegen die Kartelle zu empfehlen, sondern 
begnügen sich, den Schutzzoll als Hauptwurzel aller Kartellmißbräucbe 
aufzuzeigen, z, B, Dietzel in seiner Schrift: Sozialpolitik und Handels* 
politik (S. 18 ff.). Dagegen sind von parteipolitischer Seite derartige 
Forderungen gelegentlich der Zolltariferörterungen mehrfach erhoben 
worden. So schon auf dem Parteitage der deutschen Volkspartei in 
Fürth im September 1901, sowie auf deren Parteitag in Offenburg am 
21. September 1902, wo nach einem Vortrag des Abg. Oeser eine vom 
demselben vorgeschlagene Resolution zur Annahme gelangte, dann ins- 
besondere auf dem national-sozialen Parteitage in Hannover, Oktober 
1902, wo der Referent Dr. Alfred Weber „eine Zolltarif-Revision mit 
dem Ziel der Herabsetzung und schließlichen Beseitigung der Zölle auf 
kartellierte Artikel" forderte, 3 ) Namentlich aber wurden derartige Vor- 
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schlage natürlich gemacht in der Presse derjenigen Parteien, die den 
Zolltarif entwurf bekämpften. In der ZoUtai'iffcommksion und im Reichs- 
tage sind dagegen so allgemeine Forderungen nicht erhoben worden. 
Hier haben einige freisinnige Abgeordnete, insbesondere Abg. Gothein, 
und dann namentlich die Sozialdemokraten bei verschiedenen Artikeln 
auf bestehende inländische Kartelle aufmerksam gemacht und deswegen 
Zoliherabsetzuug empfohlen. Die Sozialdemokraten haben außerdem 
mehrfach ihren Antrag gestellt, die Zölle auf solche Waren aufzuheben, 
die von deutschen Kartellen im Auslande billiger als im Inlande ver- 
kauft werden/) 

Daß man sich auch in anderen Landein, so in Rußland, Italien, 
Frankreich, den Vereinigten Staaten mit dem Verhältnis von Schutzzoll 
imtl Kartellen beschäftigt, geht aus manchen Tatsachen, mit denen wir 
uns noch zu befassen haben werden, hervor* Aber tatsächlich« 
Berücksichtigung durch die Zollgesetzgebung haben die monopolistischen 
Vereinigungen bisher nur in einem Lande, in Canada gefunden. Das 
kanadische Zollgesetz vom 29. Juli 1897 enthält nämlich in Abschnitt 18 
folgende Bestimmungen 9 ): , t l) Falls der Gouverneur Grund zu der 
Annahme hat, daß hinsichtlich irgend eines Handelsartikels ein Trust, 
eine Vereinigung, Verabredung oder Verständigung irgendwelcher Art 
unter den Fabrikanten, oder Verkäufern dieses Artikels besteht, um 
den Preis dieses Artikels in ungebührlicher Weise zu erhöhen oder den 
Vorteil der Fabrikanten oder Verkäufer in ungebührlicher Weise zum 
Nachteile der Konsumenten zu vermehren, so ist derselbe ermächtigt 
irgend einen Richter des Supreme Court oder des Exchequer Court 
von Canada oder irgend eines Obergerichtshofes einer canadischen 
Provinz zu beauftragen, dies im summarischen Verfahren zu untersuchen 
und ihm darüber Bericht zu erstatten, ob ein solcher Trust bezw. öiftfl 
solche Vereinigung, Verabredung oder Verständigung besteht 2) Der 
Richter ist berechtigt, Zeugen vorzuladen und dieselben unter Eid zu 
befragen, femer die Vorlegung von Büchern und Papieren zu verlangen, 
und soll alle jene Vollmachten besitzen, welche ihm der Gouverneur 
zum Zwecke derartiger Nachforschungen erteilen wird. 3) Wenn der 
Kichter berichtet daß ein solcher Trust u. s, w. besteht und der Gou- 
verneur zu der Überzeugung gelangt, daß diese Benachteiligung der 
Konsumenten durch die geltenden Einfuhrzölle erleichtert wird, so soll 
derselbe die betreffenden Artikel auf die Freiliste setzen oder die für 
dieselben festgesetzten Zölle soweit herabsetzen, daß die Bevölkerung 
dadurch der Wohltat des vernünftigen Wettbewerbes an diesen Artikeln 
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teilhaftig wird." Also ähnliche Bestimmungen, wie in dem bekannten 
österreichischen Kartellgesetzentwurf, nur mit dem Unterschied, daß in 
demselben die Untersagung jedes Kartellbeschlusses verfügt werden 
konnte, während hier der Eingriff sich auf zollpolitische Maßregeln be- 
sehrankt Sonst in beiden Fällen: Untersuchung durch ein besonderes 
Organ (hier der Richter, dort die Kartellkommissioti), die Entscheidung 
aber durch die oberste Behörde (liier der Gouverneur, dort das Finanz- 
ministerium). Die Bestimmung des canadischen Gesetzes ist bisher 
nur einmal angewandt worden und zwar am 10. Februar 1902. Auf 
eine Beschwerde der Canadian Press Assortion über den Papiertrust 
wurde von der Regierung eine Untersuchung angeordnet, die eine 
Herabsetzung des Zolles auf Druckpapaier von 15 °/ a des Wertes zur 
Folge hatte. — 

Daß eine Zollherabsetzung oder Aufhebung ein geeignetes Mittel 
sei, übermäßigen Preisfestsetzungen der Monopole entgegenzutreten, 
kann nicht bezweifelt werden; ebenso wenig aber auch, daß dasselbe 
nicht gegen alle Monopole brauchbar ist Diejenigen Monopole, die 
auf Seltenheit des Vorkommens, wie z. B. bei Kali, oder auf im Ver- 
hältnis zum Werte sehr bedeutenden Transportkosten, wie bei Kohle 
oder Zement beruhen, werden in der Regel von zollpolitischen Maß- 
regeln, die die Konkurrenz des Auslandes erleichtern, kaum berührt, sind 
auch meist schon nicht durch Zölle geschützt Immerhin ist die Zahl der 
Produkte, bei welchen die Zölle für die Kartellbildung von außerordent- 
lichem Einfluß sind, sehr groß, und wenn eine monopolistische Schädigung 
deT Allgemeinheit konstatiert wird, würde eine Zollherabsetzung gewiß 
erhebliche Wirkung haben. Nur liegt hier wieder die Schwierig- 
keit vor, die sich jeder durchgreifenden Regelung des Kartellwesens 
entgegenstellt, nämlich zu entscheiden, wann eine Schädigung der 
Allgemeinheit durch die Kartelle vorhanden ist. In Canada hat man, 
wie erwähnt, die Untersuchung dem Richter, die Entscheidung dem 
Gouverneur übertragen. In Österreich, wo freilich wegen des staats- 
rechtlichen Verhältnisses zu Ungarn zollpolitische Maßregeln mit be- 
sonderer Schwierigkeit verknüpft sind, wäre nach dem dortigen Entwürfe 
die Kartellkomm ission und das Finanzministerium auch für diese Auf- 
gabe berufen. Bei uns käme dieselbe naturgemäß dem Bundesrat zu> 
als begutachtende Behörde könnte ein in irgend einer Weise organisiertes 
Kartellamt mitwirken. Doch scheint mir, daß, um eine Zollherabsetzung 
durchzuführen, der gewöhnliche Weg der Gesetzgebung der einfachste 
und zweckmäßigste wäre, sodaß Bundesrat und Reichstag, wie sie über- 
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haupt die Zollfestseteungen beschließen, so auch über Zollherabsetzimgen 
als Mittel gegen die Monopole zu entscheiden hätten. Anders als wenn 
es sich um eine Untersagung von Kartellbeschlüssen nach dem System 
des Österreichischen Entwurfs handelt, kann hier die Entscheidung 
darüber, ob gegen die Kartelle im Wege zollpoli tischer Maßregeln vor- 
gegangen werden soll, in Form eines Gesetzes erfolgen, d. h. von denjenigen 
Gewalten ausgehen, die überhaupt die Regeln für alles menschliche Zu- 
sammenleben ira Staate aufstellend) Ebenso wie es von ihnen abhängt, ob 
überhaupt ein Zoll und in welcher Höhe er festgesetzt werden aoü, 
ebenso kann man es den gesetzgebenden Gewalten überlassen, eine Zoll- 
herabsetaung als Mittel gegen die Monopole zu beschließen. Das ZoU- 
tarifgesetz brauchte dann nur die Bestimmung zu enthalten, daß der 
Bundesrat mit Zustimmung des Reichstages die Zölle auf ein Produkt 
herabsetzen kann, wenn die Terbraucher desselben durch monopolistische 
Vereinigtingen offensichtlich geschädigt werden. Auch in die Handels- 
verträge müßte eine derartige Kartellklau.se] aufgenommen werden, 
welche namentlich auch betont, daß die Zollherabsetzung nur als eine 
vorübergehende Maßregel gedacht ist und dem Staate das Recht der 
Wiedererhöhung des Zolles auf den alten Satz vorbehält Es ist ja zu- 
zugeben, daß gewisse Schwierigkeiten mit der Durchführimg einer 
solchen Bestimmung verbunden sind, doch werden sie sich überwinden 
lassen. Ich denke mir aber überhaupt diese Maßregel nur in 
ganz zweifellosen Fällen der Schädigung wirklieh zur Anwendung 
kommend. In den meisten Fällen dürfte schon der Umstand, daß eine 
Zollherabsetzung im Reichstag erörtert wird, genügen, um das Kartell 
vorsichtiger in seiner Preispolitik zu machen. Der Reichstag würde 
dann in der einfachsten und zweckmäßigsten Weise die warnende Be- 
hörde darstellen, welche der Sektionschef im Österreichischen Justiz- 
ministerium, Exx. Klein, auf dem deutschen Juristentage in Berlin vor- 
geschlagen hat, und er erfüllt diese Aufgabe wegen der großen Machtbefug- 
nis, die in seinen Händen ruht und seiner Warnung Nachdruck verleiht 
zweifellos am besten. Eine solche öffentliche Erörterung im Reichstage 
über die Schäden eines Kartells kann ja freilich auch ohne eine der- 
artige Gesetzesbestimmung erfolgen, sie wirkt aber sicherlich stärker, 
wenn die Möglichkeit einer Zollherabsetzung vorgesehen ist. Vor allem 
aber würde die Regierung mit der Aufnahme einer derartigen Bestimmung 
in das Zolltarifgesetz ihren guten Willen zeigen, etwas zum Schutze 
der Konsumenten gegen die Kartelle zu tun, und würde dadurch eine 
gewisse Beruhigung in weite Kreise tragen, die von den neuen Zöllen 
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eine Verstärkung des Schutzes der Kartelle und damit ihrer Macht 
über die Konsumenten fürchten. 

Denn daß Kartelle vermöge ihrer monopolistischen Natur für weitere 
Kreise höchst schädlich wirken können, darüber kann kein Zweifel sein, und 
ebensowenig, daß die bisher meist vorgeschlagenen gesetzlichen Maßregeln, 
Anzeige pflicht und Kartellregister, eine wirkliche Regelung, die im- 
stande ist, die Nachteile der Kartelle zu beseitigen, nicht darstellen. 7 } 

Aus diesem Grunde muß, wenn einmal ein wirkliches Eingreifen 
notwendig werden sollte, auch der Gedanke einer zeitweisen Herabsetzung 
der Zölle ins Auge gefaßt werden, wofür m. E. die eben dargelegten 
Grundsätze maßgebend sein müßten. Eventuell könnten solche Zollherab- 
setzungen für ein Produkt nur im Verkehr mit bestimmten Ländern ein- 
geführt werden, natürlich unbeschadet der Meistbegünstigungsveiti % age. 

Der Hauptein wand, den man gegen die Maßregeln der Zolin erab- 
setzung als Mittel g^gen die Monopole anzuführen pflegt, ist der, daß 
gerade dadurch die Abnehmer, die noch vor der ZoUherabsetzung ge- 
kauft haben, geschädigt würden.*) Er wird aber hinfällig, wenn die 
Maßregel, wie vorgeschlagen, durch Bundesrat und Reichstag zu be- 
schließen ist, daher eine genügende Zeit bis zu ihrer Durchführung 
verstreichen wird. Auch wird im konkreten Falle die Anregung meist 
von den Abnehmern, z. B. den Händlern, ausgehen, die ja alle selbst 
in Fachvereinen organisiert sind und daher ihre Vorschläge für den 
Beginn einer ZoUherabsetzung machen werden. Ebenso entfällt, wenn 
die Herabsetzung im Wege der Gesetzgebung zu erfolgen hat, der Ein- 
wand Grunzeis, daß dadurch „der größte und wichtigste Teil des Zoll- 
tarifs aus der Gesetzgebung ausgeschaltet und auf den Verordnungs- 
weg übertragen würde, eine Konsequenz,, die weder vom staatsrecht- 
lichen noch vom wirtschaftliehen Standpunkte begrüßt werden könnte.-'') 
Der weitere Einwand Grunzeis: „Der rasche und plötzliche Wechsel 
des Zolles, selbst die bloße Wahrscheinlichkeit eines solchen Wechsels 
brächte in den Handelsverkehr jenes spekulative und aleatorische Mo- 
ment, weiches das System der gleitenden -Zollskala Schiffbruch erleiden 
lieft," hat auch wenig Bedeutung. Denn wie gesagt, fasse ich die ganze 
Bestimmung mehr als Präventivmaßregel auf, Sie soll die Kartelle 
vorsichtiger machen und nur in eklatanten Fällen Platz greifen. Des- 
halb würden auch etwaige außenstehende Unternehmungen nicht so 
I seh wer getroffen werden, wie Grunzel es darstellt, 10 } wobei ferner zu 
berücksichtigen ist, daß dieselben in der Regel während der Dauer des 
Kartells von den hohen Kartellpreisen ebenso profitieren wie die Mit- 









glieder, aber nicht den Beschränkungen jener unterworfen sind. Auch 
der Einwand, daß die Zollherahsetzung oder -Aufhebung durch inter- 
nationale Vereinbarungen illusorisch gemacht werden würde, ist nicht 
durchschlagend Zwar wird die Zollherabsetzung bei den inländischen 
Produzenten das Bedürfnis nach internationaler Kartellierung vermehren. 
Aber gerade deshalb werden die ausländischen Produzenten um so 
weniger dazu geneigt sein, da sie hoffen können, ihren Import zu ver- 
größem Hat das inländische Kartell den Schutzzoll voll ausgenützt, 
so ist es überhaupt den ausländischen Konkurrenten ziemlich gleich- 
gültig, ob derselbe ermäßigt wird. Außerdem kommt in Betracht, daß 
eine Herabsetzung der Schutzzölle die Konkurrenzfähigkeit der Pro- 
duzenten im Auslande eher vermindert, da vielfach nur die durch die 
hohen Zölle erzielten hohen Inlandspreise es ihnen ermöglichten, im 
Auslande so billig zu verkaufen. Im allgemeinen werden also die Aus- 
sichten füi internationale Kartell iening bei einer nur zeit weisen Herab- 
setzung der Schutzzölle nicht vergrößert Nur eine dauernde Beseitigung 
der Schutzzölle für Industriezweige, in denen zwei oder mehrere Länder 
einander ziemlich gleich konkurrenzfähig sind, würde heute alsbald zu 
internationalen Kartellen führen. 

Ich stehe also hier, wie überhaupt bei der Frage staatlichen Ein- 
greifens in die Kartelle, auf dem Boden des Eventualprinzips, be- 
fürworte nicht überhaupt Ermäßigung oder Aufhebung der Zölle für 
kartellierte Produkte — daß das keine Berechtigung hat, ergibt sich 
aus dem oben besagten — sondern glaube nur, daß hei offenkundigen 
Mißbrauchen eines Kartells in seinen Preisfestsetzungen man denselben 
auch durch zollpolitische Malinahmen entgegentreten könnte. Der viel- 
fach geäußerte Wunsch, gleich in das Zolltarifgeseta eine dahingehende 
Bestimmung aufzunehmen, ist ja inzwischen gegenstandslos geworden, 
und die Ansicht der Regierung, daß man das Schiff des Tarif entwurfs 
nicht noch mit diesem Problem belasten solle und die Ergebnisse der 
beschlossenen Kartellenquete abwarten möge, ist nicht so unberechtigt. 
Wenn Gegenstände allgemeinen Konsums durch Kartelle übermäßig 
verteuert werden, wird auch, wie das bisher schon der Fall war, die 
öffentliche Meinung wohl genügend Gewicht haben, um eine Inter- 
pellation über die Stellungnahme der Regierung im Reichstage herbei- 
zuführen. Daneben müssen aber auch die Kartelle für solche Produkte 
beachtet werden, die einen beschränkteren Konsumentenkreis haben, der 
seine Interessen weniger nachdrücklich vertreten kann, und es ist daher 
Aufgabe der Regierung, die Kartellbewegung zu überwachen und sich 
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stets auf dem laufenden zu erhalten, was am besten durch ein Kartell* 
amt geschieht, um dann im Notfall mit Vorschlägen zu Zollherab- 
setzungen oder anderen Maßregeln vor den Reichstag treten zu können. 

Aber mit dem Mittel einer Zollherabsetzung für Produkte, die im 
inlande durch Kartelle übermäßig verteilet! werden, sind die Tor- 
schläge zoll politischen Eingreifens in das Kartellwesen nicht erschöpft 
Mit größerem Nachdrucke als die erwähnten Maßregeln ist gelegentlieh 
der Zolltarifverhandlungen in der Kommission und im Reichstage zu 
verschiedenen Malen die Aufhebung der Schutzzölle für solche Produkte 
empfohlen werden, welche durch inländische Kartelle im Auslande 
billiger verkauft werden. Die dahingehenden oben im Wortlaut zitierte 
Anträge der Sozialdemokraten führten in der Zolltarifkommission am 
14. Januar, 29* Juli, 1. August und I.Oktober, besonders aber im Reichs- 
tage am 30. Oktober und 4. und 5. November 1902 zu interessanten 
Erörterungen, bei welchen jedoch auf vielen Seiten eine große Un- 
kenntnis des Kartell wesens ku Tage trat. Es wurden mancherlei Argu- 
mente gegen jenen Antrag vorgebracht, Abg. Graf Kaoitz bekämpfte 
den Antrag hauptsächlich mit der Begründung, daß diejenigen Geschäfte 
geschädigt würden, die sich dem Syndikat nicht angeschlossen haben, 
worauf Abg. Gothein mit Recht entgegnete, daß - diese outsiders die 
Torteile der Kartelle mitgenießen, aber zu ihren Lasten nichts bei- 
tragen wollen. Er erklärte sich für den Antrag, um m verhindern, 
daß unser Export durch die Kartelle verschleudert werde. Abg. Paasche 
wünschte die Ergebnisse der Enquete abzuwarten und erklärte es für 
unmöglich, so gewaltsam in unsere Schutzzollpolitik einzugreifen, wie 
der Antrag dies fordere. Richtige Gesichtspunkte vertraten unter anderem 
Abg. Gamp, der betonte, daß nicht nur die Kartelle billiger ans Aus- 
land verkaufen und daß die deutschen Werke die ausländischen nur 
soweit unterbieten, als nötig sei, sich den Auftrag zu verschaffen ; sowie 
Abg. Beumer, der darauf hinwies, daß auch nichtkartellierte Industrien, 
z. B. die Konfektionsindustrie, ins Ausland um 25 — 30 °/ billiger 
verkaufen, endlich Handelsminister Möller, der zeigte, daß durch den 
großen Export die Folgen der Krisis für die Arbeiter gemildert würden. 

Die Verteidiger des Antrages, insbesondere Abg. Bernstein in zwei- 
stündiger Rede, betonten den an ti nationalen Charakter der billigeren 
Auslandsverkäufe, die Bernstein als Vaterlands verrat bezeichnete, den 
Nachteil für die Weiterverarbeiter und deren Arbeiter. Von den son- 
stigen Abgeordneten, die dem Antrag zustimmten, wandten die Frei- 
sinnigen Abg. Gothein, Pachnicke und Müller-Sagan sich weniger scharf 
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gegen die billigen Auslandsverkäufe, obwohl sie weit entfernt waren, 
dieselben zu billigen, sondern traten für den Antrag ein, um den Ge- 
danken 5iu fördern, daß man auf dem Wege der Zollgesetzgebung den 
Mißbräuehen der Kartelle entgegentreten müßte. Die beiden ersteren 
betonten auch die Idee einer internationalen Regelung der hierher- 
gehörenden Fragen, 

Nach unseren früheren Ausführungen dürfte es einleuchten, daß 
der Antrag ein ganz unüberlegter, ohne klare Yorstellung von den 
Wirkungen einer solchen Maßregel eingebrachter war. Denn es ist 
klar, daß ein Kartell, welches garnicht an das Ausland verkauft, allein durch 
seine hohen Preisfessetzungen im Inlande die weiterverarbeitenden In- 
dustrien in ihrer Konkurrenzfähigkeit dem Auslände gegenüber ebenso 
schädigen kann, wie ein exportierendes Kartell Es kommt nur darauf 
iiru ol> die Differenz der Preise zwischen Inland und Ausland groß ist, 
nicht aber ob die Rohstoffindustrie an das Ausland billiger verkauft 
Es wäre daher ungerecht, nur solchen Industrien den Schutzzoll ohne 
weiteres seit entziehen, die zufällig auch exportieren, solchen aber nicht, 
die zwar die Abnehmer ebenso schädigen, aber nicht exportieren, Zoll- 
herabsetzungen müssen vielmehr für alle Kartelle angewandt werden 
können, wenn ihre Preisfestsetzungen eine Schädigung der Allgemeinheit 
bedeuten. Die Tatsache, das billiger ins Ausland verkauft wird, ist nie 
ein Kriterium für die Schädlichkeit eines Kartells; ein solches ist immer 
mir die überniiiflige Höhe der Inlandspreise. 

Dies ist das grundlegende Argument, das gegen den sozialdemo- 
kratischen Antrag spricht. Aber es ist leicht einzusehen, daß derselbe 
auch aus anderen Gründen undurchführbar ist Bei vielen Industrien 
ist der Export kein regelmäßiger, sondern wird nur vorübergehend in 
Zeiten ungünstiger Absatzgelegenheit im Inlande betrieben. Wie, wenn 
nun ein Kartell in günstiger Zeit nicht exportiert? Dann müssen doch 
die alten Zölle wieder eingeführt werden. Werden dann die Preise, 
was bei günstiger Konjunktur natürlich ist, im Inlande höher, so müssen, 
sobald nur das kleinste Quantum ins Ausland billiger verkauft wird, 
die Zölle wieder aufgehoben werden. Wenn man sich die Konsequenzen 
eines derartiges Vorgehens ausmalt, muß man erkennen, daß die Antrag- 
steller unmöglich eine klare V erstell nng von der wirklichen Bedeutung 
ihres Vorschlages gehabt haben können. 

Aus den Erörterungen des vorigen Kapitels geht nun aber hervor, daß, 
wenn auch nicht die billigeren Auslandsverkäufe der Kartelle, so doch ihre 
hohen Inlandspreise ungünstige Wirkungen haben können nicht nur für 
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die Konsumenten, sondern auch ganz besonders für die Weiterverarbeiter 
der kartellierten Produkte, ungünstige Wirkungen für die Konkurrenzfähig- 
keit derselben gegenüber dem Auslande, Diese Wirkungen zeigen sich in 
manchen Industrien, ganz besonders aber in der Eisenindustrie, wo die 
hohen Preise für Rohstoffe und Halbfabrikate, welche die festorgani- 
sierten Kartelle dieser Industriezweige verlangen, die Weiterverarbeiter 
in ihrer Konkurrenzfähigkeit schmälern. Es fragt sich daher, ob diesen 
weiterverarbeitenden Industrien geholfen werden kann, ohne daß die 
;ins Ausland billiger verkaufenden Rohste- ffindustrien ungerecht behandelt 
werden und die geschilderten ungünstigen Erscheinungen eintreten, wie 
es durch Zollherabsetaungen geschehen würde. 

Hier bietet sich nun besonders die Ausdehnung des freien Vered- 
lungsverkehre als eine Maßregel, die zu diesem Zweck geeignet erscheint, 
und der neuerdings immer mehr Beachtung geschenkt wird. 1 *) Auch 
die Regierung bat in einem wahrscheinlich vom Handelsminister inspi- 
rierten Artikel des „Berliner Tageblatt^ vom 6. Januar 1903 betont, 
daß sie in den hierzu gehörigen Maßregeln eines der wichtigsten posi- 
sitiven Mittel gegen Syndikate und Kartelle erblickt Zwar sind schon 
dahingehende Vorschläge von der Regierung abgelehnt worden (z. B. 
die freie Einfuhr zum Lochen bestimmter Bleche), aber in anderen 
Fällen (Schiffsbleche) hat die Zusicherung zollfreier Einfuhr zum Zwecke 
der Veredlung gute Erfolge gehabt. 

Diese Zustände sind besonders an die Öffentlichkeit gedrungen im 
Januar d. J., als sich die Halbzeugverbraucher an den preußischen Han- 
delsniinister wandten zwecks Vermittlung in ihrem Streite mit dem 
Halbzeug verband, dessen Politik die Weiterverarbeiter schädige. Positive 
Vorschläge vermochten die Petenten nicht zu machen. In Beantwortung 
einer Umfrage, die die Redaktion der Kartellrundschau damals veran- 
staltete, habe ich auch auf den Veredlungsverkehr als eine Hilfe für 
die Weiterverarbeiter hingewiesen. 11 ) Der freie Veredlungsverkehr 
hilft freilich den Weiter verarbeite™ nur beim Exporte und nicht in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit gegenüber den kombinierten Werken auf dem 
inländischen Markte. Er kann außerdem leicht mißbraucht werden, und es 
wird der Regierung oft schwer fallen, eine gerechte Entscheidung zu 
treffen, wenn sie Forderungen nach seiner Anwendung nachgeben soll. Es 
scheint mir auch für diese Aufgaben wie für manche andere, die eine staat- 
liche Kartellpolitik großen Stiles — und zu einer solchen werden über kurz 
oder lang alle vorgeschrittenen Staaten sich aufraffen müssen — mit 
sich bringt, heute schon die Schaffung eines Kartellamtes angezeigt. 
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Dieses wäre mit großer Unabhängigkeit auszustatten, da gerne Aufgaben 
in das Ressort verschiedener Ministerien eingreifen, dafür aber vielleicht 
auch nur als beratende Instanz zu organisieren. 

Es ist auch die Frage aufgeworfen worden, ob nicht an Stelle 
einer Ausdehnung des freien Veredlungsverkehrs ein viel weitergehendes 
System von Zoll rück Vergütungen einzuführen sei. Beides ist wohl zu 
unterscheiden. Der Veredlungsverkehr beruht auf Stundung des Zolles 
bei der Einfuhr und endgültigem Erlaß desselben bei Nachweis der Aus- 
fuhr. Bei der Zollrückrergütung wird der Zoll erhoben^ aber bei Ausfuhr der 
fertigen Waren eine bestimmte Summe vergütet, die den Betrag des Zolls» 
der für die in den fertigen Waren steckenden Rohstoffe bezahlt ist, aus- 
machen soll. Dabei kann diese Vergütung gezahlt werden 1. nur wenn 
die in den Waren enthaltenen Rohstoffe wirklich eingeführt worden sind 
(Identitätezwang^ 2. wenn wenigstens Rohstoffe gleicher Art eingeführt 
worden sind und dabei Zoll bezahlt wurde (beschränkte Identitätsfreiheit) 
3, kann ohne Einschränkung die Summe bezahlt werden, die bei der 
Einfuhr solcher Rohstoffe als Zoll zu bezahlen wäre (unbeschränkte 
Identitätsfreiheit), 12 ) Es leuchtet ein und ist bekannt, daß diese Zoll- 
1 Vergütung leicht zu einer Ausfuhrprämie werden kann; in Amerika wird 
] dieses System tatsächlich in solchem Sinne benutzt Auf die Präge, 
/ ob zollfreier Veredlungsverkehr oder ein System von Zollrückvergütungen 
vorzuziehen sei, kann ich hier nicht näher eingehen. Ich schließe mich 
im allgemeinen den Ausführungen von Lusensky an, der dem Schlag- 
wort, das System des Veredlungsverkehrs müsse in ein System der 
Zolirück Vergütung umgewandelt werden, entgegentritt Theoretisch ist 
wohl der Veredltings verkehr das Richtigere. Es muß aber auch hier 
Rücksicht auf die Maßregeln anderer Staaten genommen werden, und 
es ist denkbar, daß wir für manche Industrien 1 um beim Export mit 
fremden Staaten konkurrieren zu können, ebenso wie diese auch einmal 
Zollrückvergütungen und eventuell darin enthaltene Ausfuhrprämien 
werden anwenden müssen. Auf die Notwendigkeit, diese Verhältnisse 
international zu regeln, werde ich unten noch zu sprechen kommen. 
Allen diesen Fragen wird gegenwärtig seitens der deutscheu In- 
dustrie große Beachtung geschenkt Die Zentralstelle für Vorbereitung 
von Handelsverträgen hat eine Kommission zum Studium der Rück- 
vergütung der Zölle bei der Ausfuhr von Waren eingesetzt, über deren 
Verhandlungen berichtet wird: 1 **) „Die Kommission ist der Ansicht, 
daß die Frage der Zollrückvergütung als eine hochwichtige und prin- 
zipielle geklärt werden müsse ohne Rücksicht auf den gegenwärtigen 
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Zolltarifentwurf und die handelspolitische Lage. Die ZoUrück% f ergütung 
werde ihre hohe Bedeutung behaupten , gleichviel, wie die diesmalige 
handelspolitische Campagne ausgehe. Es soll zunächst in ein umfang- 
reiches sachliches Studium der Materie eingetreten und hierbei eine 
Reihe von Vorfragen grundsätzlicher Natur behandelt werden. Hierher 
gehurt in erster Linie die Frage, ob angesichts des Urnstandes, daß ein 
großer Teil des deutschen Budgets aus dem Erträgnisse der Zölle be- 
stritten wird, die Einführung der Rückvergütung nicht in den Zoll- 
einnahmen eine derartige Minderung herbeiführen würde, daß aus 
diesem Grunde Bedenken gegen ihre Einführung erwüchsen. In den 

■ Vereinigten Staaten liegt bereits eine ausführliche Statistik der Zoll- 
rückvergütung vor. Nach deren Muster und Vorgang soll die deutsche 
Statistik unter gleichzeitiger Heranziehung und Vernehmung von Sach- 
verständigen behandelt werden. Für die Untersuchung dieser Frage 
und die für ihre Entscheidung anzustellenden komplizierten Berech- 
nungen, welchen im Hinblick auf das im Haushalte des Reiches immer 
deutlicher zu tage tretende Defizit eine bemerkenswerte Wichtigkeit 
beiwohnt, wird ein besonderer Ausschuß eingesetzt. Dieser Ausschuß 
hat seine Arbeit bereits am 1. November v. Js. aufgenommen. Neben 
der Entscheidung über diese Vorfrage wird gleichzeitig das vorhandene 
Material insofern vervollständigt werden, als über die Möglichkeit und 
Nüt/Ji< hki'it einer weiteren Ausgestaltung des Transitlager- und Ver- 
edelungsverkehrs besondere Erhebungen angestellt werden sollen/* 

In enger Beziehung zum Veredlungsv erkehr stehen Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Tarifpolitik der Verkehrsanstalten. Auch hier er- 
scheint es mir nach den Erörterungen des vorigen Kapitels eher zweck- 
mäßig, den Weiter verarbeiten! den Bezug ausländischen Rohstoffes durch 
Tarif ermäßigung zu erleichtern, als den Rohstoffproduzenten die billigen 

»Auslandsverkäufe zu erschweren. Bisher wird freilich in der Haupt- 
sache den Letzteren die Ausfuhr durch TarifmaJiregeln erleichtert, 13 ) Es 
versteht sich von selbst, daß derartige Maßregeln auf dem Gebiete der 
Transportpoütik sich eng anschließen müssen an etwaige Zollmaßregeln, 
diese wieder an sonst etwa vorzunehmende Maßregeln. Nicht darf der 
Verkehrsminister für sich allein vorgehen, wenn es ihm gut scheint, 
ebensowenig der Handelsminister und etwa noch der Minister des Innern, 
sondern wir müssen zu einer einheitlichen, die verschiedenen Verwaltungs- 
zweige umfassenden staatlichen Kartellpolitik gelangen, die auch 
wiederum eine Zentralstelle, ein das ganze überblickendes Kartellamt 
erfordert. 



Lief mann. Söhnten)] I und Kartelk* 
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Ich denke mir, daß eine solche Kartellpolitik, was diejenige Seite 
betrifft, die hier allein in Betracht kommt, die Förderung der Weiter- 
verarbeiter, sich etwa so vollziehen wird: Unter der Aufsicht der ober* 
sten Kartellbehörde wirken die Regierung mit den ihr mögliehen zoll- 
und verkehrspoMschen Maßregeln und die festorganisierten Rohstoff- 
verbande mit ihren Ausfuhrvergütungen gemeinsam zur Förderang 
der weiterverarbeitenden Industrien. Die Regierung benutzt die ihr zur 
Verfügung stehenden Machtmittel zur Beeinflussung der Rohstoffver- 
bände sowohl in ihren Preisfestsetzungen wie in den den Weiter- 
verarbeitern zu gewährenden Ausfuhrvergütungen. Sie kann mit 
Androhung von Zollherabsetzungen für Rohstoffe, Tariferleichterungen 
für die Einfuhr derselben und Ausdehnung des Yeredlungsverkehrs einen 
Druck auf die Rohstoff verbände ausüben, wenn deren Politik ihr dem 
Gesamtinteresse nachteilig erscheint. Alle Teile werden dann gemein- 
sam dafür zu sorgen haben, daß die Preise für Fertigprodukte allmählich 
in ein einigermaßen festes Verhältnis zu denen der Rohstoffe kommen, 
sodaß die Regierung nur die Preisfestsetzungen einiger weniger Roh- 
stoffe zu überwachen braucht, und die Ausbeutung der Weiterverarbeiter 
durch die kartellierten Rohstoff Produzenten von ihr, die Ausbeutung 
der letzten Konsumenten durch die kartellierten Weiterverarbeiter von 
den Rohstoffproduzenten, die einen Rückgang des Konsums fürchten, 
verhindert wird. 14 ) Solehe feste Beziehungen zwischen Rohstoffprodu- 
aenten und Weiterverarbeitera würden dann wohl im Wege des aus- 
schließlichen Verbands verkehrs zwischen beiden zustande kommen. 
Der wirtschaftliche Fortschritt würde dabei doch gewahrt werden, da 
hier im Gegensatz zum Trust das spezielle Interesse jedes Unter- 
nehmers an seinem eigenen Betriebe und damit der Antrieb zu tech- 
nischen Fortschritten erhalten bleiben würde. Vielleicht würden dann 
auch die Arbeiter schließlieh als dritte Gruppe in diese Allianzverbände 
hineingezogen werden und nach den Preisen der Produkte entlohnt werden. 

Gewiß sind das Phantasien. Aber ist es nicht richtiger, wenn sieh 
schon einmal die Frage erhebt, wohin die heute vorhandenen Entwick- 
lungserscheinungen uns führen, an diese anzuknüpfen und aus ihnen 
ein Phantasiegebäude aufzurichten, als, wie das heute noch meist geschieht, 
einfach das sozialistische Ideal zu accepticren und die Verstaatlichung der 
Produktionsmittel als der Weisheit letzten Schluß hinzustellen? Ich glaube, 
daß wir, trotzdem der Staats- und Gemeindebetrieb vielleicht noch an Aus- 
dehnung gewinnt, einer allgemeinen Verstaatlichung der Produktionsmittel 
mit den heutigen Entwicklungtendenzen durchaus nicht näher kommen. 
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Doch lassen wir diese Frage der zukünftigen inneren Organisation 
der Volkswirtschaft auf sich beruhen, um noch weiter zu untersuchen, 
wie die Monopolbildung die äußere Handelspolitik beeinflußt und diese 

Ials Mittel gegenüber jener benutzt werden kann. 
Wir haben oben festgestellt, daß es jedenfalls ungerecht und un- 
zweckmäßig ist, der populären Forderung nachzugeben und die Schutz- 
zölle herabzusetzen oder aufzuheben, weil ans Ausland billiger verkauft 
wird. Die Beobachtung nun, daß auch in anderen Staaten, insbesondere 
in Amerika, die Monopolbildung im Inlande dazu benutzt Avird, im Aus- 
lande mit billigeren Preisen jede Konkurrenz aus dem Felde zu schlagen 
und sich im Inlande dafür schadlos zu halten, hat zu einem weiteren 
Vorschlag der zollpolitischen Bekämpfung der Monopole geführt. Statt 
die inländische Industrie für ihre billigeren Verkäufe an das Ausland 
durch Zollherabsetzungen oder Aufhebungen zu bestrafen, will man den 
umgekehrten Weg einschlagen, durch Zollerhöhungen die konkurrieren- 

»den Industrien des Auslands hindern, ihren Überschuß zu billig nach 
Deutschland abzugeben. Es erscheint zwar auf den ersten Blick merk- 
würdig, hier von einem „zu billig" zu reden, die billige Versorgung 
der deutschen Konsumenten mit ausländischen Produkten bekämpfen 
zu wollen. In der Tat müßten vom Standpunkt derer, die jeden billigeren 
Verkauf ans Ausland als antinational und Landesverrat bezeichnen, die 
auswärtigen Staaten, die so zu billigen Produkten kommen, sehr froh 
darüber sein — denn wenn die Handlung eines Inländers dem fremden 
Staate nichts nützt, kann mau wohl kaum von Landesverrat reden — ■; 
in Wirklichkeit aber zeigt sich die Unrichtigkeit dieser Auffassung auch 
darin, daß der billigere Verkauf ins Ausland diesem letzteren durchaus 
nicht immer angenehm ist. Hat doch schon England, obwohl seine 
Bevölkerung unter der Herrschaft der Zuckerprämien den Zucker um die 
Hälfte billiger kaufen konnte als die Deutschlands, diesen Zustand nicht 
als erwünscht angesehen sondern die Beseitigung der Prämien durchgesetzt. 
Der Schutz und die Erhaltung inländischer Gewerbe, die von der durch 
Exportprämien und Kartelle künstlich gesteigerten Konkurrenzfähigkeit 
der ausländischen Produzenten bedrängt werden, erscheint in vielen 
Fällen wichtiger als die denkbar billigste Versorgung der Konsumenten. 
Dies ist auch schon um deswillen berechtigt, weil diese künstlich ge- 
steigerte Konkurrenzfähigkeit im Auslande und die dadurch bewirkten, 
besonders billigen Auslandspreise meist keine regelmäßigen Erschei- 
nungen sind (dies höchstens bei staatlichen Exportprämien, aber nicht 
oei solchen der Kartelle) und der Konsument und Weiterverarbeiter 
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daher doch nicht dauernd mit solchen Preisen rechnen kann. Deshalb 
ist es vorsichtiger, sich nicht auf diese billige Versorgung durch das 
Ausland zu verlassen und ruhig zuzusehen, wie das inländische Ge- 
werbe allmählich durch jene künstliche Überlegenheit des Auslände- 
ruiniert wird, sondern die inländische Industrie zu erhalten, auch wenn 
das eine teuerere Versorgung der Konsumenten bedeutet 

Man empfiehlt daher eine Erhöhung der Schutzzölle auf sol< 
Produkte* für die in anderen Ländern Exportprämien gezahlt werden, 
die es den Produzenten ermöglichen, zu billigeren Preisen zu expor- 
tieren, als seiner tatsächlichen Konkurrenzfähigkeit entspricht 1 */ Einen 
ersten Versuch in dieser Richtung hat man kurzlich in Amerika ge- 
macht, indem die Zollbehörden von Philadelphia bei importierten stahl- 
knüppeln den Zoll nicht auf den deutschen Exportpreis, sondern auf 
den Kartellpreis, der für Deutschland gilt, berechneten. Ein derartiges 
Vorgehen ist aber nur bei Wertzöllen möglich und wäre jedenfalls eine 
bächfit willkürliehe Maßregel Man bringt bei uns die Frage jetzt ge- 
wöhnlich mit den staatlichen Exportprämien zusammen, spricht 
von privaten Ausfuhrprämien der Kartelle und verlangt in die 
Handelsverträge die Aufnahme einer „Anti-ExportprämienklauseP*. 
welche eine Zoll erhöh nng auf die Produkte eines Landes gestattet, in 
dem für die Ausfuhr staatliche oder private Exportprämien gezahlt 
werden. Wie der Abgeordnete Gothein in einem Artikel in der „Nation" 
mitteilt, 1 ") wird in der italienischen Kammer ein Antrag eingebracht 
werden, wonach die italienische Regierung keinen Handelsvertrag ohne 
die Anti-Exportprämieuklausel abschließen soll. Die Antragsteller gehen 
dabei von der Auffassung aus. daß die Handelsverträge die Bedingungen 
festlegen, unter denen die beiden kontrahierenden Staaten auf beider- 
seitigem Gebiet konkurrieren sollen. Durch Kartellexportprämien wür- 
den diese Bedingungen fraudulös verschoben, dieselben stünden mit der 
Loyalität der Durchführung dar Handelsverträge in Widerspruch. Auch 
im französischen Parlament dürften nach Gothein bald gleiche Antri 
eingebracht werden. 

Hierzu ist nun zu bemerken, daß der Vergleich der billigeren 
Auslandsverkäufe der Kartelle mit den staatlichen Exportprämien nur 
teilweise T nämlich nur hinsichtlich ihrer Wirkungen zutrifft In formaler 
Hinsicht dagegen ist jene Maßregel der Kartelle oft gar keine wirk- 
liehe Prämie, oder doch nicht als solche zu konstatieren. Manche Kar- 
telle zahlen zwar tatsächlich für das ausgeführte Quantum dem betreffenden 
Mitgliede eine Vergütung, andere aber beschränken sich darauf, dafür 
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zu sorgen, daß alle Mitglieder an den Inlands- und Auslandsverkäufen 
in gleichem Umfange beteiligt sind. Eine wirkliche Prämie ist hier 
nicht vorhanden, dieselbe steckt vielmehr in dem höheren Inlandspreise. 
Ebensowenig kann natürlich von einer Prämie die Rede sein, wenn 
alle Unternehmungen sich zu einem Trust zusammengeschlossen haben 
und die Kompensation zwischen Inlands- und Auslandsverkäufen sich 
innerhalb derselben Unternehmung vollzieht Daher ist mit dieser 
Exportpramieuklansel wohl etwas anzufangen, wenn es nur staatliche 
Ausfuhrvergütungen gibt, also um auf die Abschaffung dieser hinzu- 
wirken, wie es die internationale Zuckerkonvention tut, nicht aber als einer 
Maßregel gegen die billigen Auslandsverkäufe der Kartelle, 

Aber auch eine Erweiterung jener Klausel in der Weise, daß das 
Recht der ZoUerhöhung nicht nur bei Exportprämien, sondern immer 
schon dann vorhanden sein soll, wenn ein ausländisches Kartell ent- 
weder überhaupt in anderen Staaten oder doch nach dem die ZoU- 
erhöhung beschließenden Staate billiger verkauft als bei sieh, ist nicht 
möglich, und die es vorschlagen, haben sich die Sachlage noch viel 
weniger überlegt, als die, welche die Herabsetzung oder Aufhebung der 
Zölle verlangen, um ein inländisches Kartell an den billigeren Aus- 
landsverkäufen zu hindern. Die Gründe für die Unanwend barkeit einer 
derartigen Meßregel sind hier die gleichen wie dort. Zunächst kommt 
die Schwierigkeit der Feststellung, wann billiger ins Ausland verkauft 
wird, in Betracht. Ferner denke man an die Zolländerungen, die nötig 
werden, wenn nur vorübergehend billiger exportiert wird, an die fort- 
währenden Streitigkeiten, die daraus entstehen müßten, die unendlichen 
Chlkanen^ denen damit Tür und Tor geöffnet würde. Man vergegenwärtige 
sich auch einmal die Lage der Weiterverarbeiter in einem solchen 
Falle. Nehmen wir an, die Amerikaner exportieren Roheisen billiger, 
als sie es im Inland verkaufen, wir exportieren zeitweise keines; nun 
erhöhen wir Amerika gegenüber unseren Zoll, ermöglichen damit unseren 
Roheisenproduzenten, die Preise immer höher zu steigern; unsere Weiter- 
verarbeiter haben also von der ganzen Maßregel nur Nachteil- Ex- 
portieren wir aber auch Roheisen, so haben die Amerikaner das Recht, 
auch ihre Zölle zu erhöhen und der Zustand ist genau so wie heute, 
nur mit noch höheren Zöllen, Darauf kann sich also kein Staat ein- 
lassen. 

Man muß eben bedenken, daß es nicht in einem Staate allein 
private Exportprämien gibt, d. h, monopolistische Inlandspreise es er- 
möglichen, im Auslände jede Konkurrenz zu unterbieten, sondern daß 
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es Kartelle und Trusts jetzt fast überall gibt und daß eine Zollerhöhung 
jenem ersten Lande gegenüber nur die monopolistischen Vereinigungen 
des Inlandes stärkt, diesen, wenn sie überhaupt exportieren, zwar die 
Konkurrenz im Auslande erleichtert, aber eben auf Kosten der 
inländischen Konsumenten. Die Schädigung der Weiterverarbeiter 
würde auch durch Zollrückvergütungen bei der Ausfuhr, wie sie tat- 
sächlich Amerika in großem Umfange gewährt, kaum viel gemildert 
werden, da sie ihnen der inländischen Konkurrenz der kombinierten 
Werke gegenüber nichts hilft, ganz abgesehen von der Kompliziertheit 
dieser Maßregel und der großen Schwierigkeit, hier in gerechter Weise 
zu verfahren. 17 ) Daß sie den inländischen Konsumenten nichts nützen 
würde, hegt auf der Hand. 

3 Es dürfte klar daraus hervorgehen, daß in diese Verhältnisse mit 
Erfolg und ohne Kachteile für ein einzelnes Land nur auf dem Wege 
internationaler Vereinbarungen eingegriffen werden kann. Sie 
sind das einzige Mittel, zu verbinden^ daß mittelst hoher Schutzzölle 
und dadurch herbeigeführter hoher Inlandspreise monopolistische Ver- 
einigungen im Auslande billiger anbieten können und damit wieder die 
ausländischen Staaten zu einer Erhöhung ihrer Zölle treiben. Die über- 
mäßigen Schutzzölle führen sich so selbst ad absurdum. Denn je höher 
sie sind, um so konkurrenzfähiger wird die betreffende Industrie auf 
dem Weltmarkte und umso mehr müssen die ausländischen Staaten ihre 
Zölle ebenfalls erhöhen. Der russische Finanzminister Witte bat in 
einer offiziellen Note in seiner Zeitschrift „Westoik Fmanssow" vom 
12. Juli 1902 darauf hingewiesen und gezeigt, wie sehr die Kartelle 
die ganze Handelspolitik beeinflussen. Seine Ausführungen sind so inter- 
essant, daß ich sie hier im Wortlaut wiedergeben möchte. 1 *) Nach 
einer Darstellung des Pramiensysteros kommt der Artikel auf die Kar- 
telle zu sprechen, wobei auf das Schienen- und das Drahtstiftsyndikat 
in Deutschland hingewiesen wird. Dann heißt es weiter: „Für Länder, 
in welche die kartellierte Industrie ihren Export dirigiert, ist 
diese Politik des Drückens der Preise unter die Marktpreise äußerst 
lästig und kostspielig, denn sie untergräbt die Industrie dieser 
Länder. Die Tätigkeit der Syndikate kann in dieser Beziehung mit 
Recht dem von allen verurteilten unlauteren Wettbewerb zur Seite 
gestellt werden. Die durch solche, von niemandem eingedämmte 
Kunstgriffe heraufbeschworene Gefahr hat sich noch vergrößert, seit- 
dem die Syndikate verschiedener Länder begonnen haben, sich unter* 
einander zu verständigen; solcher internationaler Syndikate gibt es bereits 
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mehrere Dutzende, Das einzige Mittel zur Bekämpfung des erwähnten 
Vorgehens der Syndikate ist gegenwärtig — der Schutz der eigenen 
Industrie durch die Erhöhung der Zollsätze. Dieses Mittel aber, zu 
dem auch die russische Regierung zu greifen genötigt worden ist, schließt 
für die eigene Industrie Nachteile und Gefahr in sich, welche mit dem 
häufigen Wechsel der Tarifsätze und jenem Übermaße an Schutz zu- 
sammenhängen, welches unvermeidlich ist, wenn die Höhe der Zölle 
nicht nach den natürlichen Produköonsbedingungen der verschiedenen 
Länder berechnet werden, sondern auf Grund einer zufälligen Erscheinung 
— nämlich des nicht selten veränderlichen Niveaus der Preise, zu 
denen die Syndikate ihre Waren auf den ausländischen Markt werfen. 
Außerdem ist aber eine solche Erhöhung der Zölle eine Ungerechtig- 
keit; sie wird durch die Tätigkeit der Syndikate einzelner Länder 
hervorgerufen, erstreckt sich aber auf die Erzeugnisse aller Länder, da 
dieselben untereinander durch Handelsverträge gebunden sind, und die 
Rechte der Meistbegünstigung die Einführung von Ausnahmetarifen 
nicht zulassen. 

In den neunziger Jahren wurde der Versuch gemacht, die Industrie 
gegen den Einfluß der Ausfuhrprämien auf etwas anderer Grundlage 
zu schützen. Das amerikanische Zolltarifgesetz vom Jahre 1897, welches 
unter dem Namen Dinglev-Bill bekannt ist, verbietet nicht nur, in die 
Vereinigten Staaten Nordamerikas solche Waren einzuführen, weiche 
in Gefängnissen oder überhaupt mit Hilfe unfreiwilliger Arbeit her- 
gestellt werden, sondern bestimmt gleichzeitig erhöhte Zollsätze für 
Waren, welche eine direkte oder indirekte Ausfuhrprämie genießen. 
Dieses Gesetz bezieht sich aber nur auf die von den Regierungen 
gezahlten Ausfuhrprämien und ist, da es nicht das Resultat einer inter- 
nationalen Vereinbarung bildet einseitig und kann bei seiner Anwendung 
leicht internationale Verwickelungen herbeiführen. Denselben Charakter 
einer gegen die staatlichen Ausfuhrprämien gerichteten Maßregel trägt 
auch die Bestimmung der letzten Brüsseler Zuckerkonferenz. Die Pro- 
jekte der neuen Zolltarife, wie z. B. das deutsche Projekt, berühren, 
soweit bekannt ist, überhaupt nicht die Exporttätigkeit der Syndikate, 
obwohl eine der parlamentarischen Gruppen den Vorschlag machte, 
erniedrigte Zollsätze für diejenigen Waren festzusetzen, welche ins Aus- 
land zu Preisen exportiert werden, die niedriger sind, als die auf 
inländischen Märkten verlangten Preise, 

t Indessen liegt gegenwärtig der Schwerpunkt der Frage der Prä- 
rung von Exportwaren und der durch sie hervorgerufenen Nieder- 






drückung der internationalen Preise ausschließlich in der Exporttätigkeit 
der Syndikate, Trusts und Kartelle. \Jns scheint, daß es gerade jetzt 
zeitgemäß ist, sich mit der Frage dieser vom internationalen Gesichts- 
punkt aus schädlichen Tätigkeit zu beschäftigen, umso mehr, als der 
Ablauftermin der Handelsverträge herannaht und die außerordentlich 
ernste Frage ihrer Erneuerung ersteht. Wird es klug sein T wenn man 
diese der vaterländischen Industrie schädliche Seite der Tätigkeit der 
Syndikate vor Augen hat und weiß, daß infolge ihrer Macht schon jetzt 
die Frage ihrer Gefährlichkeit als „eines Staates im Staate" aufgeworfen 
wird, wie das neulich im deutschen Reichstage bei der Erörterung der 
Tätigkeit des Syndikats für Dynumit und Explosivstoffe geschah — 
wird es unter solchen Bedingungen klug sein, auf lange Zeit hinaus 
die Zollsätze festzulegen, sich dadurch in Bezug auf die Anwendung 
des einzigen wirksamen Verteidigungsmittels gegen den gewissenlosen 
Konkurrenzkampf der Syndikate die Hände zu binden und die vater- 
ländische Industrie ihren Schlägen preiszugeben? Überhaupt widerspricht 
die Tätigkeit der Syndikate den Tendenzen der modernen Handelsver- 
träge, welche auf rlem Prinzip der Solidarität der Kulturvölker begründet 
sind. Die Handelsverträge vom Anfang und die vom Ende des neun* 
zehnten Jahrhunderts sind ihrem Geiste nach sehr verschieden; letztere 
enthalten eine ganze Reihe von Paragraphen, welche den ersteren 
unbekannt waren und den gegenseitigen Schutz der Industrie zum 
Zweck haben; selbst die Zugeständnisse bei den Tarifsätzen, die m\i 
dem Prinzip do ut des beruhen, erscheinen, wenn man genauer auf sie 
eingeht, als eine eigenartige Abgrenzung auf dem Gebiet der Waren* 
Produktion, denn sie gründen sich auf ein sehr aufmerksames Studium 
der Bedingungen der Produktion und des Handels. Die zuletzt ab- 
geschlossenen Verträge enthalten noch einen für die gegenwärtige 
Evolution der Handelsverträge ebenfalls charakteristischen Artikel, 
nämlich die Abmachung über eine schiedsrichterliche Entscheidung bei 
Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung der Handels vertrage. 
Das Finanzministerium geht, indem es sich mit seiner Note an die 
Signatarmächte der Brüsseler Konvention wendet, auf dein Wege der 
Solidarität der Völker, welche eine der besten Errungenschaften unserer 
Kultur bildet, vor. Wesentliche Interessenfragen, welche viele Staaten 
berühren, müssen durch internationale Vereinbarungen gelöst werden. 
In dieser Beziehung ist die Note des Finanzministeriums auf öko- 
nomischem Gebiete eine Anwendung derjenigen Prin- 
zipien, auf welche die Beschlüsse der Haager Konferenz sich 




gründen, die auf die Initiative Seiner Majestät des Kaisers berufen 
wurde/ 1 

Ob es wirklich bald zu internationalen Vereinbarungen für eine gemein- 
same Bekämpfung der Monopole kommen wird und Rußland mit Vor- 
schlagen zu diesem Zwecke hervortreten wird, wie man nach den Aus- 
führungen des Artikels annehmen konnte, scheint mir einstweilen zweifel- 
haft Jedenfalls halte ich es, nach dem oben Gesagten für Deutschland 
für eine verfehlte Politik, in die Handelsverträge eine Anti-Exportprämien- 
klansei aufnehmen zu wollen, also Zollerhöhungen einzuführen, w^nn 
in fremden Ländern staatliche oder private Exportprämien gezahlt 
werden. Die Gefahren, die damit verbunden sind, hebt schon der 
russische Artikel zum großen Teil hervor und sie werden auch nicht 
beseitigt , wenn die vielfach entstehenden Streitigkeiten dem Haager 
Schiedsgericht unterbreitet würden. So richtig der Gedanke ist, dui> 
diese Prämienwirtschaft dem Prinzip der Handelsverträge widerspricht, 
so wenig geht es doch an, dagegen einseitig durch Zollerhö Illingen vor- 
gehen zu wollen. Das einzige Mittel ist vielmehr, für jedes Produkt, 
bei welchem solche Exportprämien eine Rolle spielen, internationale 
Vereinbarungen herbeizuführen. 

Eine internationale Festlegung der Zölle wird die billigeren Aus- 
landsverkäufe natürlich nicht g&nz beseitigen können, aber sie würde 
die einzelnen Länder einander gleichstellen und verhindern, daß, wie 
jetzt durch staatliche Exportprämien und Kartelle, ein Staat den anderen 
zu immer höheren Schutzzöllen hinaufschraubt. Aber wäre es nicht 
besser, dann gleich zum Freihandel überzugehen für solche Produkte, 
für die durch staatliche Prämien und Kartelle der Export forziert wird? 
Gewiß, wenn der Freihandel in solchen Produkten auf dem Wege 
internationaler Vereinbarungen allgemein eingeführt wird, wird nichts 
dagegen einzuwenden sein. Aber Freihandel und Schutzzoll sind, wie 
ich nochmals betonen möchte, keine Gegensätze, sondern nur Grad- 
unterschiede, und es dürfte zweckmäßiger und leichter erreichbar sein» 
sich erst einmal über mäßige Schutzzölle und deren allgemeine Bildung 
zu verständigen. Staaten mit geringer entwickelter Industrie könnte 
ein etwas höherer Zoll zugestanden werden, um sie zum Beitritt zu 
veranlassen. Denn es handelt sich darum, möglichst alle Staaten zu- 
sammenzufassen, wenn aber das nicht geht, möglichst viele zu einer 
gemeinsamen Zollpolitik zu vereinigen gegen die, die sich ausschließen - 
wollen. Gegen diese müssen dann Retorsionszölle festgesetzt werden, 
während im Verkehr der Vertragsstaaten die niedrigeren Konvention- 
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zolle gelten. Leicht werden natürlich solche internationalen Verein- 
barungen nicht zustande zu bringen sein. Aber der Anfang ist ja 
schon gemacht mit der Zackerkonvention. Der nächste Gegenstand 
solcher Vereinbarungen dürfte wohl Eisen sein. So müßten allmählich 
für immer mehr Produkte, deren Absatz nach dem Auslande durch 
Exportprämien und Kartelle beeinflußt wird, die Zölle international 
festgelegt werden. 

Für je mehr Produkte in dieser Weise internationale Vereinbarungen 
zustande kommen, um so mehr w r ird freilich der ganze Charakter der 
Handelspolitik verändert, An Stelle der Handelsvertragsverhandlungen 
zwischen zwei Staaten treten internationale Konferenzen, an denen alle 
beteiligten Staaten teilnehmen. Die Handelsverträge in ihrer bisherigen 
Form werden dadurch allmählich immer mehr an Bedeutung verlieren, 
insbesondere aber scheint die Zukunft der Meistbegünstigung gefährdet 
Schon an und für sich widerspricht die Erhebung von Zollzuschlägen 
bei der Einfuhr aus Staaten, die staatliche oder private Ausfuhrprämien 
gewähren, dem Charakter der Meistbegünstigung, wie er im französisch- 
englischen Handelsvertrag von 1860 zum Ausdruck kommt. 18 ) Aber 
die von Amerika gewährte Meistbegünstigung beruht, wie Gothein her- 
vorhebt, nicht auf in Analogie mit diesen abgeschlossenen Verträgen, 
sondern auf bereite in den 20iger Jahren vereinbarten, deren Wortlaut 
die ihnen jetzt von den Vereinigten Staaten gegebene Deutung (Rezi- 
prozität) nicht direkt ausschließt. Auch die internationale Zuckerkon- 
vention war möglich, ohne die Meistbegünstigungsverträge zu verletzen. 
Nichtsdestoweniger werden, wenn man gegen die staatlichen und pri- 
vaten Exportprämien fremder Staaten vorzugeben gedenkt, die Meist* 
begünstigungsverträge umgestaltet werden müssen. Solche mit einer 
Anti-Exportprämienklausel abzuschließen, wird wahrscheinlich überhaupt 
nicht möglich, und wenn auch, nach dem oben Gesagten kaum empfehlens- 
wert sein. Es kommt hinzu, daß wir auch aus anderen Gründen mit 
dem Abschluß reiner Meistbegünstigungsverträge in Zukunft sehr vor- 
sichtig werden sein müssen. Denn zweifellos kann die Gewährung der 
Meistbegünstigung an die Rohstoff Staaten uns gefährlich werden, weil 
dieselben trotzdem hohe Schufezölle einführen und hinter ihnen 
eine eigene Industrie entwickeln können. Ich stimme in dieser Hin- 
sicht den Ausführungen von Dr. Eugen Moritz bei,*") welcher, unser 
Verhältnis zu Amerika besprechend, meint: „So erstrebenswert, die Meist- 
begünstigungsklausel auch im Verkehr mit anderen Ländern ist, deren 
industrielle Fähigkeiten mehr oder weniger feststehen, so gefährlich und 
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zweischneidig würde sie gerade bei Amerika sein, welches in vollster 
Entwicklung begriffen igt, und in welchem füglich neue Industrien ent- 
stehen. Bei dieser Sachlage könnte die Meistbegünstigungsklausel für 
unsern Export sehr bald ein toter Buchstabe werden, da sie uns ja nur 
die Gleichberechtigung mit anderen als Importeure nach Nordamerika 
konkurrierenden Ländern sichert, nicht aber Deutschland gegen eine 
Erdrosselung seines Exportes durch neue amerikanische Zölle schützt. 
Auf der anderen Seite würden wir bei unserem innigen Verkehr mit 
allen europäischen Staaten durch die Gewährimg der Meistbegünstigungs- 
klausel an der Einführung von Kampf zollen gegenüber Amerika fast 
vollständig gehindert werden. Es scheint deshalb fraglich, ob die un- 
eingeschränkte Vereinbarung der gegenseitigen Meistbegünstigung bei 
den Vereinigten Staaten überhaupt ratsam ist Sie müßte jedenfalls 
mit zahlreichen, schwer zu ersinnenden und in ihrer Wirkung schwer 
\r. raus zu berechnenden Kautelen umgeben sein oder noch besser viel- 
leicht auf bestimmte, heute bereits übersehbare Klassen von Produkten 
beschränkt werden, wie landwirtschaftliche Erzeugnisse und Rohprodukte 
für die Fabrikation einerseits, sowie Eisen- und Textilfabrikate anderer- 
seits oder ähnliche/ 4 

Von großem Interesse in dieser Hinsicht waren die Reichstags- 
verhandlungen vom 14. und 15. Januar 1903, in welchem ein Antrag 
von Heyl, Graf Kanitz, von Kardorf f eingebracht wurde, „den Herrn 
Reichskanzler zu ersuchen, vor Erneuerung der bestehenden Tarifver- 
träge das vertragsmäßig oder herkömmlieh bestehende Meistbegün- 
stigungsverhältnis ZU allen denjenigen Ländern zu lösen, von denen 
in Bezug auf die Zollgesetzgebung imd auf die zollamtliche Behandlung 
deutscher Waren nicht volle Reziprozität gewährt wird Li , sowie 
ein Ahänderungsantrag der Abgg, Speck und Genossen: „den Herrn 
Reichskanzler zu ersuchen , tunlichst bald, wenn möglich noch vor Er- 
neuerung von Tarifverträgen das vertragsmäßig oder herkömmlich be- 
stehende Meistbegünstigungsverhältnis zu allen denjenigen Län- 
dern zu lösen, bei welchen die Erfahrung gezeigt hat, daß ein solches 
Verhältnis den deutschen Interessen nachteilig gewesen ist und 
darauf hinzuwirken, daß mit solchen Ländern reine Meistbegünstigungs- 
verträge nicht mehr abgeschlossen werden." Die Ausführungen des 
Grafen Fosadowsky sowie der Abgg + Freiherr v. Heyl, Speck, Bernstein, 
Graf Kanitz u. s. w. hier zu besprechen, gebt über den Rahmen unseres 
Themas hinaus, zumal die ganze Frage, die zu den schwierigsten ge- 
hört, m, R überhaupt nicht allgemein, sondern nur mit Berücksichtigung 
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jedes einzelnen Landes entschieden werden kann. Nicht viel anderes 
will auch wohl die Resolution Speck besagen, die angenommen wurde. 
Welche Meistbegünstigungsverträge den deutschen Interessen nachteilig 
gewesen sind, darüber können die Meinungen natürlich immer noch 
sehr auseinander gehen. 

Jedenfalls wird bei handelspolitischen MaUnahmen in Zukunft ein 
weit größeres Augenmerk auf die monopolistischen Vereinigungen und 
ihre Wirkungen zu legen sein, als das bei Abfassimg des deutschen 
Zolltarifgesetzes der Fall war, 21 ) und wie gesagt wird diese Berück- 
sichtigung der ganzen Handelspolitik allmählich einen andern Charakter 
verleihen. 

Jüan konnte nun vielleicht sagen, daß so tiefgreifende handels- 
politische Umwälzungen, wie wir sie eben erörtert haben , also Über- 
gang von den bisherigen Handelsverträgen zn internationalen Kon- 
ferenzen der meisten Staaten über bestimmte einzelne Produkte, viel- 
leicht einer fernen Zukunft vorbehalten sein werden, daß aber heute 
nicht daran zu denken sei. Doch zeigt schon die internationale Zucker- 
konvention, dali das nicht der Fall ist, und ebenso wie liier gegen die 
staatlichen Exportprämien kann auch gegen die privaten Exportpramirn 
der Kartelle, richtiger gegen die Formierung der Ausfuhr durch die 
Monopole und die dadurch bewirkte übermäßige Preisherabdrücknng 
und Konkurrenz auf dem Weltmarkte, eine intern ationale Verständigung 
bald als eine Notwendigkeit erscheinen. Betrachten wir die Verh&lt- 
I nisse der Eisenindustrie: Wenn einmal in Amerika die Krisis einge* 
treten ist, und der Riesen -Stahltrust seinen Produktionsüberschuß zu 
unerhört billigen Preisen auf die europäischen Märkte wirft, dann kann 
binnen kurzem auch Deutschland, das jetzt die Politik der billigeren 
Auslandsverkauf© mit am meisten betreibt, ebensu wie England, Belgien, 
Frankreich, Österreich, in eine solche Lage versetzt werden, dall es eine 
Beseitigung dieser Zustände mit allen Mitteln erstreben wird. 

Ob solche Vereinbarungen mit Amerika oder gegen Amerika ge- 
schlossen werden sollen oder müssen, das ist eine Frage, die bei Be- 
sprechung der „amerikanischen Gefahr 1 * vielfach erörtert worden ist 
Der Gedanke eines europäischen oder mitteleuropäischen Zollvereins ist 
ja nicht neu, Ich glaube jedoch im Gegensatz zu vielen, die dem 
Hauptvertreter dieser Idee A, v. Peez folgen, nicht, daß die gegenwär- 
tigen Verhältnisse uns diesem Ideal zahlreicher Handelspolitiker naher 
bringen. Ich schließe mich in dieser Hinsicht den Ausführungen von 
Th. Lenschau an (die amerikanische Gefahr, Berlin 1902, S. 47}, der 
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darauf aufmerksam macht, daß ein europäischer gegen Amerika gerich- 
teter Zollbund in zweierlei Weise errichtet werden kann: „entweder die 
zwischen den Einzelstaaten gegenwärtig vor banden en Zollschranken 
bleiben bestehen oder sie kommen gänzlich in Fortfall, sodaß Europa 
ein einziges großes Zollgebiet bildet/* Letzteres ist aber sehr umwahr- 
scheinlich, weil die Produktionsverhältnisse in den hauptsäeh liebsten 
europäischen Landern doch gar zu verschieden sind und insbesondere 
Deutschland, Belgien und eventl. England in manchen Zweigen ein 
derartiges Übergewicht haben würden, daß die anderen Staaten eine 
Vernichtung zahlreicher, jetzt mit Mühe herangebildeter Industrien be- 
fürchten müßten. Insbesondere dürfte auch Rußland, dessen Be- 
strebungen auf Errichtung eines vom Auslände möglichst unabhängigen 
T , Weltreiches^ ja unverkennbar sind, kaum dafür zu gewinnen sein. 
Bei der andern Möglichkeit: „Die europäischen Staaten vereinigen sich 
unter Beibehaltung ihrer gegenwärtigen Zolltarife zur gemeinsamen Ab- 
wehr gegen die amerikanischen Industrieprodukte", Liegt die Schwierig- 
keit wie Lenscbau ebenfalls richtig hervorhebt (8. 4% darin, England 
zum Beitritt zu veranlassen. Das ist m. E. nicht in erster Linie des- 
wegen schwierig, weil England Freihandel hat. sondern deshalb, weil 
England in einem solchen Zollverein wenig gewinnen würde. Es hat 
die Konkurrenz der großen kontinentalen Industriestaaten, insbesondere 
Deutschlands und Belgiens ebenso zu fürchten wie die Amerikas, und 
es ist in der Tat mehr als fraglich, ob, wenn es einmal zu solchen 
internationalen Zollbündnissen kommen sollte, die Interessen Englands 
mehr zu einem Bündnisse mit dem Kontinent oder nicht vielmehr zu 
einem Zusammengehen mit Amerika treiben. Die schon vorhandenen 
engen Beziehungen zwischen beiden Ländern, die Spraehgleiehheit, das 
große Kapitalinteresse Englands in Amerika, neuerdings umgekehrt 
das wachsende Hinübergreifen amerikanischen Kapitals nach England, 
endlich nicht zum wenigsten der Umstand, daß die Vereinigten Staaten 
ein^n Angriff auf die Monroe-Doktrin am wenigsten von England, eine 
Unterstützung zum Schutze derselben aber am ersten von ihm zu er- 
warten haben, lassen ejne derartige Gruppierung wahrscheinlicher er- 
scheinen. 

Ich glaube aber, daß überhaupt ein cirropäischer Zollverein größerer 
Ausdehnung heute in ebenso weiter Feme liegt wie je* Mir scheint 
vielmehr, daß nur sozusagen Zollvereine für jeweils ein bestimmtes 
Produkt uns bevorstehen, Vereinbarungen mehrerer Staaten in ver- 
schiedener Gruppierung, die gemeinsames Vorgehen gegen solche Staaten 
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zum Zweck haben, in denen durch Exportprämien und inländische 
Monopole künstlich die Konkurrenzfähigkeit der Industrie auf dem Welt- 
märkte gesteigert und damit anderen Staaten die Ahsatzgelegenheit und 
die Erhaltung ihrer Industrien erschwert wird. 

Aber wenn wir auch da oder dort politischen Anschluß finden, 
der selbst enger sein mag als die heutigen großen Allianzen, den wirt- 
schaftlichen Kampf, die Sorge für unsere ökonomische Be- 
hauptung werden wir doch allein führen müssen. Daß dazu nicht 
ökonomischer Stillstand oder gar eine Rückbildung unserer Volkswirt- 
schalt sondern Weiterbildung der heute vorhandenen Entwickele 
tendenzen erforderlich ist, das mtissm. E. jeder* der unbefangen an diese 
Frage herantritt, zugeben. Die Weiterbildung dessen, was man heute 
mit einem Worte, das leider schon lange Parteischlagwort ist Ka- 
pitalismus nennt ist unvermeidlich. Aber nicht nötig ist es, daß 
man diese Entwickelung, deren Nachteile für einige Bevölierungsklassen 
nicht geleugnet werden können, ganz sich selbst überläßt Man kann 
wohl durch staatliches Eingreifen manche Härten mildern, ohne be- 
fürchten zu müssen, deswegen gegenüber anderen Staaten ins Hinter- 
treffen zu geraten. Und dies ist auch die Aufgabe, die in der äußeren 
Handelspolitik das Schutzzollsystem zu übernehmen hat; es soll den 
Übergang zu neuen Produktionsformen milder gestalten, als er sich in 
der rauhen Luft des Freihandels vollziehen würde, und ich glaube 
gezeigt zu haben, daß mit dem Schutzzollsystem durchaus nicht öko- 
nomischer Stillstand verbunden ist, sondern daß sich unter seiner 
Herrschaft sehr wohl eine neue zweckmäßige Producktionsoi^anisatinn 
zu entwickeln vermag. 

Aber diese — darauf möchte ich noch aufmerksam machen, weil 
es meist nicht genügend betont wird — tut es nicht allein, 51 ) Was 
nützen einem Lande die großartigsten Kombinationsunternehmungen 
und Trusts, wenn ihre Erträge nur verhältnismäßig wenigen zu gute 
kommen, und der Gegensatz zwischen einer kleinen Zahl außerordent- 
lich Reichen die mit ihrem Gelde das gesamte staatliche Leben beein- 
flussen, und der großen Zahl im Verhältnis zu jenen Armer und jeden- 
falls Machtloser sich immer mehr verschärft? Je mehr die Monopole 
sich durchsetzen, von umso größerer Bedeutung wird also das Problem 
der EinkominensTerfceüung, richtiger das der Verteilung des Ertrags der 
Unternehmungen. Es ist eine der wichtigsten Zukunftaufgaben des 
Staates, dafür zu sorgen, daß die Vermehrung des Reichtums, welche 
eine bessere Organisation der Volkswirtschaft ermöglicht, nicht nur 
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wenigen Kapitaimagnaten zufallt, sondern daß sie eine Hebung des 
Wohles der Gesamtheit zur Folge hat. Denn ohne einen allgemeinen 
kulturellen Fortschritt, der eine Verbesserung der ökonomischen Lage 
der großen Massen voraussetzt, ist die ganze Neuorganisation des 
Wirtschaftslebens auf die Dauer nicht durchführbar, und es ist über- 
haupt verkehrt, in einem Lande, dessen Bevölkerung in ihrer Gesamt- 
heit nicht weit genug vorgeschritten ist, Kartelle, Trusts und Kombi- 
nationen entwickeln zu wollen und zu glauben, daß damit die Zukunft 
des Landes gesichert sei. Dieser „moderne Kapitalismus" — denn 
das sind im wahren Sinne des Worts jene Organisationen — ist nur 
möglich und nützlich, wenn ein Volk auch die für diese Stufe des 
Wirtschaftslebens erforderlichen Eigenschaften besitzt. Selbst wenn es 
einige Männer gibt, die solche moderne Unternehmungen in einem 
Lande organisieren, so ist demselben damit seine Zukunft noch lange 
nicht sicher gestellt; es wird sich vielmehr nur dann anderen gegen- 
über behaupten können, wenn die gesamte Wissenschaft und 
Technik, die Fähigkeiten und Bildung der Arbeiterschaft, kurz 
die kulturelle Entwickelung des ganzen Volkes mit der Öko- 
nomischen Weiterbildung Schritt hält Beide sind untrennbar mit- 
einander verbunden und daher muß auch die Sorge für beide die Ge- 
sellschaft in gleicher Weise beschäftigen. Ein Volk muß für den 
Kapitalismus erzogen werden und die gesamte soziale Ordnung muß 
mit ihm in Einklang gebracht werden, nur so wird auch den Gefahren, 
die mit dieser Entwickelung zweifellos verbunden sind, begegnet werden 
können. Wir in Deutschland, aber auch die anderen Länder (z. B + die 
Vereinigten Staaten) sind m. E. noch weit entfernt, alle diejenigen 
staatlichen Einrichtungen geschaffen haben, welche einem Überwuchern 
der schlimmen Seiten des Kapitalismus entgegenzuwirken vermögen. 
Nur wenn der Fortschritt in der Organisation des Wirtschaftslebens 
Hand in Hand geht mit dem allgemeinen geistigen und sittlichen Fort- 
schritt des Volkes auf allen Gebieten, nur wenn seine Gesetzgebung, 
Verwaltung und staatliche Ordnung den neuen Aufgaben gewachsen 
sind, kann die Entwickelung zum Kapitalismus einem Lande zum Segen 
gereichen. Dann aber ist er eines der Mittel, welche den Völkern, 
denen die Zukunft gehört, ihre Überlegenheit oder doch die Behauptung 
anderen gegenüber sichern. 
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Anmerkungen zu Kapitel I. 

l > Zuerst geschah das in der zweiten Hälfte der 70 er Jahre bei Gelegen- 
heit der deutschen Zolltarif verhandjungen. 

*) Der älteste Schriftsteller über unseren Gegenstand, Kleinwächter (die 
Kartelle, 1883) spricht überhaupt nicht von dem Einfluß der Schutzzölle auf 
die Kartelle. 

■> Rarfalovich, Les eoalitions de producteurs et le protectionnisine 1889. 
(zitiert bei Bmuilhet, Essai sur les ententes commerciales et industrielles S. 99: 
und sein Artikel Accaparement im Nouveau Dictionnaire d'Economie politique. 

*) Vgl, W. Rosenberg in der Zeitschrift für Staats- und Volks Wirtschaft, 
Bd. IV» No. 17 (zitiert bei Pohle. die Kartelle der gewerblichen Unternehmer 
3. 68). 

5 > W. Rosenberg in dem in der vorigen Anmerkung genannte Aufsatz, und 
der bekannte Aussprach Havemeyers vor der Industria] Commission : The motber 
of all Trusts is the customs tariff law. 

■ 1 SchÖulank, die Kartelle, in Brauns Archiv für soziale Gesetzgebung und 
Statistik, Bd HI, S. 494. 

' Die Unternehmender bände (Konventionen, Kartelle) ihr Wesen and Ihre 
Bedeutung, Kapitel V. 

Schöulank a. a. O.. S, 495, 

■) Schön lank a, au O., & 498: „Am 9. Mai 1873. als in Wien die Sterbe- 
glocke des wirtschaftlichen Aufschwungs gellte, wurde die Geburtsstunde der 
Kartelle eingeläutet." 

s. die Aufzählung derselben aus der Eisenindustrie in „Die Unter* 
nehmerverbände^S S. 66—67. 

") Diese aus Mangel an theoretischen Untersuchungen und Abgrenzungen 
der verschiedenen Verein igungs formen entstandene Konfusion zeigt sich auch in 
dem ersten englischen Buche, welches die Entwicklung der monopolistischen 
Vereinigungen behandelt, in H. W. MacrosU *'s Trusts and the State. London 1901. 
Schon der Titel ist durchaus irreführend, es wird von allen möglieben Vereini- 
gungen, auch Ge werk vereinen und Konsumvereinen gesprochen. So verdienst- 
lich das Werk sonst als die erste derartige Schrift in England, die vielerlei 
Material herbeibringt, ist, so empfindlich ist doch der vollständige Mangel einer 
theoretischen Durcharbeitung dieses Materials, zumal der Verfasser die Grund- 
Jagen für die Unterscheidung der verschiedenen Vereinigungsformen in der aus- 
ländischen Literatur hätte finden können. Immerhin gewährt diese Schrift in 
Verbindung mit den beiden amerikanischen Enqueten über die Trusts in Europa^ 
die freilich, namentlich die erste, der consular report on Trusts and trade Com- 
bi nations in Europe, Washington 1900, an demselben Mangel genügender Ab- 
grenzungen leiden , die Möglichkeit, sich ein Bild von der Ausdehnung der 
Fusions- und Kombi nat ionsbewegung , von der Entwicklang monopolistischer 
Fusionen und Truste und von dem Vorhandensein von Kartellen in England 
zu machen. Siehe einige Bemerkungen darüber in den folgenden Anmerkungen. 

") Besonders aber muß dagegen protestiert werden, wenn solche absolut 
willkürliche Angaben, wie daß in England ca. 870 Unternehmer verbände vor- 
handen seien, als Beweis benutzt werden dafür, daß auch bei Freihandel die 
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monopolistischen Vereinigungen sich ebensogut entwickeln (s. z. B. Adolf Menzel, 
die Kartelle und die Rechtsordnung S. 73—74 und F. C. Huber, die Kartelle 
S. 146 Anm.). 

1S ) Zu den Fusionen mit monopolistischem Charakter gehören bezw. ge- 
hörten die Salt Union (1888) mit 2,400,000 £ Kapital, die United Alkali Com- 
pany (1891), die 8,500,000 £ Kapital aufwies, und 49 Firmen mit 83% der Ge- 
samtproduktion Englands vereinigte, die Bradford Dyers Association (1898) mit 
4,500,000 Jß Kapital. 30 Firmen = über 80°/ , eng verbunden mit der Warp- 
Dyers 1 und der Wool-Dyers 1 Association, zusammen 64 Firmen =: ca. 8ö°/ des 
gesamten Gewerbes, die Yorkshire Woolcombers Association 1899, 2,500,000 £ 
Kapital, 38 Firmen = ca. 80°/ ; die Calico printers' Association (1899), ca. 9,000,000 £ 
Kapital, 60 Firmen = 85 °/ , die größte monopolistische Fusion Englands; die 
Wall paper manufacturers (1900) 4,200,000 £ Kapital, 30 Firmen = 98%; die 
Yorkshire Indigo, Scarlet and Color Dyers' Association, (1898) 550,000 £ Kapital, 
11 Firmen = 100 °/ ; die Hörn Comb Company (1899) 300,000 £ Kapital 3 Firmen 
= über 90°/ ; die Associated Portland Cement Manufacturers (1900) mit 8,000,000 £ 
Kapital, 34 Filmen = 80°/ der Produktion von ganz England, 89 von derjenigen 
des Thames und Medway Distrikts; die internationale Borax Consolidated (1899), 
7 Firmen mit 3,200.000 £ Kapital. — Dies sind die wichtigsten; es gibt daneben 
noch einige kleinere Fusionen, von denen ich nicht feststellen konnte, ob sie 
monopolistischen Charakters sind. Manche durch Fusion entstandene große 
Unternehmungen gelangen zum Monopol auch erst im Wege von Kartellver- 
trägen mit den übrigen Firmen des Unternehmungszweiges, so hat der Zement- 
trust Kartell vertrage mit 4 anderen Firmen abgeschlossen, die mit einem 
Kapital von 1,350,000 £ gegründete Lace-dressers' association in Nottingham 
steht im Kartell vertrag mit den 6 außenstehenden Firmen (Macrosty a. a. O., 
S. 176) ebenso der Wall Paper Trust mit den 3 Outsiders. Auch die United 
Alkali Company hielt das Monopol für Chlorkalk nur durch Kartellverträge mit 
den andern englischen Produzenten fest, die aber infolge der deutschen und fran- 
zösischen Konkurrenz Ende August 1902 aufgelöst wurden. Das größte Unter- 
nehmen der englischen Spinnerei und Weberei, J. &P. Coats Ltd. mit l l / 2 Mill. £ 
Kapital besitzt kein eigentliches Monopol, ist aber vermöge seiner enormen 
Kapitalkraft, seiner engen Beziehungen zu anderen großen Unternehmungen, 
wie der English Sewing Cotton Company (Kapital 2,750,000 £), der American 
Thread Company (Kapital ca. 20 Millionen $), der Fine Cotton Spinners and 
Doubl ers' Association (Kapital 6,000,000 Jß), sowie der Linen Thread Company 
(Kapital 6,000,000 £) u. s. w., an denen es mit Aktienbesitz beteiligt ist, die 
größte kapitalistische „Kombination" Englands. 

14 ) In vielen Industrien sind der Trustbildung ebenfalls Kartelle voraus- 
gegangen. So bestand ein Preis- und Produktionskartell der Sodafabrikanten 
(nach dem Leblanc-Verfahren) von 1884—1890 (s. Macrosty a. a. O. S. 161) und 
erst nach dessen Zusammenbruch wurde die United Alkali Company geschlossen ; 
dem vollständigen Zusammenschluß der Färbereien von Bradford war eine Allianz 
nach dem Plane von E. J. Smith vorausgegangen (s Macrosty a. a. O. S. 170), 
die Wollkämmereien von Bradford hatten von 1893—1895 ein Kartell, dem dann 
der vollständige Zusammenschluß von 38 Firmen folgte, nachdem die zwei 
Liefmann, Schutzzoll and Kartelle. 5 
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größten ausgetreten waren. Auch dem Wall Paper Trust ging ein Kartell der 
Fabrikanten voraus. 

**) Nachdem schon früher mehrfach Vereinigungsbestrebungen im englischen 
Kohlenbergbau zu verzeichnen waren, tauchte im Oktober 1902 der Plan auf t die 
Graben nach dem Muster des deutschen Kolüensyndikats zu einem Kartell zu ver- 
einigen. Schon im September 1901 sollen übrigens 29 Kohlenbergbaugesell- 
schaften in Süd-Wales ein Kartell nach deutschem Vorbild mit Auftragsverteilung 
durch ein Zentralbureau gebildet haben. Gegenwärtig wird in Birmingham für 
den Plan eines Kartells der Kohlengruben ganz Englands und einer Allianz 
mit den Bergleuten agitiert, 

lfl ) Die Allianzen gemeinsame monopolistische Vereinigungen der Unter- 
nehmer und Arbeiter in England, Conrads Jahrbücher 1900, Bd, 75, S. 433 ff. 

1T ) Report of the ludustrial Commission 19QL Bd. 18: Indnstrial Com- 
binations in Enrope, S. 9. 

,Ä ) Über die Ursachen der schwachen Entwicklung des Kartellwesens in 
England, Zeitschrift für Sozialwissenscliaft, Bd. IV, Heft 7 S. 426 ff + 

lft ) Meine Bemerkungen über den Gründun Ejsschwiudel in England (die 
Allianzen, S. 434), die Goldstein als beträchtlich übertrieben bezeichnet, dürften 
damals, als der Hooley- Schwindel noch alle Gemüter beschäftigte, wohl berechtigt 
gewesen sein. Die Tatsache, daß dort die Gründung von Aktiengesellschaften 
viel leichter und ohne solche Kautelen wie hei uns sich vollzieht, dürfte kaum 
zu bezweifeln sein. Mit amerikanischen Verhältnissen habe ich sie freilich nicht 
vergleichen wollen. 

Dagegen habe ich durchaus nicht behauptet, daß die englischen Kartelle 
oft zu Speknlationsz wecken gegründet worden seien, sondern nur, da II dies oft bei 
den (nicht monopolistischen) Fusionen der Fall sei* Ich unterschied eben scharf 
Fusionen und Kartelle und bei den ersteren wieder die monopolistischen voji den 
nichtmonopolistischen* Und das ist, wie überhaupt, wenn man nicht zu falschen 
Generalisierungen kommen will, so auch hier erfordert ich* Daß nichtmoni 
polistische Fusionen, d. h. der Fall, daß ein Werk andere aufkauft, in der 
von den individualistischen Anschauungen der Unternehmer ganz unabhättj 
sind, Hegt auf der Hand. Diese kommen nur bei der Monopol bildung in 
Betracht. 

M ) a. a. 0, S. 430. 

•*) Goldsteins Argumentation hätte nur dann einen Sinn, wenn einige 
Unternehmer nur für das Ausland arbeiteten, andere nur für das Inland; dann 
hätten die ersten allerdings kein Interesse an einem Kartell, Aber eine solche 
Teilung wird wohl kaum vorkommen. 

-*) Auch der Versuch Go Idsteins, seine Behauptung, daß die Verminderung 
der Bedeutung des Exports die Kartellbildung erleichtere, durch Bezugnahme 
auf die Sodaindustrie zu begründen, scheint mir nicht gelungen. Ganz abgesehen 
davon, daß schon lange vor der Gründung der United Alkali Company 1890 t 
nämlich seit 1884, ein Kartell der englischen Sodafabrikanten bestanden hat 
(s, oben Anm. 14), ist die Gründung dieser Gesellschaft, die 49 Leblanc-Soda- 
fahriken in Trustform zusammenschloß, doch hauptsächlich erfolgt wegen der 
wachsenden Konkurrenz der nach Solvay arbeitenden Werke. Diese macht© 
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bei den ersteren eine Verbilligung der Produktion unbedingt notwendig, und 
eine solche glaubte man nur bei vollständigem Zusammenschluß erzielen zu 
können. 

ia ) G. de Leener, Les Syndieats Industrieis en Belgique, Bibliotheque 
sociologique No + 1, Brüssel und Leipzig 1908, weist mit besonderem Nachdruck 
auf die Bedeutung hin, die die Fachvereine, die Chambres de commerce und 
die Warenbörsen für die Entstehung der belgischen Kartelle gehabt, haben. 

w ) Vgl. J. W. Jenks (The Trust Problem J900), der von favors to industrial 
combinations spricht. 



Anmerkungen zu Kapitel IL 

! ) Zitiert bei Oeser, Wie stellen wir uns zu den Kartellen und Syndikaten? 
Frankurt a. H. 1902, S. II. Vgl. auch desselben Rede im Preußischen Ab- 
geordnetenhause vom 3, Februar 1903. 

■} R. Franz, Die industriellen Syndikate und Kartelle, Berlin 1SJÜ2, S. 7. 

*) Auch Dietzel. Sozialpolitik und Handelspolitik betont nur immer, und 
mit Recht, die Tatsache, daß der Schutzzoll die billigeren Anslandsv erkaufe 
ermögliche. Was diese Tatsache aber bedeutet und ob sie dazu berechtigt, ohne 
weiteres, wie er es tut, absoluten Freihandel zu verlangen, das wird nicht näher 
untersucht. Dietzel geht aber weiter und hält (S. 23) überhaupt Schutz- 
zölle bei kartellierten Industrien für schädlich. „Man streitet darüber, ob die 
Vorteile oder die Nachteile dieser ja noch verhältnismäßig jungen Betriebs- 
form (?) überwiegen. Die Entscheidung muß bedingt gefaßt werden : bei Frei- 
handel überwiegen jene, bei Schutzzoll diese. 1 * Demgegenüber glaube ich doch, 
in folgendem zeigen zu können, daß so einfach und allgemein die Frage nicht 
zu entscheiden ist. 

4 ) Man behauptet vielfach, daß die Rohstoffindu Strien, insbesondere die 
Kohlen-, Koks- und Roheisenin dustrie, mit ihren Syndikaten die gegenwärtige 
ungünstige Lage mitverschuldet hätten, weil sie die Preise nicht ermäßigten. 
Aber nehmen wir einmal an, die Kartelle hätten sich beim Unischlag der 
Konjunktur aufgelöst, wie das früher die Regel war und noch jetzt bei nicht 
fest organisierten Kartellen häufig ist. Die gleichmäßige Produktionseinschränkung 
■ch das ganze Gewerbe wäre dann natürlich nicht erfolgt, jeder Unternehmer 
hätte eher gesucht, seine Produktion noch zu steigern, um die General Unkosten 
zu ermäßigen. Eine Einschränkung wäre schließlich nur durch zugrunde 
gehen einiger Werke herbeigeführt worden {heute häufiger durch Neubildung 
des Kartells, das dann mit einer allgemeinen Produktionseinschränkung begonnen 
hätte). Ein solches zugrunde gehen einzelner Werke ist aber für die Volks- 
wirtschaft höchst nachteilig und hätte die Krisis, die allgemeine Unsicherheit 
verschärft. Die Preise wären allerdings heruntergegangen 5 hätten aber die 
Weiterverarbeiter von der Konkurrenz in den Rohstoff Industrien profitiert? 
Zunächst wären jedenfalls noch Abschlüsse zu den hohen Preisen zu erledigen 
gewesen und die teuer gekauften Lagerbestände aufzuarbeiten, Man sagt nun, 
auch das sei eine Folge der Kartelle, Aber auch früher, im Zustand der Kon- 
kurrenz gab es immer Leute, die an einer Fortdauer der günstigen Konjunktur 
glaubten und sich zu hohen Preisen mit Rohstoffen versahen, während andere 

■ 
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vorsichtiger waren, dafür aber, wenn die Konjunktur anhielt, jenen gegenüber 
in Nachteil gerieten. Das spekulative Moment wäre also beim Rohstoffbezug 
viel größer gewesen und den Weiter verarbeiten! wäre im ganzen doch ihre 
Lage nicht erleichtert worden. Denn die so glücklich waren, keine teueren 
Rohstoffe mehr zu besitzen, hätten billig einkaufen und dann alle anderen 
niederkonkurrieren kennen. Ob eich unter diesen Verhältnissen die wirtschaft- 
liche Konjunktur schneller gebessert hätte, erscheint mehr als zweifelhaft VgL 
übrigens meinen Aufsatz „Krisen und Kartelle 1 ' in Schmollers Jahrbüchern 1902, 

*) Daß auf den Export nichts ankommt, zeigt sich z. B. auch an den 
Wirkungen der territorialer Kartelle, Hier kann die Konkurrenzfähigkeit der- 
jenigen Weiterverarbeiter, die auf den Bezug vom Kartell angewiesen sind, 
durch dessen hohe Preise vermindert werden gegenüber den Konkurrenten des 
Inlandes, die sich außerhalb des Kartellrayons befinden, wo die Preise billiger 
sind. Die zahlreichen territorialen Kartelle, wie die für Zement, Tafelglas, 
Seifen etc. müssen außerhalb ihres natürlichen Absatzgebietes billiger anbieten, 
um die Konkurrenz der anderen Gebiete zu überwinden, und die hier domi- 
zilierenden Weiterverarbeiter genießen daher einen Vorzug in ihrer Konkurrenz- 
fähigkeit gegenüber denjenigen, die auf das Kartell angewiesen sind. Hier sdin 
es also nicht die Schutzzölle, sondern die Transportkosten, welche auf einem 
bestimmten Gebiete ein Monopol sichern* 

fl ) Man hat auch schon versucht, internationale Kartelle nur für den 
Export nach dritten Landern zustande zubringen. Im Oktober 1901 ging von 
dem amerikanischen Drahtstiften kartell die Anregung ans, die deutschen, ame- 
rikanischen, österreichischen s ungarischen, belgischen und italienischen Werke 
zu einer Preisvereinigung für den Export nach dem Orient zusammenzuschließen. 
Die Preiserhöhung sollte etwa 2 frs. nach den orientalischen Haupthäfen be- 
tragen. Das Kartell kam nicht zustande, es scheint mir aber zweifellos, daß 
solche Verbände der Hanptproduzenten für den Export nach dritten Ländern 
in Zukunft viele Aussichten haben. Denn gegenüber den Bestrebungen auch 
der exotischen Staaten, durch Schutzzölle eigene Industrie zu entwickeln 
ond sich vom Auslände unabhängig zu machen, haben die Hauptproduktions- 
staaten gemeinsame Interessen und werden unnötige Konkurrenz in fremden 
Ländern möglichst zu vermeiden suchen. 

7 ) Der hohe Inlandspreis allein, nicht der billigere Export ist es auch, der 
unter Umständen ermöglicht, ;daß die exportierten Rohstoffe von deutschen 
Weiterverarheitern wieder zurückgekauft werden. Ein Remscheider Kaufmann, 
HeinrichBaecker, schreibt darüber in einer Broschüre „Deutschland am Scheidewege, 
ein letztes Wort zur wirtschaftlichen Klärung 44 : „Man sendet die Waren von Deutsch- 
land zu billigen Exportpreisen zum Beispiel nach Holland oder einem Freihafen, 
und der deutsche "Wieder verkauf er findet noch mehr Vorteil, diese nach Holland 
verschleuderten Waren zu kaufen, dem ersten Käufer in Holland seinen Nutzen 
zu gewähren und Zoll und Rückfracht zu bezahlen, als — die gleiche Ware 
aus der Fabrik vor seiner Tür, das ist vom Syndikate, zu nehmend Ins- 
besondere in den Grenzgebieten scheint solcher Bezug deutschen Materials aus 
dem Auslande nicht selten zu sein. Schiffsbleche, Träger, Holzschrauben, 
Schmieröl sind so schon über Holland bezogen worden, 
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Übrigens werden auch, wenn es sieh um Weiterverarbeitung für den 
Export handelt. Versuche gemacht, mittelst des Veredlungsverkehrs den Zoll zn 
sparen und doch die billigeren Exportpreise des deutschen Rohstoffkartells zu 
erhalten. Eine Stettiner Konfektionslirma bestellt durch eirie Mittelsperson bei 
der Zanellakonvention Waren nach Kopenhagen, bezahlt dafür den billigen 
Auslandspreis und führt sie im Wege des Veredlungs Verkehrs zollfrei ein. (Über 
die Exportvergütungen der Rohstoff kartelle an die Weitervererbet er s, unten.) 

Vi Eingehende Darstellung dieser Verhältnisse findet sich bei Tb. Vogel- 
stein, Die Industrie der Bheinprovinz 188B— 1900, M unebener Volkswirtschaft- 
liche Studien. 47tes Stück. 

-■\ h\ a Huber, Die Kartelle. 1903, S. 149. 

1,1 ) Viel größeren Umfang haben, um das nicht unerwähnt zu lassen T die 
bloßen Beteiligungen deutscher Werke an gleichartigen des Auslandes, die 
aber für die Unabhängigkeit der deutschen Werke von ausländischen Zollsätzen 
und Kartellpreisen in der Kegel nicht tu Betracht kommen. Eine andere ebenfalls 
häufige und sehr bedeutsame Erscheinung, die Beteiligung an rohstoffliefernden 
Werken des In- oder Auslandes durch die Weitervera rb ei ter ist vielfach nur 
eine Vorstufe zu den unten zu erwähnenden Kombinationen. 

11 > Über diese höchst wichtige wirtschaftliche Erscheinung unterrichtet 
bisher ausschließlich das Buch von L. Sinzheimer, Über die Grenzen der 
Weiterbildung des fabrikmäßigen Großbetriebes in Deutschland, 
189B. Hunchener Volkswirtschaftliche Studien, Heft 3. 

Aus demselben Grunde ist auch der Ausdruck; finanzielle Trust- 
geselLgehaften (Max Joergens, Finanzielle Trustgeael 1 Schäften, Münchener Volks- 
wirt schaftliche Studien, 54 Stück) zu verwerfen. Ich schlage dafür das kürzere 
und viel klarer das Wesen derselben bezeichnender Be teil igungsgese li- 
sch alten vor. Die ursprüngliche Trustform des englischen Rechtes für der- 
artige Gesellschaften ist heute ganz un Wesen tlich. Das Wort Trust sollte für 
die monopolistischen Fusionen vorbehalten bleiben. Denn nur auf sie 
beziehen sich in der Hegel die Urteile über Trusts. 

") Dieser Zusammenhang kann nicht bezweifelt werden, und es ist deshalb 
eigentümlich, wie in den kontradiktorischen Verhandlungen über 
deutsche Kartelle bei Besprechung des rheinisch-westfälischen Kohlen- 
Syndikats der Direktor desselben, Unckell, auf die Frage 12: Hat das Kartell 
einen Einfluß ausgeübt, b) auf die Konzentration der Betriebe durch Zusammen- 
fassen der verschiedenen Stadien des Produktionsprozesses dienenden Betriebe 
in einer Hand? einfach antworten konnte: „Frage b) trifft für uns nicht zu'\ 
Es ist doch klar, daß das Kohlensyndikat natürlich nicht die Kohlenzechen zu 
Kombinationen veranlaßt hat, sondern die Eisenwerke zur Angliederung von 
Zechen, und daß dies in Wirklichkeit geschehen ist, geht auch aus dem Vortrag 
des Keferenten, Kegierungsrat Dr. Völcker hervor, der einige Beispiele der An- 
gliederung von Kohlenzechen an Eisenwerke, freilich bei weitem nicht alle 
nannte. Es sind mir bekannt geworden diu Kombinationen: Gewerkschaft ver. 
Hannibal mit Fried. Krupp (Mai 1899), Pluto A.-Ges, mit A.-Ges- Schalker 
Gruben- und Hüttenverein (Juni 1899, besonders beachtenswert durch die außer- 
ordentlich günstigen Erfolge), A.-Ges* Zeche Dannenbaum mit A.-Ges, Differ- 
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dingen-Dannenbaunk jetzt Deutsch-Luxemburgische Bergwerke- und Hütten- 
A,-Ges, (Juni 1899), ver. Westfalia mit Eisen- und Stahlwerk Hosch A.-Ges. 
(März 1899), Gewerkschaft Crone mit Fentseher Hütten -A.-Ges. (Oktober 1S91I), 
Gewerkschaft General mit Lothringer Hüttenverein Aumetz-Friede (Januar 
1900), Zentrum mit Rheinische Stahlwerke (April 1900), ver. Carolinenglück 
mit Bochum er Gußstahl verein (Mai 1900). Schon seit früher besitzen eigene 
Zechen folgende Eisenwerke im Ruhrgebiet: Bochumer Gußstahl verein {seit 
1868), Dortmunder Union seit 1872, Gutehoffnungshütte, Friedr. Krupp, Hoerder 
Bergwerks- und Hütten verein, Phoenix Bergbau- und Hüttenaktiengeselischaft. 
letzteres seit 1896 durch Ankauf der Meideri eher Kohle nbergb au geselle chaft und 
der Zechen Westende und Ruhr und Khein. Ein kombiniertes Eisen- und 
Kohlenwerk ist auch die Gewerkschaft Deutscher Kaiser der Firma Thyssen, 

EndJich kommen noch solche Werke in Betracht, die, um sich vom Kohlen- 
Syndikat unabhängig zu machen, nach Erwerbung von Kohlenfeld ern eifern.' 
Zechen angelegt haben» Es sind: Minister Achenbach (Gebr. Stumm), Werne 
(Georg- Marien- Bergwerk- und Hütten verein bei Osnabrück), Zeche De Wendel 
bei Hamm {Firma De Wendel), Zeche Maximilian bei Hamm (Maximilianshütte), 
Zeche Emscher-Lippe bei Mengede (Friedr. Krupp und N o r d d e u ts c h e r L I o y d), 
ferner die Steinkohlenfelder, die die Mansfelder Kupferschiefer bauende Ge- 
werkschaft erworben hat. 

Was die Verhandlungen der Kartell enquete über diese Frage betrifft, so ist 
besonders merkwürdig, daß kein einziger der Anwesenden gegen jene Ver- 
neinung der Frage b etwas einzuwenden hatte. Eine Bemerkung des Abge- 
ordneten Bergrat Gothein bezog sich auf Absatz a der Frage 12: Hat das 
Syndikat einen Ausfluß ausgeübt auf die Konzentration der Betriebe durch Aus- 
schaltung minder leistungsfähiger Betriebe? Es wurde hier die Übernahme der 
Zeche Steingatt durch die BergbaugeseOschaft Concordia erwähnt (nebenbei 
bemerkt, ist dies nicht der einzige FaJl einer Fusion zum Zwecke der Erhöhung 
der Beteiligung beim Kohlensyndikat, Ich habe schon in meiner Schrift über 
die Unteruehmerverbände einen andern Fall erwähnt, die Erwerbung der Zeche 
Helene durch die Gesellschaft Nordstern; neuestens ist auch wieder die Über- 
nahme der Zeche Bommerbänkker Tiefbau durch die Gewerkschaft Mont Cenis 
zu nennen). Es gehören dahin aber auch die zahlreichen Angliederungen 
noch leistungsfähiger Zechen an andere größere. Übrigens ist die Fassung der 
Frage 12a höchst unklar. Soll „Konzentration der Betriebe durch Ausschaltung 
minder leistungsfähiger Betriebe" eine Verminderung der Zahl der Betriebe durch 
Zugrundegehen bedeuten, so ist der Ausdruck Konzentration nicht angebracht, 
weil er unter b in ganz anderem, richtigem Sinne gebraucht wird, ist aber dabei nur 
an eine Verschmelzung mit, eine Angliederung an andere Zechen gedacht, so ist 
wieder die Bezeichnung Ausschaltung unzutreffend. Es handelt sieh um drei 
Möglichkeiten: 1. Beseitigung, Verdrängung minder leistungsfähiger Betriebe^ 
2. Fusionierung von Betrieben innerhalb des Kartells, 3. Kombinierung ver- 
schiedener Produktionsstadien. Man wird, um zu vermeiden, dati auch 
in Zukunft diese wichtige Frage ihrer Unklarheit wegen ungenügend 
beantwortet wird, gut tun, die Frage 12 folgendermaßen zu fassen: Hat das 
Kartell a) zu einer Ausschaltung und Verdrängung minder leistungsfälliger 
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Betriebe geführt? (Dies wird in der Hegel verneint werden, da es eher dem 
Wesen des Kartells entspricht, solche am Leben zu erhalten. Die Aus- 
schaltung- wird im Gegenteil durch den Konkurrenzkampf vorgenommen.) 
b) die Fusionierung «) zwischen Kartell mitgliedern, #) zwischen Außenstehenden, 
f) zwischen Kartellmitgliedern und gleichartigen Außenstehenden beeinÜuQt? 
c} Die Kombinierung von verschiedenen Stadien des Produktionsprozesses in einer 
Unternehmung gefördert? Die letzte Frage bezieht sich dann sowohl auf Kom- 
binationen, die Kartellmitglieder vornehmen, als auf solche, die von den Weiter- 
verarbeiten] des kartellierten Produktes ausgehen, 

,4 ) So insbesondere Dr. H. Schacht in einem offenbar nicht auf genügender 
Kennntnis des Materials basierendem und viele falsche Voraussetzungen ent- 
haltenden Aufsatze: „Trust oder Kartelle 4 '? Preußische Jahrbücher, Band 110. 
Ihm folgend Alfred Weber in seinem Referat fftr den 7. Vertretertag des 
Nationalsozialen Vereins zu Hannover vom 8. bis 5. Oktober 1902. Gegen beide 
jetzt S. Tschierschky, Kartell und Trust, Göttingen 1903, dessen diesbezüglichen 
Ausführungen ich im allgemeinen beistimme. 

lh ) Eine solche Yergleichung liefert Tschierschky in seinem oben erwähnten 
Buche. Ich kann seinen Ausführungen in vielen Punkten beistimmen, so ins- 
besondere in seiner Polemik gegen diejenigen (s> Anna. 14), die etwas Wesen t* 
liebes über die Kartelle auszusagen vermeinen, wenn sie sie als eine der modernen 
Tendenzen zur Kapitalkonzentration bezeichnen. Es beruht das wiederum, 
wie auch Tschierschky hervorhebt, auf einer Verwechselung mit den Trusts und 
bleibt unrichtig, obwohl die Kartelle neuestens häutiger als früher das 
gemeinsame Kapital der Mitglieder zur Bekämpfung der Konkurrenz heranziehen, 
i Schutzbohrgemeinschaft des Kalisyndikats, Aufkauf von außenstehenden Fabriken 
durch das Zuckersyndikat, Drahts tiftsyndikat etc) Aber Tschierschky übertreibt 
zweifellos, wenn auch aus dem berechtigten Gedanken, gegen jene Auffassungen 
protestieren zu müssen, nun wieder nach der andern Seite, indem er die Kartelle 
g-eradezu „in mancher Hinsicht als ein künstliches Hemmnis der kapitalistischen 

»Entwicklung der Wirtschaft' 1 bezeichnet (J& 56 )♦ Das sind sie nicht. Sie wären 
es ihrer Natur nachj aber nicht nach ihren Wirkungen, die eben in der Herbei- 
führung der oben kurz skizzierten verschiedenen Entwickelungstendenzen be- 
stehen. Die Kartelle sind nur, wie ich schon früher ausführte (Unternehmer- 
»verbände S* 192) ein Mittel, um den Übergang aus dem organisationslosen 
Zustand der freien Konkurrenz zur organisierten Volkswirtschaft allmählicher 
und milder sich vollziehen zu lassen. 

Anmerkungen zu Kapitel HL 

') Beide vereinigt in der Schrift: Die Kartelle und die Rechtsordnung, 
Leipzig 1902. s. daselbst S. 28 und 73, 

*) Band II S, m). 

') Vgl Protokoll Über die Verhandlungen des Nationalsozialen Vereins 
<VH Vertretertag) zu Hannover vom 2. bis 5. Oktober 1902. 

*) s. oben Kapitel II. 

6 ) Die Übersetzung nach Grunzel, Über Kartelle 9. 168-169. 
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") Das folgende nach meinem Aufsatze : Was kann heute den Kartellen 
gegenüber geschehen? in Conrads Jahrbüchern, Dezember 1902. 

7 ) Auf diese Forderungen beschränken sich die gesetzgeberischen Vor- 
schläge der meisten Autoren, z. B, Landesbergers, Menzels, Waeutigs anf dem 
deutschen Juristen tage. Dieser selbst hat von der Menzel sehen Resolution nur 
die Empfehlung der Einführung öffentlicher Kartell register angenommen, die 
Statuierung- einer Auskunftspflicht aber abgelehnt (g, auch meine Anzeige des 
Menzelschen Buches in Conrads Jahrbüchern, Januar 1903). 

H ) Landesberger, Referat für den 26, deutschen Juristentag, S. 3S0. 
Das folgende nach meinem oben erwähnten Aufsatze in Conrads Jahrbüchern. 

*) Grunze), Über Kartelle, S. 168. 

**) s, jetzt insbesondere F. Lusensky. der zollfreie Veredlungs verkehr, Berlin 
1903 und die daselbst zitierte weitere Literatur. 

n ) Kartell rnndschau, Heft 3 vom 10 T Februar 1903. — Es sei mir gestattet, 
wenigstens hier, in der Anmerkung, auch noch die übrigen in jenem Aufsatz 
erörterten Mittel anzuführen, weil sie ebenfalls, wenn auch nicht zu den zoll- 
politischeu, so doch zu den Maßregeln gehören» welche gegenüber den Kar- 
tellierungen der Rohstoffindustrien und deren schntzöllnerischer Begünstigung 
die weiter verarbeitenden Gewerbe vielleicht günstiger zu stellen vermögen. Es 
kommen iu Betracht: i, Hereinziehung der Ausfuhr der Rohstoffe und Halb- 
fabrikate in die Kartell ierung, ausgehend von dem Gedanken, daß die inländischen 
Weiterve rar heiter durch die billigere Ausfuhr der Rohstoffe in ihrer Konkurrenz- 
fähigkeit den auslandischen gegenüber geschädigt werden. Ich stehe nun zwar 
auf dem Standpunkte, daß der billigere Verkauf ans Ausland nicht ungünstig 
zu beurteilen, sondern meist eine Notwendigkeit ist. sicherlich aber ist er, wie 
gezeigt, immer dann verwerflich, wenn die deutschen Werke durch ihre ei gen & 
Konkurrenz den Weltmarktspreis immer weiter herabdrücken, Daher ist 
die Ausdehnung der Kartellieruog auf die Ausfuhr eine berechtigte Eorderung 
und neuerdings sind solche Verbände auch, mehrfach zustande gekommen 
(Schienen, Grobbleche.) 

2. Dali mit der Kartellierung der Rohstoff ausfuhr den heimischen Weiter- 
verarbeltern aber wesentlich geholfen sei, wird man kaum behaupten können, 
denn nicht die billigen Auslandspreise, sondern die hohen Inlandspreise 
sind es ja t welche sie schädigen. Als ein zweites Mittel, den Weiter verarb eitern 
zuhelfen, sind daher Versuche derselben denkbar, durch gemeinsam es Vorgehen eine 
Herabsetzung der Rohstoff- bezw, Halbfabrikatspreise zu erzwingen. Ein solcher 
fester Zusammenschluß aller Verbraucher wäre unter allen Umständen sehr 
nützlich, aber einerseits sind die Schwierigkeiten groß T andererseits die Hoffnung 
gering, daß er eine erhebliche Ermäßigung der Rohstoffpreise herbei ft 
werde. Ein solcher Abnehmer verband würde jedenfalls die Bildung weiterer 
Kombinationsunternehmungen anregen. 

Die Vorschläge der Halbzeugverbraucher gehen weiter; sie wünschen einen 
staatlichen Kredit von Ü0 Millionen Mark zur Errichtung eines eigenen gießen 
Stahlwerkes. Also Verbandseigenproduktion, um sich von den Rohstoff Produ- 
zenten unabhängig zu machen. Aber hiergegen sprechen die Bedenken, die ich 
gegen alle Förderung von Konkurrenzunternehmungen durch den Staat als 




Mittel gegenüber den Kartellen erhoben habe (Conrads Jahrbücher, Dezember 
1902, S. 797), namentlich der Umstand, daß dadurch die schon vorhandene 
Überproduktion noch weiter vermehrt werde. Derartig weitgehende Mittel 
können nur im Wege der Selbsthilfe angewendet werden. An privatem Kredit 
wurde es vielleicht nicht fehlen, wenn die Verbraucher genügend lange Ab- 
nahmeverpäichtungen eingehen würden. 

3. Ein weiterer Vorschlag ist die Bildung eines gemeinsamen Syndikats 
der Halbzengproduzeuten und Verbraucher (vgl. „Köln. Zeitung'' vom 16. Jan* 
1903), d. h. einer festen Verbindung zwischen den beiderseitigen Vereinigungen. 
Es würde hier der Gedanke zur Verwirklichung kommen, den ich Anfang 1902 
in einem Aufsätze in Schmollers Jahrbuch zuerst entwickelt habe (Krisen und 
Kartei le. Schmollers Jahrbücher 1902, S. 207 ff,'), daß die Preise der weiterver- 
arbeiteten Produkte sich nach denen der Rohstoffe richten müßten* eine 
gleitende Skala zwischen beiden geschaffen werden sollte, bezw. die Preise der 
Rohstoffe sowohl wie der verarbeiteten Produkte durch Kommissionen der 
Rohstoff Produzenten und Weiterverarbeiter gemeinsam festgesetzt werden würden. 
Wenn es gelänge, einen solchen gemeinsamen Verband zu schaffen f würde das 
zweifellos für die reinen Weiterverarbeiter von Nutzen sein. Allein die großen 
kombinierten Unternehmungen wollen eben, einstweilen wenigstens, davon 
nichts wissen und es ist auch sehr fraglich, ob es im Interesse der Allgemein- 
heit ist ? daß auf diese Weise die Durchsetzung einer vollkommeren Produktions- 
organisation mindestens verlangsamt wird. Jedenfalls würden mit Durchfährung 
einer solchen gemeinsamen Vereinigung die Preise für die Fertigprodukte höher 
werden. 

Schließlieh möchte ich noch einem Gedanken Ausdruck geben, der durch 
eioe Äußerung der Interessenten angeregt wurde und durch ähnliche Ent- 
wickelungs vorginge auf dem Gebiete des Handels nahe gelegt wird* In einer 
Zuschrift an das „Berliner Tageblatt" vom 12* Januar behauptet ein Halbzeug- 
verbraucher, daß die groBen gemischten Werke bei gleichen Halbzeugpreisen 
teurer produzieren als die kleinen Spezi al werke, und daß deshalb die erst er en 
an dem Halbzeug ihren hauptsächlichen Gewinn zu erzielen suchen Ob dies 
wirklich der Fall ist, wird durch die Kartell kommission eingehend untersucht 
werden müssen j erst dann wird man zu einem abschließenden Urteü in dieser 
Frage berechtigt sein. Es scheint mir aber, daß, wenn dies richtig ist, die 
Lage der reinen Weiterverarbeiter wohl etwas verbessert werden könnte durch 
eine Weiterbildung der Spezialisa tiom Die Produktionskosten würden dadurch 
nicht unerheblich verbilligt werden können, festgeschlossene Kartelle für die 
scharf spezialisierten Produkte werden erleichtert und durch die größere Gleich- 
mäßigkeit in den Preisfestsetzungen und den besseren Überblick über die Ab- 
satz Verhältnisse des Spezialprodukts wird die größere Abhängigkeit von den 
Konjunkturen desselben ausgeglichen. Natürlich läßt sich eine solche weiter- 
geführte Arbeitsteilung nicht von heute auf morgen schaffen, aber vielleicht 
kann dieselbe durch eine Verständigung der in Betracht kommenden Werke all- 
mählich herbeigeführt werden und eine Verbiiligung der Produktionskosten im 
Gefolge haben. Wir haben aal dem Gebiete des Handels einen zwar nicht 
analogen aber ähnlichen Vorgang. Auch die Warenhäuser sind Kombinationa- 
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Unternehmungen, aber die Spezialgeschäfte behalten neben ihnen ihre Bedeutung* 
Vielleicht gelingt es auch den reinen Walzwerken sich durch größere Speziali- 
sation lebensfähig zu erhalten, indem eine solche die billigere Rohstoff beschaff an g 
der kombinierten Werke auszugleichen vermag. 

'*) Vgl. Lusensky a. a. 0. S. 178, 

llft ) Nach der „Frankf* Zeitung" vom 4. November 1902. 

10 ) Schon Lotz, Konderinteressen gegenüber der Wissenschaft einet und jetzt 
S. 25, macht darauf aufmerksam, daß bei Kohlen und Eisen „die Protektion 
im Verkehrswesen liegt" und liier nicht Rohstoffzolle die Schutzbedürftigkeit 
der Eisenwerke herbeiführen. 

14 ) Vgl. den Aufsatz Krisen und Kartelle in Schmollers Jahrbuch 1902, 
Heft 2 und dazu Fohle, Bevölkerungsbewegung, Kapitaibildung und periodische 
Wirtschaftskrisen, S. 42 ff. 

w ) Sehen der Congres international du commerce et de 1* Industrie, der im 
September 1902 in Ostende tagte, hat einen derartigen Beschluß gefaxt. 

lri ) Die Zukunft der Meistbegünstigung, die „Nation", 20, Jahrgang, Nb. 2. 
- Auch Alfred Weber hat in seine Leitsätze für den national sozialen Vertreter- 
tag einen Passus aufgenommen (VI): „Erwünscht ist die Einfügung einer 
Klausel in die Handelsverträge, die die Erhebung eines Zollzuschlages auf 
Artikel ermöglicht, welche fremde Kartelle, Trusts oder ähnlichen Organisationen 
mit Hilfe von Exportprämien exportieren. 11 

l7 J s oben Anm. 11 zu diesem Kapitel. 

W J Nach der „Frankf. Zeitung." vom 16 + Jult 1902, die einer Übersei 
der deutschen „Petersburger Zeitung" folgt, 

10 ) Vgl- auch den schon erwähnten Aufsatz von Oothein. 

-*) Dr. Eugen Moritz, Eisenindustrie, Zolltarif und Außenhandel, Berlin 
1902, S. *8. 

ft ) s. darüber auch Lotz a. a. O , 5. 22 ff. 

* f ) Es ist höchst interessant zu sehen, wie insbesondere im Auslande die 
Monopol bil düng der deutschen und amerikanischen Volkswirtschaft als Muster 
hingestellt und die möglichst vollkommene Nachbildung der dort vorhandenen 
Institutionen im Interesse der nationalen Behauptung gefordert wird, Be- 
son4ers zutage tritt dieser Gesichtspunkt in der kürzlich erschienenen Schrift 
des ehemaligen Deputierten, der Seine und Loire, Francis Laur : de 1 'Accapare- 
ment, Bd. II, der die Kartelle Deutschlands behandelt, nachdem sich der erste 
mit den amerikanischen Trusts befaßt hatte. Dieses Buch ist zwar ganz 
unsystematisch und kritiklos, teilweise direkt albern (le cartel Guilkume II et 
Friedrich Krupp nennt sich ein Kapitel!), aber es enthält ein großes, meist von 
den französischen Konsuln gesammeltes Material, das auch dem deutschen 
Leser manches Neue zu bringen vermag und ist besonders bemerkenswert durch 
die starke Hervor kehrung des Gedankens, daÜ sich Frankreich so schnell als 
möglich eine große Kartei!- und Urastorganisation heranbilden müsse. Den- 
selben Standpunkt vertritt J. Melme, der bekannte ehemalige Ministerpräsident 
und BchutzzöJlner, der eine Vorrede zu dem Buche Laur's geschrieben hat. 
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